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Permanente Provokation
Britanniens Kriegsschiffe machen die Speer-
spitze im Südchinesischen Meer, aber auch eine 
deutsche Fregatte darf sich da tummeln.

Seiten 6 und 9 

Ehrung für Willi Hoffmeister
Unser Freund, Genosse, Gewerkschafter, Antifa-
schist und Friedenskämpfer, kurz, Willi Hoffmeis-
ter, bekam das Bundesverdienstkreuz.

Seite 8

Thema der Woche

Abgekartetes Spiel
Der Angriff auf die DKP ist abgewehrt, aber 
nicht abgehakt. In dieser Ausgabe beleuch-
ten wir den juristischen Gehalt des Beschei-
des der Bundesverfassungsrichter, die Plan-
mäßigkeit der Attacke und die Rolle der Me-
dien. Die „ARD“-Kritiker Volker Bräutigam 
und Friedhelm Klinkhammer sagen: Das war 
Beihilfe. Derweil halten sich die Genossinnen 
und Genossen der DKP nicht lange beim Sekt 
auf, sondern starten in die heiße Phase des 
Bundestagswahlkampfs.

Seiten 5, 9, 12 und 15

Die Gewerkschaft ver.di hat die 
Tarifverhandlungen für den Ein-
zelhandel in Bayern für geschei-

tert erklärt. Nachdem die Gespräche 
mit den Unternehmern am Donnerstag 
vergangener Woche ergebnislos abge-
brochen wurden, „bleibt uns nur, den 
Druck in den Betrieben noch zu ver-
größern, um zu einer Lösung zu kom-
men“, kündigte ver.di-Verhandlungs-
führer Hubert Thiermeyer an. Seit 
Beginn der Tarifrunde im April gab es 
allein in Bayern mehr als 800 Streikak-
tionen in mehr als 100 Betrieben.

Die Tarifverhandlungen im Han-
del werden regional geführt. Gerun-
gen wird um neue Flächentarifverträ-
ge für den Einzel- und Versandhandel 
sowie für den Groß- und Außenhan-
del. ver.di fordert mehr oder weniger 
überall gleich eine Lohnerhöhung 
von 4,5 Prozent plus 45 Euro bei ei-
ner Laufzeit von maximal zwölf Mo-
naten. Zudem sollen die untersten Ge-
hälter auf mindestens 12,50 Euro pro 
Stunde angehoben werden.

Die Gegenseite stellt sich stur und 
bietet lediglich Einkommenssteigerun-

gen in Höhe von etwa 2 Prozent an – 
gestreckt auf drei Jahre! Zu Recht hat 
die Gewerkschaft das als Provokation 
zurückgewiesen, denn allein in die-
sem Jahr wird mit einer Inflationsrate 
von rund 4 Prozent gerechnet – mas-
sive Reallohnverluste sollen nach An-
sicht der Konzernherren also die Be-
lohnung für den Einsatz der „Heldin-
nen und Helden“ in den Monaten der 
Pandemie sein. Das würde für die Be-
schäftigten eine Verschärfung der jetzt 
schon drohenden Einkommens- und 
Altersarmut bedeuten, warnt ver.di-
Bundesfachgruppenleiter Orhan Ak-
man. „Das ist ein Schlag ins Gesicht 
der Kolleginnen und Kollegen, die Tag 
für Tag ihre Gesundheit auf Spiel ge-
setzt haben, um die Versorgung der 
Bevölkerung sicherzustellen.“

Die Unternehmer fordern außer-
dem eine „Differenzierung“ des Ta-
rifabschlusses. Demnach sollen Un-
ternehmen, die „von der Pandemie 
betroffen“ waren, die Lohnerhöhung 
um Monate verschieben dürfen. Nach 
welchen Kriterien ein Unternehmen 
in diese Kategorie fällt, lassen sie be-

wusst offen. Akman spricht deshalb 
von einem „Wünsch-dir-was“, das mit 
der Gewerkschaft nicht zu machen sei: 
„Die Ausgaben, die die Beschäftigten 
zu schultern haben, differenzieren 
auch nicht nach Teilbranchen.“

Im Handel in Deutschland arbei-
ten mehr als fünf Millionen Men-
schen, rund 3,1 Millionen von ihnen – 
vor allem Frauen – im Einzelhandel. 
Die Arbeitsbedingungen haben sich in 
den vergangenen Jahrzehnten immer 
weiter verschlechtert, Vollzeitstellen 
mit existenzsichernden Löhnen gibt 
es kaum noch. Hatte im Jahr 2000 
noch die Hälfte der Beschäftigten im 
Einzelhandel in Vollzeit gearbeitet, 
sind es inzwischen nur noch 38 Pro-
zent – ein Beleg dafür, dass die stän-
dige Ausweitung der Ladenöffnungs-
zeiten nicht zu neuen Arbeitsplätzen 
geführt hat. Selbst von den sozialversi-
cherungspflichtig in Vollzeit angestell-
ten Beschäftigten im Handel erhält 
nach Angaben der Bundesregierung 
knapp ein Viertel nur einen Niedrig-
lohn, jede sechste der angelernten Be-
schäftigten muss Aufstockerleistun-

gen der Arbeitsagentur in Anspruch 
nehmen, weil das Einkommen nicht 
zum Leben reicht.

Für die Gewerkschaft ist der Ar-
beitskampf eine komplizierte Her-
ausforderung. Der Organisationsgrad 
ist gering, auch weil viele Beschäftig-
te neben ihrem Teilzeitjob im Han-
del noch einer zweiten oder dritten 
Tätigkeit nachgehen müssen. Wenn 
sie schließlich um 22, 23 oder gar 24 
Uhr endlich nach Hause gehen kön-
nen, denken die wenigsten noch daran, 
sich gewerkschaftlich zu organisieren. 
Trotzdem ist die Kampfbereitschaft 
beeindruckend: Täglich legen bundes-
weit tausende Beschäftigte die Arbeit 
nieder, oft unangekündigt und von 
wechselnder Dauer. „Die Beschäftig-
ten sind sauer und streikbereit. Ap-
plaus allein reicht nicht“, betont Jörg 
Lauenroth-Mago, ver.di-Verhand-
lungsführer in Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen. „Wir werden die 
nächsten Wochen bis zum nächsten 
Verhandlungstermin nicht abwarten, 
sondern zu weiteren Streiks aufrufen.“

� Katja Schnitter

Hiroshima und  
Nagasaki mahnen
In vielen Orten finden an diesem Frei-
tag Gedenk- und Friedensveranstaltun-
gen anlässlich des 76. Jahrestages der 
Atombombenabwürfe auf Hiroshima 
und Nagasaki am 6. und 9. August 1945 
statt. Wir veröffentlichen eine Auswahl:

Sauer und streikbereit
Handel: Kein Ende im Arbeitskampf absehbar. Unternehmer wollen Reallohnverluste

Betroffene haben die Nase voll
In Hochwassergebieten fehlt vielen das Nötigste, Politiker beginnen über Aufbaufonds zu diskutieren
„Es läuft, wie es eben läuft, wenn 
man in einem kriegsähnlichen Um-
feld lebt“, sagt eine Anwohnerin aus 
Bad Neuenahr gegenüber UZ. Erst 
seit wenigen Tagen hat sie wieder 
Strom und Wasser, das sie jedoch im-
mer erst abkochen muss. Die Coro-
na-Inzidenzzahl ist auf 45 gestiegen, 
während sie (bei Redaktionsschluss) 
im Bundesdurchschnitt bei 17,9 liegt. 
„Vorher habe ich mich penibel an al-
les gehalten, aber jetzt braucht man 
die Nähe“, sagt sie. Im Kreis Bad Neu-
enahr-Ahrweiler sind nach ersten 
Schätzungen zwei Drittel der Häu-
ser zerstört. Sie hatte Glück im Un-
glück, ihre Wohnung liegt auf einem 
Hügel. Die Aufräumarbeiten verlau-

fen schleppend. „Die Zerstörungen 
auf über 50 Kilometer sind einfach 
zu groß. Wir haben kaum noch Infra-
struktur hier“, sagt sie.

Derweil prüft die Staatsanwalt-
schaft Koblenz, ob sie Ermittlun-
gen einleiten soll. Es geht um den 
„Anfangsverdacht der fahrlässigen 
Tötung und der fahrlässigen Kör-
perverletzung infolge möglicher-
weise unterlassener oder verspäte-
ter Warnungen oder Evakuierungen 
der Bevölkerung“. Der beschuldigte 
Landrat Jürgen Pföhler (CDU) weist 
mögliche Versäumnisse von sich. 
Diese, in Deutschland sehr beliebte, 
Einzeltäter-These dürfte jedoch den 
Ministerpräsidenten von Rheinland-

Pfalz und Nordrhein-Westfalen ge-
fallen.

NRW-Chef und CDU-Kanzler-
kandidat Armin Laschet wurde erst 
kürzlich bei einem Besuch in Swist-
tal-Odendorf von Anwohnern ange-
gangen. „Bei mir liegen die Nerven 
blank“, klagte eine Frau. Sie sei chro-
nisch krank und sie fürchte, dass sie 
ihre Medikamente nicht bekommt. 
Ein anderer fragt nach der verspro-
chenen Hilfe, die man nirgendwo sehe. 
„Ich verstehe Sie!“ ist Laschets Ant-
wort. Wortgewaltiger wird er, als ihm 
ein junger Mann vorwirft, das sei doch 
für ihn nur Wahlkampf. „Die Leute 
wollen Hilfe und das ist mein Job. Das 
hat mit Wahlkampf Null Komma Null 

zu tun“, entgegnet der Wahlkämpfer 
dem Mann.

Am 10. August will die Minister-
präsidenten-Konferenz über einen 
Wiederaufbaufonds diskutieren. Eine 
Sondersitzung, wie von der FDP be-
antragt, soll es im Bundestag nicht ge-
ben. Laschet sagte im ebenfalls betrof-
fenen Schleiden, dass er den Wieder-
aufbaufonds per Bundesgesetz regeln 
will. „Damit ist nämlich verlässlich für 
alle, die jetzt auf Geld warten, gesi-
chert, dass dieses Geld auch kommt.“ 
Die Anwohnerin aus Bad Neuenahr 
weiß jedoch jetzt schon genau, was 
sie am dringendsten braucht: „Eine 
Trinkwasser-Aufbereitungsanlage.“

� Christoph Hentschel

Kämpferisch: Die Beschäftigten im Lidl-Zentrallager im bayrischen Graben legten bereits zum zweiten Mal die Arbeit nieder.

Foto: ver.di Handel Bayern

Beilagenhinweis
Dieser UZ liegt ein Werbeflyer des 
„Neuen Deutschland“ bei.

Freitag, 6. August

Aachen: Kunstaktion der DFG-VK am Obelisk 
des Dreiländerecks, 11.59 Uhr

Berlin: Gedenkveranstaltung der Friedens-
glockengesellschaft Berlin, Weltfriedens-
glocke im Volkspark Friedrichshain, Großer 
Teich, 16 bis 18 Uhr

Bremen: Kundgebung des Bremer Friedens-
forums für den Abzug der US-Atomwaffen 
aus Deutschland, Marktplatz, 12 Uhr

Düren: „Gesicht zeigen für den Atomwaf-
fenverbotsvertrag“, Stefan-Schwer-Stra-
ße 4, 17 Uhr

Frankfurt/Main: Kundgebung „Hiroshima 
mahnt: Atomwaffenverbot durchsetzen“, 
Paulsplatz/An der Paulskirche, 17 Uhr

Hamburg: Gedenkkundgebung mit Kai Degen-
hardt, Alsteranleger/Jungfernstieg, 18.30 Uhr

Karlsruhe: „Bewegliche Mahnwache“ des 
Friedensbündnisses Karlsruhe, Start- und 
Endpunkt am Platz der Grundrechte in der 
Karl-Friedrich-Straße, 17.30 Uhr

Kassel: Gedenkveranstaltung des Kasseler 
Friedensforums, Hiroshima Ufer, 20 Uhr

Köln: Gemeinsamer Gang des Kölner Frie-
densforums zum Mahnmal „Atomwaffen ab-
schaffen!“, Auftakt Aachener Weiher, Musik 
von Klaus der Geiger, 18 Uhr

Krefeld: Mahngang des Krefelder Friedens-
bündnisses mit Die-In auf dem Neumarkt, 
Treffpunkt Hochstraße/Ecke Schwanen-
marktbrunnen, 17 Uhr

Leipzig: Mahnwache von Greenpeace mit ei-
ner „Nuke.Map“, die das Ausmaß der mögli-
chen Zerstörung Leipzigs nach einem Atom-
bombenabwurf zeigt, Petersstraße/Thomas-
kirchhof, 15 Uhr

Mainz: Gedenken von DFG/VK und anderen: 
„Hiroshima – Ein Akt der Unmenschlichkeit 
und des Grauens!“, Gutenbergplatz, 18 Uhr

Mannheim: Gedenken von DFG/VK und an-
deren, Paradeplatz, 17 Uhr

Marburg: Mahnwache von Greenpeace 
mit einer „Nuke.Map“, die das Ausmaß der 
möglichen Zerstörung Marburgs nach einem 
Atombombenabwurf zeigt, Erwin-Piscator-
Haus, Biegenstraße 15, 17 Uhr

Müllheim: „Für eine Welt in Frieden ohne 
Atomwaffen“, Kundgebung, Vorplatz Stadt-
kirche Müllheim, 18 Uhr

München: „Hiroshima und Nagasaki mah-
nen“, Kundgebung, Marienplatz, 17 bis 21 Uhr

Nürnberg: „Hiroshima ist überall – wir geden-
ken der Opfer“, vor der Lorenzkirche, 18 Uhr

Offenbach: „Hiroshima mahnt – Atomwaffen-
verbot jetzt“, Hafentreppe Offenbach, 20 Uhr

Saarbrücken: „20 Wecker klingeln“, Aktion 
des Friedensnetzes Saar, die Wecker stehen 
für die 20 in Büchel stationierten Atombom-
ben, Ludwigsplatz, 15 Uhr

Tübingen: „Für eine Welt ohne Atomwaffen“, 
Kundgebung des Friedensplenums mit Kons-
tantin Wecker, Holzmarkt, 17 bis 18 Uhr

Stuttgart: „Hiroshima & Nagasaki mahnen“, 
Kundgebung, Schlossplatz, vor der Com-
merzbank, 17 Uhr

Würzburg: Kundgebung der DFG/VK, Unterer 
Markt, wuerzburg.dfg-vk.de

Weitere Infos und Termine auch am 
Wochenende: www.friedenskooperative.de
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Lohnmauer einreißen
Streik bei „Teigwaren Riesa“ verdeutlicht Arbeitsbedingungen in Ostdeutschland

Die Mauer muss weg“ war ein 
häufig gehörter Ruf im Herbst 
1989 in der DDR. Wenige Mo-

nate später war der sozialistische Staat 
Geschichte und das Land mit seinen 
Bewohnern westdeutschen Konzer-
nen und der Treuhand schutzlos ausge-
liefert. Im sächsischen Riesa soll nun 
dreißig Jahre nach diesen dramatischen 
Ereignissen eine ganz andere Mauer 
verschwinden. „Lohnmauer einreißen. 
Jetzt! 30 Jahre Wende. Endlich Lohn-
gerechtigkeit schaffen“, war auf einem 
Transparent der streikenden Beschäf-
tigten des Nudelproduzenten „Teigwa-
ren Riesa“ zu lesen.

Die Gewerkschaft Nahrung-Ge-
nuss-Gaststätten (NGG) hatte diese 
am 27.  Juli zu einem mehrstündigen 
Streik aufgerufen. Die Produktion in 
der sächsischen Teigwarenfabrik stand 

bis zum nächsten Morgen still. Ziel des 
Arbeitskampfes war, durch den Ab-
schluss eines neuen Entgelttarifver-
trags die bestehende Lohnlücke zu ver-
gleichbaren Betrieben in Westdeutsch-
land zu schließen. Die NGG beziffert 
diese im Schnitt mit weit über 700 Euro 
monatlich. Die unterste Lohngruppe 
liege aktuell nur 34 Cent oberhalb des 
Mindestlohns. Selbst Facharbeiter er-
halten gerade einmal 13 Euro pro Ar-
beitsstunde. Durch einen verbindlichen 
Stufenplan soll nun die große Lohn-
differenz gegenüber dem Westniveau 
Stück für Stück verringert werden.

Die Kapitalseite hat sich allen Ver-
handlungen verweigert. Frühestens 
2022 sei man bereit, über Lohnerhö-
hungen zu sprechen. Lohnerhöhun-
gen waren aus Sicht der Unternehmer 
schon immer gleichbedeutend mit dem 

eigenen wirtschaftlichen Ruin. Dieser 
Logik folgend behauptet die Betriebs-
leitung, dass selbst eine schrittweise 
Lohnangleichung vom Unternehmen 
nicht zu leisten sei, und schürte die 
Angst vor einer möglichen Insolvenz 
unter den Beschäftigten.

Das niedrige Lohnniveau bei Riesa 
Teigwaren ist kein Einzelfall, sondern 
steht stellvertretend für die Arbeitsbe-
dingungen in Ostdeutschland. Generell 
gilt zwischen Eisenach und Görlitz die 
Regel: Es wird länger gearbeitet als im 
Westen und dies für deutlich weniger 
Lohn. Jeder dritte sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte in Ostdeutsch-
land arbeitet im Niedriglohnsektor. 
Im Vergleich dazu liegt der Anteil der 
Niedriglohnempfänger in Vollzeitjobs 
in den westdeutschen Bundesländern 
bei „nur“ 16,5 Prozent. In absoluten 

Zahlen ausgedrückt müssen mehr als 
1,2 Millionen in Vollzeit Beschäftigte 
im Osten ihre Arbeitskraft für weniger 
als 2.203 Euro brutto im Monat ver-
kaufen.

Noch bis in die 2010er Jahre wur-
de diese extreme Ausbeutung mensch-
licher Arbeitskraft in einigen „neu-
en Bundesländern“ sogar offensiv als 
Standortfaktor beworben. So legte die 
ehemalige CDU-geführte Landesregie-
rung in Erfurt eine Werbekampagne 
mit dem Titel „Niedriglohnland Thü-
ringen“ auf. Diese wurde zwar mit dem 
Regierungswechsel zu „Rot-Rot-Grün“ 
eingestellt, aber an dem Lohnniveau im 
Freistaat hat sich nach dieser kosme-
tischen Maßnahme nichts geändert. 
Hierzu hätte an anderen Stellschrau-
ben gedreht werden müssen, wie zum 
Beispiel der niedrigen und seit Jah-
ren zurückgehenden Tarifbindung. Im 
Osten wird gerade noch in 20 Prozent 
der Betriebe nach Tarif gezahlt. Nur 45 
Prozent der Beschäftigten erhalten ei-
nen Tariflohn und auch dieser ist in der 
Regel niedriger als vergleichbare Löh-
ne im Westen.

Die Ursachen für die Lohnmauer 
liegen jedoch tiefer und sind die Folge 
der Ereignisse von 1989/90. Nachdem 
„die Mauer weg“ und die DDR von der 
politischen Landkarte verschwunden 
war, wurde die bis dahin achtgrößte 
Volkswirtschaft der Erde in eine „Son-
derwirtschaftszone Ost“ transformiert. 
Aus den ehemals volkseigenen Betrie-
ben und Kombinaten, die die Privatisie-
rungen und den Kahlschlag durch die 
Treuhand überlebten, wurden „verlän-
gerte Werkbänke“ westlicher Konzer-
ne. Diese Entwicklung war kein bedau-
erlicher „Unfall“ oder Kollateralscha-
den im sogenannten Einigungsprozess, 
sondern war von den neuen Herren 
politisch und ökonomisch genau so ge-
wollt. Ostdeutschland diente ihnen in 
den 1990er Jahren als Experimentier-
feld und Blaupause für die neoliberale 
Umgestaltung, die dann auch im Wes-
ten folgen sollte.
� Ulf Immelt

Teigwaren Riesa will frühestens ab dem Jahr 2022 über höhere Löhne verhandeln. Die Gewerkschaft hat deshalb zum  
Arbeitskampf aufgerufen.

Foto: NGG Landesbezirk Ost

Steuerbetrug war immer Betrug
Bundesgerichtshof bestätigt Verurteilung von Cum-Ex-Profiteuren
Am 28. Juli entschied der 1. Strafse-
nat des Bundesgerichtshofs letztins-
tanzlich und bestätigte die Verurtei-
lung zweier Aktienhändler im „Cum- 
Ex“-Komplex vom 18.  März 2020 
durch das Landgericht Bonn. Das in 
die kriminellen Geschäfte involvierte 
Hamburger Bankhaus Warburg muss 
zudem einen Steuerschaden von cir-
ca 176 Millionen Euro an den Fiskus 
zurückerstatten. Hunderte von Straf-
verfahren stehen noch an, im größten 
Steuerskandal der deutschen Nach-
kriegsgeschichte sind durch illegale 
Aktiendeals die Finanzämter um ein 
Steuervolumen in zweistelliger Milli-
ardenhöhe betrogen worden.

Vereinfacht geht es bei „Cum-Ex“ 
darum, dass durch die Koordination 
mehrerer Handelsvorgänge, bei denen 
immer eine Bank involviert sein muss, 
die Kapitalertragssteuer mehrfach vom 
Finanzamt erstattet wird, obschon nur 
ein steuererheblicher Verkauf vorliegt. 
Unter Rückgriff auf das Instrument 
des „Leerverkaufs“ (ein Aktienpaket 
wird verkauft, obwohl der Verkäufer 
es lediglich geliehen hat) wurde dem 
Finanzamt vorgespielt, die an einem 
festgelegten Stichtag ausgezahlte Di-
vidende sei mehrmals angefallen. Die-
ses Verwirrspiel führt dann im Ergebnis 
dazu, dass die bei einer Aktientransak-
tion entstehende Kapitalertragssteuer 
(KESt = 25 Prozent der Dividende) 
mehrfach vom Fiskus rückerstattet 
wird und die Beteiligten sich die Steu-
erbeute teilen.

Das Ganze funktioniert nur, wenn 
Fonds oder Banken in den Betrug ein-
gebunden sind, denn nur diese haben – 
im Unterschied zu Privatpersonen  – 

das Privileg, eine Rückerstattung der 
KESt verlangen zu können.

Vertreter der Warburg-Bank hatten 
zu einem Zeitpunkt, als die Ermittlun-
gen der Steuerfahndung Köln schon 
liefen (2016/2017), Kontakt zum frühe-
ren Hamburger Bürgermeister Scholz 
gesucht. Inzwischen aufgetauchte Do-
kumente belegen das Motiv dieser 
Kontaktaufnahmen. Am 7. September 
2016 versandten Beamte der hambur-
gischen „Abteilung für Strukturpolitik“ 
ein Informationsschreiben an die Se-
natskanzlei des Bürgermeisters. Dort 
war für den gleichen Tag um 18.45 Uhr 
eine Besprechung von Scholz mit den 
Warburg-Abgesandten Christian Ole-
arius und Max Warburg angesetzt. Im 

Papier ist die Rede von bereits eingelei-
teten Ermittlungen der Kölner Staats-
anwaltschaft gegen Warburg, ein Steu-
erschaden von 150 Millionen Euro ste-
he im Raum.

Im später gefertigten Tagebuchein-
trag von Olearius ist über das Treffen 
mit Scholz zu lesen: „Ich meine, sein 
zurückhaltendes Verhalten so auslegen 
zu können, dass wir uns keine Sorgen 
zu machen brauchen.“ Die Stadt Ham-
burg ließ Steuernachforderungen ge-
gen Warburg (47 Millionen Euro) ver-
jähren. Erst vier Jahre später zahlte das 
Bankhaus Warburg unter öffentlichem 
Druck 155 Millionen Euro zu Unrecht 
erstatteter Steuern zurück. Olaf Scholz, 
inzwischen Bundesfinanzminister und 

Kanzlerkandidat, kommentierte das 
BGH-Urteil von letzter Woche mit den 
Worten: „Die Entscheidung ist wirklich 
eine gute Sache für uns als Steuerzahler 
und für die Gerechtigkeit.“ Das Gericht 
habe klargestellt, „dass Cum-Ex zu kei-
nem Zeitpunkt legal war und die Steu-
erschuld nie verjährt ist“.

Zu keinem Zeitpunkt? Also auch 
nicht an jenem 7. September 2016, dem 
ersten von drei Treffen (weitere am 
26. Oktober 2016 und 10. November 
2017) von Scholz mit den Emissären 
der Warburg-Bank? Vor dem Untersu-
chungsausschuss zu „Cum-Ex“ flüchte-
te Scholz sich in die „fehlende Erinne-
rung“ an jene Treffen. Schließlich habe 
ein Bürgermeister einen vollen Termin-
kalender. Da könne man sich nicht al-
les merken.
� Ralf Hohmann

Schöne Fassade: Die Warburg-Bank

Olaf Scholz fehlen Erinnerungen

Foto: Claus-Joachim Dickow / wikimedia / CC BY-SA 3.0

Foto: Christoph Braun / wikipedia / public domain

Preise steigen
Nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes sind die Verbraucher-
preise in Deutschland im Juli gegen-
über dem Vorjahresmonat um 3,8 
Prozent gestiegen. Der Anstieg der 
Verbraucherpreise ist nun sieben 
Monate in Folge zu verzeichnen. 
Für die steigende Inflation macht 
das Amt einen „Basiseffekt verant-
wortlich, der auf die coronabeding-
te Senkung der Mehrwertsteuer im 
Jahr 2020 zurückzuführen ist“.

Abschluss bei 
Thüringer Bahnen
Die EVG hat für ihre Mitglieder 
bei der Erfurter Bahn GmbH und 
Süd-Thüringen Bahn GmbH einen 
Tarifvertrag abgeschlossen. Neben 
einer Corona-Beihilfe in Höhe von 
600 Euro steigen die Einkommen 
um insgesamt 3,2 Prozent. Ab dem 
1. Januar 2022 gibt es im Volumen 
von 1,3 Prozent mehr vom EVG-
Wahlmodell, dann sind beispiels-
weise bis zu zwölf Tage mehr Ur-
laub für die Beschäftigten wählbar. 
Ab dem 1. Januar 2023 steigen die 
Einkommen um weitere 1,9 Pro-
zent.

Mehr Lohn für Fleischer
Die Beschäftigten im Fleischer-
handwerk Baden-Württemberg 
erhalten zum 1.  August 2021 2,5 
Prozent mehr Lohn und Gehalt. 
Darauf haben sich die NGG und 
der Landesinnungsverband für das 
Fleischerhandwerk Baden-Würt-
temberg geeinigt. Der Lohn- und 
Gehaltstarifvertrag hat eine Lauf-
zeit von 12 Monaten und kann frü-
hestens zum 31. Juli 2022 gekündigt 
werden.

Materialmangel
Das Ifo-Institut hat im Juli rund 
2.700 Industrieunternehmen be-
fragt, danach wird Materialmangel 
für die deutsche Industrie zu einem 
immer ernsteren Problem. Fast zwei 
Drittel der vom Ifo-Institut befrag-
ten Unternehmen sahen Engpässe, 
die sich in der Produktion auswir-
ken, wenngleich häufig noch Her-
steller die Nachfrage aus ihren La-
gern bedienen könnten. Besonders 
betroffen seien die Hersteller elekt-
rischer Ausrüstungen sowie die Au-
tomobilindustrie.

Mindestlohnbetrug
Der Bundesvorsitzende der Indust-
riegewerkschaft Bauen-Agrar-Um-
welt (IG BAU), Robert Feiger, hat 
strengere Maßnahmen gegen Min-
destlohnbetrug in Deutschland ge-
fordert. Die Zahl der Arbeitgeber, 
die sich nicht an die gültigen Lohn-
regeln hielten, sei nach wie vor 
hoch, kritisierte der Gewerkschafts-
chef. Feiger verwies auf Zahlen, die 
das Bundesfinanzministerium für 
das vergangene Jahr vorgelegt hat. 
Danach leitete die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit bundesweit 4.220 Er-
mittlungsverfahren wegen Mindest-
lohnverstößen ein – Fälle, in denen 
entweder der gesetzliche Mindest-
lohn oder bestehende Branchen-
mindestlöhne nicht korrekt an die 
Beschäftigten gezahlt wurden.

Reform überfällig
Nach Auffassung der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) hat die Große Ko-
alition die überfällige Reform des 
BAföG die ganze Wahlperiode 
über blockiert. „Auch als die Co-
rona-Krise überdeutlich machte, 
dass die staatliche Ausbildungs-
förderung nur noch einen Bruch-
teil der Studierenden erreicht, re-
agierte das Bundesministerium 
für Bildung und Forschung ach-
selzuckend mit einer halbherzigen 
Überbrückungshilfe und verzins-
ten Bankkrediten. Insofern ist es 
zu begrüßen, dass Ministerin Kar-
liczek endlich eine BAföG-Reform 
in Aussicht stellt. Der Kurswechsel 
kommt aber leider zu spät und nur 
in Tippelschritten“, kritisierte And-
reas Keller, stellvertretender Vor-
sitzender und Hochschulexperte 
der GEW.
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Fataler Rückschritt
Home-Office verschärft Doppelbelastung von Frauen
Nicht nur während der Zeit der Pan-
demiemaßnahmen hat sich herausge-
stellt, dass durch Home-Office keine 
Geschlechtergleichheit oder größere 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
stattfindet. Doppelbelastung und tradi-
tionelle Rollenaufteilungen haben wei-
ter Bestand, sie verschärfen sich sogar.
Zu Beginn der Pandemie empfanden 
Eltern manches Mal den Trend zum 
Home-Office als Erleichterung. Die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
schien leichter umsetzbar. Es sei „eine 
Erleichterung für Beruf und Familie“, 
so Jutta Allmendinger, Präsidentin 
des Wissenschaftszentrums Berlin für 
Sozialforschung. Aber diese Erleichte-
rung habe „leider ein Geschlecht: das 
weibliche Geschlecht“.

Für weibliche Beschäftigte, die 
auch in der Corona-Krise zumeist die 
Verantwortung für die Kinderbetreu-
ung trugen, ging die Schließung von 
Kitas und Schulen trotz und wegen 
Home-Office meist mit einer enor-
men Erhöhung der Doppelbelastung 
aus Erwerbs- und Sorge-Arbeit einher. 
Allmendinger weist darauf hin, dass 
Frauen schon immer diese Vereinbar-
keit schulterten. Jetzt – durch Home-
Office – werde ihnen das leichter ge-
macht. Und genau damit verfestige 
sich die Ungleichheit zwischen Män-
nern und Frauen.

Denn die Unterschiede in Stunden-
löhnen, Arbeitszeiten, Rentenniveau 
zwischen Frauen und Männern wer-
den durch Home-Office nicht redu-
ziert, auch nicht die „Positionsgewin-
ne“ – im Gegenteil. Frauen haben lan-
ge darum gekämpft, den öffentlichen 
betrieblichen und politischen Raum zu 
betreten. Jetzt werden sie teilweise in 
die Familien zurückgeholt. Ein katas-
trophaler gesellschaftlicher und femi-
nistischer Rückschritt. Nicht nur ihre 
Care-Arbeit wurde unsichtbar, jetzt 
auch noch ihre durch Unternehmer 
ausgebeutete Lohnarbeit. Schwer, da 
eine Gehaltserhöhung durchzusetzen. 
„Vor allem für Frauen dürfte sich eine 
dauerhafte Ausgrenzung aus betrieb-

lichen Netzwerken und Machtstruktu-
ren als Karriereblockade erweisen“, so 
Allmendinger.

Die Spreizung der Arbeitsrealität 
von Frauen und Männern, ergab eine 
Befragung in Österreich, wurde au-
genfällig: Home-Schooling, „Distance 
Learning“ und andere Formen der Kin-
derbetreuung mit dem gleichzeitigen 
Anspruch, unvermindert zu arbeiten, 
ist, bei aller „Erleichterung“ für Ver-
einbarkeit, eine in dieser Form bisher 
unbekannte Belastung für Frauen und 
ein Kraftakt, der grundsätzlich nicht 
gelingen kann.

Eine massive Ausfransung der Ar-
beitszeiten für Frauen wurde erlebt 
und in Studien belegt. Schon Clara 
Zetkin stellte 1889 fest, es sei „die 
Rücksicht auf die Aufgaben in der 
Familie“. Die Frau sei nicht ein „Nur-
Mensch“, sie sei ein weiblicher Mensch 
und habe als Mutter, als Gattin Son-
deraufgaben zu erfüllen. Die kapita-
listische Gesellschaftsordnung mache 
aber in den meisten Fällen einen Kon-
flikt zwischen Berufspflichten und Fa-
milienpflichten unvermeidlich, so Zet-
kin. „Bald müssen die einen, bald die 
anderen leiden; nur ausnahmsweis 
starke Frauenindividualitäten kön-
nen beiden gerecht werden, und auch 
sie nur um den Preis einer vorzeitigen 
Hinopferung ihrer Kraft. Ein harmo-
nisches Ausleben als Vollmensch wird 
damit der Mehrzahl der Frauen zur 
Unmöglichkeit.“

Es hat sich zudem deutlich ge-
zeigt, dass die technische Ausstattung 
im Home-Office für Frauen ungleich 
schlechter ist. Die ergonomische Be-
anspruchung ist für Frauen wesentlich 
negativer, weil Frauen im Home-Office 
häufig am „Küchenstockerl“ arbeiten. 
Eine Befragung zeigte, dass es sich da-
bei nicht bloß um Anfangsschwierigkei-
ten handelte. Die besonders schlechte 
Ausstattung mit Möbeln und digitalen 
Arbeitsmitteln manifestierte sich über 
die Monate der Pandemie bei etwa ei-
nem Drittel der Betroffenen.
� Anne Rieger

Corona verfestigt 
Dauerarbeitslosigkeit
Auswirkungen sind für Millionen verheerend
Der Deutsche Paritätische Wohlfahrts-
verband befürchtet, dass sich die Zahl 
der Langzeitarbeitslosen in der Co-
vid-19-Pandemie auf über eine Milli-
on verfestigt. Damit ist ein so hoher 
Stand der Langzeitarbeitslosigkeit er-
reicht, wie er vor der Pandemie zuletzt 
im Frühjahr 2015 zu verzeichnen war. 
Die DKP hat in ihren Kernaussagen 
zur Bundestagswahl 2021 formuliert: 
„Die Corona-Pandemie hat noch ein-
mal verdeutlicht, was die Beschäftig-
ten im Kapitalismus wert sind. Millio-
nen Menschen wurden und werden in 
Kurzarbeit oder in die Arbeitslosigkeit 
geschickt.“

Um 47 Prozent ist während der 
Pandemie nach Angaben des Verban-
des die Zahl der Langzeitarbeitslosen 
gestiegen und verharrt seit der Jahres-
wende auf über einer Million. „Trotz 
der überraschend positiven Arbeits-
marktentwicklung der letzten Mona-
te dürfen wir die über eine Million 
Langzeitarbeitslosen jetzt nicht aus 
dem Blick verlieren und zu den ar-
beitsmarktpolitischen Opfern der Pan-
demie werden lassen“, mahnt Haupt-
geschäftsführer Ulrich Schneider. Für 
die Betroffenen und ihre Familien sei-
en die Folgen von langjähriger Arbeits-
losigkeit – Armut, soziale Ausgrenzung 
und gesundheitliche Belastungen  – 
verheerend. „Wir müssen schnell han-
deln, um zu verhindern, dass sich die 
erschreckend hohe Zahl der Langzeit-
arbeitslosen dauerhaft verfestigt“, so 
Schneider.

Der Gesamtverband fordert die 
Arbeitsverwaltung auf, jetzt in die Of-

fensive zu gehen. Nur etwa 3 Prozent 
der Langzeitarbeitslosen hätten zuletzt 
ihre Arbeitslosigkeit durch ein Ange-
bot öffentlich geförderter Beschäfti-
gung beenden können und nur etwa 
1,5 Prozent erhielten die Möglichkeit, 
an einer beruflichen Weiterbildung 
teilzunehmen. Auf Sanktionen müsse 
völlig verzichtet werden.

Zu befürchten ist auch, dass sich 
die dramatische Entwicklung noch 
fortsetzt, denn sie ist nicht nur der 
Pandemie geschuldet. Ebenfalls in 
ihren Kernpunkten zur Bundestags-
wahl sagt die DKP: „Die Stahlindus-
trie droht mit dem Abbau von tausen-
den Arbeitsplätzen, um Subventionen 
zu erpressen. Die Automobilindustrie 
lässt sich ihren Umbau von den Be-
schäftigten und Steuerzahlern bezah-
len. Gewinner sind die großen Ban-
ken und Konzerne. Ihre Interessen 
werden von den Regierenden gegen 
die Interessen der Mehrheit der Men-
schen durchgesetzt.“ In der Sprache der 
Bosse heißt das anders, zum Beispiel 
beim Autobauer Daimler. Nach Ein-
schätzung seines Chef Ola Källenius 
werde die Umstellung von Verbren-
nungsmotoren hin zur Elektromobi-
lität Arbeitsplätze kosten. „Man muss 
auch ehrlich mit den Menschen sein: 
Die Montage eines Verbrennungsmo-
tors bringt mehr Arbeit mit sich als der 
Bau einer Elektroachse“, sagte Källe-
nius der „Welt am Sonntag“. „Selbst 
wenn wir den kompletten elektrischen 
Antriebsstrang selbst bauen würden, 
werden wir Ende der Dekade weniger 
Menschen beschäftigen.“� WSK

Keine Überraschung
Explosion in Leverkusen:  
Für Betreiber und Politik waren Profite wichtiger

Am 27. Juli explodierten in Leverkusen mehrere Tanks in einer Sondermüll-
verbrennungsanlage, die bis 2019 der Bayer AG gehörten. Die Leverkusener 
Feuerwehr setzte eine Warnung der Kategorie „Extreme Gefahr“ ab. Mehrere 
Arbeiter starben, Betreiber und Bezirksregierung weisen die Schuld von sich. 
UZ sprach mit Jan Pehrke von der „Coordination gegen Bayer-Gefahren“ (CBG).

UZ: Welche Ausmaße hatte denn die 
Explosion in Leverkusen?

Jan Pehrke: Das war schon ein sehr 
großer Knall. Das Detonationsge-
räusch war 40 Kilometer weit zu hö-
ren. Es stieg eine riesige Giftwolke auf. 
Es sind drei Tanklager in die Luft ge-
gangen. Fünf Menschen sind bis jetzt 
gestorben, zwei werden immer noch 
vermisst, 31 wurden verletzt. In die-
sem Entsorgungszentrum arbeiten 50 
bis 60 Menschen. Zwei Drittel der Be-
legschaft sind also in Mitleidenschaft 
gezogen worden. Neben Currenta-Be-
schäftigten gab es da Leute von Leih-
arbeitsfirmen. Da muss man fragen, 
ob die überhaupt eine Schulung er-
halten haben. Die IG BCE hat zwar 
Beileidsbekundungen abgegeben, um-
armt aber weiter die Chemieindustrie, 
statt für sichere Arbeits-
plätze für ihre Mitglieder 
zu kämpfen. Das ist sehr 
enttäuschend.

Die ganze Bevölke-
rung war alarmiert. Es 
gingen zwei Zentimeter 
große Rußpartikel nie-
der von der Giftwolke 
und die Feuerwehr hat 
sofort gewarnt, man sol-
le die ja nicht anfassen, 
weil man nicht weiß, was 
da drin ist. Die Stadt Le-
verkusen hat die Kinder-
spielplätze gesperrt, weil 
man Angst hatte, dass die Kinder sich 
damit vergiften. Zwischen 9 und 10 
Uhr morgens war die Explosion und 
gegen halb eins hatte die Feuerwehr 
alles löschen können. Die Gefahr be-
stand bis zuletzt, dass das Feuer auf 
ein viertes Tanklager übergreift, das 
ebenfalls Lösungsmittel enthielt. Cur-
renta hat mittlerweile den Behörden 

mitgeteilt, was in den Tanks drin war. 
Die Öffentlichkeit weiß davon immer 
noch nichts, geschweige, von welchen 
Firmen das alles kam.

UZ: Wie kann es sein, dass die größte 
Giftmülldeponie Europas sich in einem 
Wohngebiet befindet?

Jan Pehrke: Das ganze Chemiepark-
Areal von Bayer war zuerst da und 
drum herum ist die Stadt gewachsen. 
Nach dem großen Chemieunglück in 
Seveso wurden die Richtlinien ver-
schärft. Es wurde festgesetzt, dass es 
mindestens 1.500 Meter Abstand zwi-
schen so gefährlich störanfälligen An-
lagen und der Wohnbevölkerung geben 
muss. In Leverkusen sind die ersten 
Wohnsiedlungen rund 800 Meter ent-
fernt und es werden neue gebaut.

UZ: Die Betreiberfirma 
Currenta, die früher zu 
Bayer gehörte, hat vor 
drei Jahren noch die Er-
laubnis bekommen, die 
Brennöfen zu erweitern. 
Also hat man bewusst mit 
dem Risiko gespielt?

Jan Pehrke: Schon zu 
Bayer-Zeiten gab es 
2010 einen Brand und 
2009 einen Defekt bei 
der Abluftbehandlung 
im Werk. Bayer wollte 

aber aus Müll Geld machen, nach-
dem die Auflagen verschärft wurden. 
Früher hat man einfach den Giftmüll 
verbuddelt. Ab da ging es nicht mehr 
darum, möglichst wenig Müll zu pro-
duzieren, sondern der „Bayer-Indus-
trial-Service“, später Currenta, haben 
Müll akquiriert. Die CBG konnte zum 
Beispiel mit anderen verhindern, dass 

Giftmüll aus Australien in die Öfen 
kommt.

Weil der Müll ein Geschäft ist und 
Currenta nie weiß, ob kurzfristig noch 
ein großer Auftrag reinkommt, wissen 
die nie, wie viel Sondermüll pro Tag an-
fällt. Deswegen mussten sie Zwischen-
lager schaffen, die Tanks, die jetzt ex-
plodiert sind. Die Tanks standen so 
dicht beieinander, dass es eine Ketten-
reaktion gab.

UZ: Also war es keine Überraschung, 
dass irgendwann so ein Unglück pas-
siert?

Jan Pehrke: Nein. Eine Woche vor 
dieser großen Explosion gab es einen 
Stoffaustritt und schon Mitte Juni gab 
es weiteren Stoffaustritt, bei dem es 
zwei Verletzte gab. Dazu kommt, das 
es eine sehr alte Anlage ist. Den ersten 
Ofen hat Bayer 1967 und den zweiten 
1976 gebaut. Der Bestand ist über 50 
Jahre alt.

UZ: Von staatlicher Seite gab es da nie 
Beanstandungen?

Jan Pehrke: Die Aufsicht obliegt der 
Bezirksregierung. Die hat das Tank
lager zuletzt im Januar 2016 inspi-
ziert. In einer Stunde war die Sache 
für sie gegessen. Im April dieses Jah-
res hätte eine erneute Prüfung statt-
finden sollen, aber das ging angeblich 
wegen Corona nicht. Die Bezirksre-
gierung konnte nur per Internet mit 
den Ingenieuren sprechen. Die CBG 
kritisiert schon lange, dass die Be-
zirksregierung bei allen Sparten von 
Bayer, und was damit zu tun hat, 
nicht genau hinschaut. Zum Beispiel 
hat 2012 nicht die Bezirksregierung, 
sondern die US- amerikanische Ge-
sundheitsbehörde FDA Alarm ge-
schlagen, weil damals Rückstände 
einer Arznei in einer anderen gefun-
den worden waren. Daraufhin musste 
Bayer eine ganze Produktionsstraße 
schließen.
� Das Gespräch führte Christoph Hentschel

Störfälle
Auf ihrer Homepage dokumentiert die „Coordination gegen 
Bayer-Gefahren“ Unfälle in den Bayer-Betrieben, wir haben 
einige wenige von deutschen Standorten ausgewählt. Kom-
plett gibt es die Liste unter www.cbgnetwork.org.

18. April 2016
Im Wuppertaler Pharma-Betrieb von Bayer kam es zu einem 
Unfall. An einem Kanal-Schacht entstand eine Leckage, aus 
der eine größere Menge Abwasser in einen Fluss gelangte.
30. Mai 2018
Auf dem Gelände von Bayers Berliner Pharma-Standort im 
Stadtteil Wedding kam es zu einem Unfall. Es trat eine ge-
fährliche Substanz aus, deren Dämpfe zwei Personen ver-
letzten.

8. Januar 2019
Im Wuppertaler Bayer-Werk ereignete sich ein Störfall, bei 
dem eine größere Menge Chinolon-Carbon-Säure austrat. 
Nach Bayer-Angaben sollen 280 (!) Kilogramm des Stoffes 
ausgetreten sein. Der Gefahrstoff ist reizend und explosiv.
15. November 2019
Am Bayer-Standort Bitterfeld kam es zu einem Brand. Bei 
Dacharbeiten auf einem Hochregal-Lager hatten sich Dach-
platten entzündet. Auf mehrere Kilometer Entfernung wa-
ren die Rauchschwaden zu sehen.
19. November 2019
In der Tankreinigungsstation des Dormagener Chemie-
„Parks“ brach ein Brand aus. Bei der Säuberung eines Behält-
nisses fing ein Lösemittel Feuer. Fünf Beschäftigte mussten 
zur Untersuchung ins Krankenhaus.

Üben für den Ernstfall: Löschfahrzeug der Bayer-Werksfeuerwehr

Foto: Currenta GmbH & Co. OHG
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Systemfehler
Wer eine Impflicht haben will, braucht ein funktionierendes Gesundheitswesen
Am 2.  August meldete das Robert-
Koch-Institut, dass 52,3 Prozent der 
Bundesbürger mittlerweile eine voll-
ständige Impfung erhalten haben. Die 
zur Erreichung der „Herdenimmuni-
tät“ erforderliche Impfquote von 85 
Prozent liegt in weiter Ferne. Gleich-
zeitig fällt die Impfrate tagtäglich, 
eine vierte Welle kündigt sich für den 
Herbst an, die Wartezimmer in den 
Impfzentren sind leer, tausende vor-
gehaltene Impfdosen landen im Müll.

In Afrika liegt die durchschnittli-
che Impfquote unter 2 Prozent. Dort 
fehlen die Vakzine. Um den Preis 
hochzuhalten, werden Lieferbeschrän-
kungen verhängt, die internationalen 
Pharma-Konzerne bestehen auf ih-
rem Patentschutz und weigern sich, 
die Lizenzproduktion in ärmeren Län-
dern zuzulassen. Die weltweit größten 
Impfstoffhersteller Pfizer und Moder-
na freuen sich über den bis Ende Juli 

erzielten Rekordumsatz mit Vakzinen 
in Höhe von 52 Milliarden US-Dollar. 
Das entspricht in etwa der Summe des 
Bruttoinlandprodukts (BIP) der 15 
ärmsten Länder in Afrika.

In Deutschland stochern die bür-
gerlichen Parteien im Nebel, wie auch 
schon in den mittlerweile 17 Monaten 
Corona-Pandemie zuvor. Die Poli-
tik der Konzeptlosigkeit und des Ab-
wartens hat sich inzwischen bis in die 
Redaktionsstuben der Springerpres-
se herumgesprochen. In der „Welt“ 
vom vergangenen Freitag war zu le-
sen: „Welche Corona-Maßnahmen 
wirken? Die Bundesregierung weiß es 
nicht genau.“ Eine Impfpflicht jeden-
falls verwirft die Bundesregierung. 
Kanzleramtsminister Helge Braun 
(CDU) testete vor wenigen Tagen zwar 
die mediale Wirkung einer Impfpflicht 
„durch die Hintertür“, musste inzwi-
schen aber wieder zurückrudern. Olaf 

Scholz (SPD) hält sich ohnehin be-
deckt, von den Grünen hört man, „im 
Moment“ sei keine Impfpflicht geplant, 
könne aber auch nicht ausgeschlossen 
werden (Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann). Aus dem Umfeld der 
„Wirtschaftsweisen“ kommt der Vor-
schlag, Impfunwilligen durch Geldprä-
mien von 500 Euro die Entscheidung 
zu erleichtern („Münchner Merkur“ 
vom 16. Juli).

Am Unwillen und der Unfähigkeit, 
für ein Gesundheitssystem zu sorgen, 
das diesen Namen auch verdient, hat 
sich seit 60 Jahren nichts verändert. 
Am 29. Juni 1961 sandte DDR-Minis-
ter Willi Stoph ein Telegramm an Kon-
rad Adenauer. Die DDR hatte mit ei-
ner früh eingeführten Polio-Impfpflicht 
die Zahl der Infizierten auf vier redu-
zieren können, während zur selben 
Zeit in Westdeutschland, das über kei-
nen Impfstoff verfügte, 4.673 Menschen 

erkrankt waren. Stoph bot die sofortige 
Lieferung von 3 Millionen Vakzindosen 
an. Bonn lehnte ab – und wartete lieber 
zwei Jahre auf den US-Impfstoff.

Die seit den frühen 1950er Jahren 
eingeführte Impfpflicht in der DDR 
ging einher mit einer breiten Aufklä-
rungskampagne unter dem eingängigen 
Motto: „Der Sozialismus ist die beste 
Prophylaxe“. Die DDR sorgte sich um 
die ausreichende Bereitstellung von 
Vakzinen bis ins kleinste Dorf. Für die 
Bekämpfung der Immunschwäche-
krankheit AIDS erhielt die DDR das 
Lob der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO). Der „Spiegel“ vom 3. Dezem-
ber 1989 zog das Fazit: „Und da gibt 
es kein zweites Land, das die bedroh-
liche Aids-Situation vergleichsweise 
so erfolgreich gemeistert hat wie die 
DDR – bis zur deutsch-deutschen Ver-
brüderung am 9. November.“
� Elias Conte

Was für den Frieden tun
In die SED wollte er nicht, zur NVA schon. Heute kandidiert Frank Ehrhardt für die DKP

In die SED wollte er trotz mehrfacher 
Aufforderung nicht aufgenommen 
werden. „Die Schönfärberei hat mich 

abgestoßen“, sagt er. Heute steht Frank 
Ehrhardt für die DKP als Direktkan-
didat in Potsdam zur Wahl – die ein-
zige Partei, die den DDR-Sozialismus 
verteidigt.

Wie passt das zusammen? Von Kol-
legen oder Bekannten hört er manch-
mal: „Du malst ja den Teufel an die 
Wand.“ Dann warnt er wieder davor, 
dass die Politik der Bundesregierung 
und ihrer Verbündeten dazu führen 
könnte, dass die NATO Krieg gegen 
Russland oder China führt. Die Kolle-
gen glauben nicht, dass es in Mitteleu-
ropa noch einmal Krieg geben könn-
te. Vielleicht wäre es bequemer, den 
Diskussionen aus dem Weg zu gehen – 
„aber das dürfen wir nicht“, sagt Ehr-
hardt, „das ist ja unsere Aufgabe, im-
mer wieder den Finger daraufzulegen: 
Der Krieg wird vorbereitet, von der 
Nato und von der Bundesregierung“.

„Frieden mit Russland und China“ 
ist das zentrale Thema im Wahlkampf 
der DKP in Potsdam. In Ehrhardts 
Wahlkreis haben die großen Parteien 
prominente Kandidaten aufgestellt: 
Für SPD und Grüne treten deren Kanz-
lerkandidaten Olaf Scholz und Anna-
lena Baerbock an. Die CDU hat mit 
Saskia Ludwig eine besonders rechte 
Kandidatin aufgestellt. In unterschied-
lichen Varianten betreiben alle diese 
Parteien eine aggressive Politik. Die 
DKP verteilt Aufkleber: „Wer Baer-
bock wählt, wählt Krieg“ – angelehnt 
ans Parteilogo der Grünen, die Blätter 
der Sonnenblume werden hier zu ei-
nem Fächer gelber Raketen. Und die 
Aufforderung: „Frieden mit Russland 
wählen: DKP“.

„Wer Scholz wählt oder Laschet 
oder die AfD, wählt auch nicht den 
Frieden“, sagt Ehrhardt, „aber die größ-
te Gefahr geht von der grünen Partei 
aus – Baerbock will die Aufrüstung und 
will schärfere Sanktionen gegen Russ-
land, das ist aktive Kriegsvorbereitung“. 
eine Kollegen sind keine Grün-Wähler. 
„Sie sehen nur: Die Grünen wollen 
Verbrennungsmotoren verbieten, wol-
len Fliegen teurer machen – da kann 
ich nur noch einmal im Jahr nach Malle 
fliegen … Das ist doch nicht das größte 
Problem.“

Kriegstreiber zu bekämpfen – das 
ist der Zweck, der Ehrhardt treibt, poli-
tisch aktiv zu sein. Zehn Jahre nach der 
Konterrevolution muss er feststellen, 
dass er nun in einem Land lebt, das ei-
nen Angriffskrieg führt: 1999 hatte die 
Bundeswehr sich daran beteiligt, Jugos-
lawien zu überfallen. Ehrhardt sah sich 
um, wie er politisch aktiv werden könn-
te. Das Ergebnis: 2001, am Weltfrie-
denstag, wurde er Mitglied der DKP.

Mit seiner Parteigruppe unterstützt 
er seit 2005 eine Bürgerinitiative und 

auch diese Arbeit hat damit zu tun, 
den Militarismus zu bekämpfen: Die 
Initiative steht „Für ein Potsdam ohne 
Garnisonkirche“. Diese Kirche wurde 
1945 beim großen britischen Luftan-
griff zerbombt, die Ruine blieb, bis sie 
1968 gesprengt wurde. Bald nach der 
Konterrevolution begannen Regie-
rungspolitiker, Preußen-Nostalgiker 
und Kirchenfunktionäre, den Wieder-
aufbau zu betreiben, seit 2017 wird 
gebaut. Ehrhardt erinnert daran, dass 
diese Kirche ein „Symbol des Militaris-
mus“ ist – nicht erst, seit Hitler hier im 
März 1933 die Hand des Reichspräsi-
denten Hindenburg schüttelte und mit 
dieser Inszenierung zeigte, dass kaiser-
liche und faschistische Kriegstreiber 
zusammengehören. Hier ließ Preußen 

Trophäen ausstellen, die seine Truppen 
im Krieg erobert hatten, hier wollte der 
Kaiser zeigen, dass Gott auf Seiten der 
deutschen Eroberer stand.

Ehrhardt stellt fest, dass in vielen 
Schulen und Turnhallen in Potsdam 
Geld für staatliche Baumaßnahmen 

nützlich wäre. Allein der Turm der 
Garnisonkirche wird über 40 Millio-
nen Euro kosten, er wird das höchste 
Gebäude in Potsdam sein. Das Ergeb-
nis werde sein, die Potsdamer Innen-
stadt zu einem „Preußen-Disneyland“ 
zu machen, zugeschnitten auf die Be-
dürfnisse der Touristen, nicht der Be-
wohner. Und Ehrhardt befürchtet, dass 
die Garnisonkirche ein „Wallfahrtsort“ 
für Faschisten und Militaristen werden 
könnte, wie sie es in der Weimarer Re-
publik bereits war. „Die Wiederaufbau-
bemühungen haben ihre Wurzeln bei 
als rechtsextrem eingestuften ehema-
ligen Militärs“, macht die Bürgeriniti-
ative klar.

Auch in der DDR stand für Ehr-
hardt die Frage, was er für den Frie-
den tun könne. Freunde von ihm, die 
zum Wehrdienst einberufen wurden, 
beschlossen, „für den Frieden“ den 
Dienst mit der Waffe zu verweigern. Sie 
dienten als Bausoldaten – und „wurden 
dort auch drangsaliert“, erzählt Ehr-
hardt. Er ließ sich davon nicht abhal-
ten, mit solchen Anhängern der DDR-
„Friedensbewegung“ befreundet zu 
sein. Aber um etwas für den Frieden zu 
tun, beschloss Ehrhardt 1982, nicht nur 
die 18 Monate Grundwehrdienst in der 
NVA zu leisten, sondern sich für drei 
Jahre als „Unteroffizier auf Zeit“ zu 
verpflichten. „Ich wollte nicht nur eine 
große Klappe haben und ich war der 
Meinung: Der Dienst in der NVA ist 
ein Dienst für den Frieden“, sagt Ehr-
hardt, „es ging darum, den Frieden mit 
der Waffe in der Hand zu verteidigen.“

Ehrhardts Vater war Arzt, er gehört 
zur Generation der Arbeiterkinder, die 
an der Arbeiter-und-Bauern-Fakultät 
auf ihr Studium vorbereitet wurden – 
der Sozialismus ermöglichte ihnen 
eine Bildung, die für ihre Eltern nicht 

zugänglich war. Auch Ehrhardt selbst 
hat einen Aufstieg durch Bildung er-
lebt – unter ganz anderen Bedingun-
gen: In den 80er Jahren arbeitete er als 
Elektromonteur im Energiekombinat 
Potsdam, dem regionalen Energiever-
sorger, heute ist er Mitarbeiter in einem 
Planungsbüro. Kurz vor der Konterre-
volution begann er ein Meisterstudium 
neben dem Beruf. „Das Volkseigentum 
wurde plötzlich zu Staatseigentum und 
das wurde von der Treuhand als Pri-
vateigentum verkauft.“ Sein Kombinat 
wurde Aktiengesellschaft, Ehrhardt 
stand vor der Frage, wie er die Arbeits-
losigkeit vermeiden könnte. Er konnte 
sein Meisterstudium beenden und ein 
kaufmännisches Studium anschließen – 
„Das hat einen Haufen Geld gekostet, 
du musstest hellwach bleiben, wenn du 
abends bis zehn auf der Schulbank ge-
sessen hast – nach der Arbeit, mit fast 
vierzig Jahren“, erzählt er. In der DDR 
war Bildung keine Privatsache. Ehr-
hardt ärgert sich, wenn gesagt wird, in 
der DDR sei „nicht alles schlecht“ ge-
wesen – „Richtig ist doch: In der DDR 
war leider noch nicht alles gut.“

Einen Vorzug sieht Ehrhardt bei 
der DKP gegenüber der SED: „Bei uns 
tritt keiner aus Karrieregründen ein.“ 
Zu den Schwächen der SED habe ge-
hört, dass viele Mitglied geworden sei-
en, weil es einfacher war für den Beruf 
oder das Studium – Ehrhardt nennt sie 
„Portemonnaie-Kommunisten“. Zu-
mindest dieses Problem hat die kleine 
und schwache DKP nicht: „Da habe ich 
Genossen an meiner Seite, die einem 
auch mal den Kopf waschen, mit de-
nen ich mir gemeinsam eine Meinung 
erarbeite und mich bilde – das ist eine 
Gemeinschaft nicht nur aus dem Kopf 
heraus, sondern auch aus dem Herzen.“
� Olaf Matthes

Die DKP in Aktion für den Frieden, hier 2016 in Berlin.

Foto: Uwe Hiksch/flickr.com/CC BY-NC-SA 2.0

Toi, toi, toi
In einigen Bundesländern hat das 
neue Schuljahr begonnen. „Prä-
senzunterricht – das ist für alle das 
Ziel. Und wir haben natürlich heute 
viel mehr Möglichkeiten, als wir sie 
im letzten Jahr hatten“, sagte Bun-
desbildungsministerin Anja Karli-
czek (CDU) dem „ARD-Haupt-
stadtstudio“. „Viele Kinder und Ju-
gendliche sind nicht geimpft und 
dadurch wirklich auch voll emp-
fänglich für dieses Virus. Da hätte 
man erwarten können, dass man 
sich jetzt einfach vorbereitet“, kri-
tisiert Dario Schramm, Generalse-
kretär der Bundesschülerkonferenz. 
Es fehle an Konzepten, Luftfiltern 
und Tests, um eine erneute Schlie-
ßung im Herbst zu verhindern. „Wir 
starten jetzt wieder in den Unter-
richt in den Bundesländern mit dem 
Credo ‚Das wird schon gutgehen – 
toi, toi, toi‘, aber ohne sich tatsäch-
lich ausnahmsweise mal einen Plan 
gemacht zu haben“, so Schramm.

Lücken für alle
Polizei, „Verfassungsschützer“ 
und Nachrichtendienste dürfen 
neuerdings verschlüsselten Nach-
richtenaustausch zum Beispiel bei 
Messenger-Apps im Rahmen der 
sogenannten Quellen-Telekom-
munikationsüberwachung abhören 
oder mitlesen. Sie dürfen die Ende-
zu-Ende-Verschlüsselung knacken, 
wenn es um Terrorismus, Mord oder 
schwere Drogendelikte geht. Dafür 
müssen die Anbieter der Dienste 
technische Sicherheitslücken of-
fenhalten. Stephan Thomae, Stell-
vertretender Fraktionsvorsitzender 
der FDP im Deutschen Bundestag 
und Mitglied im Parlamentarischen 
Kontrollgremium (PKGr), kritisiert 
nun, dass damit Kriminelle und 
fremde Mächte zu Cyberangriffen 
und Datenklau quasi eingeladen 
werden würden. Die Sicherheits-
politik von Union und SPD sei so 
selbst zum Sicherheitsrisiko gewor-
den, so Thomae.

Abschieben geht immer
CDU-Kanzlerkandidat Armin La-
schet will weiterhin nach Afgha-
nistan abschieben. Wie schon Bun-
desinnenminister Horst Seehofer 
(CSU) argumentiert er, man wol-
le lediglich Straftäter abschieben. 
„Wenn ein Inhaftierter einen Teil 
seiner Strafe erlassen bekommt, 
reist er vielleicht freiwillig aus“, sag-
te Seehofer dazu am vergangenen 
Wochenende.

Ärzte gegen Impfung 
von Jugendlichen
Hausärzte werfen den Gesund-
heitsministern eine „Missachtung 
der Kompetenz“ der „Ständigen 
Impfkommission“ (STIKO) vor. 
Auf Unverständnis stößt der Be-
schluss der Gesundheitsminister, 
allen Kindern von zwölf Jahren an 
ein Corona-Impfangebot zu ma-
chen. „Das Ganze klingt ein we-
nig nach Wahlkampfgetöse“, sagte 
der Bundesvorsitzende des Deut-
schen Hausärzteverbands, Ulrich 
Weigeldt, und plädierte deshalb für 
eine Debatte über eine Impfpflicht 
für Kita- und Lehrpersonal. Bun-
desgesundheitsminister Jens Spahn 
(CDU) verteidigte unterdessen die 
Entscheidung von Bund und Län-
dern. Spahn sagte, die Impfung solle 
freiwillig bleiben.

Kein Recht auf 
Ausverkauf?
Wegen Verstoßes gegen die Be-
rufsfreiheit und das Grundrecht 
auf Eigentum reichten Kunst- und 
Antiquitätenhändler sowie Aukti-
onshäuser Verfassungsbeschwerde 
gegen das Kulturgut-Schutzgesetz 
ein. Seit 2016 regelt das Gesetz die 
Ein- und Ausfuhr von Kulturgütern. 
Fundstücke beispielsweise aus ille-
galen Ausgrabungen oder Plünde-
rungen dürfen nicht nach Deutsch-
land eingeführt werden. Das Bun-
desverfassungsgericht lehnt die 
Klage mit der Begründung ab, die 
Kläger hätten sich zuvor an die 
Fachgerichte wenden müssen.
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In der Nacht vom 2. auf den 3. August 1944 wurden die letzten noch in Ausch-
witz-Birkenau lebenden 4.300 Sinti und Roma mit Hunden und Flammenwer-
fern in die Gaskammern getrieben. Niemand von ihnen überlebte diese soge-
nannte „Zigeunernacht von Auschwitz“. An dieses Verbrechen wird in vielen 
Städten am 2. August, am „Europäischen Holocaust-Gedenktag für Sinti und 
Roma“, gedacht. In Dortmund lud das „Bündnis Dort-
mund gegen Rechts“ zu einer Kunstaktion. Die Anti-
faschisten säuberten gemeinsam mit Dortmunder 
Künstlerinnen die beschmierte Mauer hinter dem 
Gedenkstein für Sinti und Roma im Dortmunder 
Norden und gestalteten sie neu: „Den Leben-
den zur Mahnung – Den ermordeten Sinti und 
Roma zum Gedenken“. Der Stein erinnert an 
mehr als 150 von ihnen, 
die am 9. März 1943 vom 
Dortmunder Ostbahn-
hof nach Auschwitz 
deportiert wurden. In 
dem Vernichtungsla-
ger wurden mehr als 20.000 
Sinti und Roma ermordet, wäh-
rend des Faschismus in Europa 
mehr als 500.000. Die Dortmun-
der Kundgebung mit mehr als 
100 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern wurde musi-
kalisch von dem Ensemble 
Varna begleitet. � WR

Dem Elend entgegentreten
Gemeinden klagen gegen strukturelle Unterfinanzierung 
Kommunalpolitische Kolumne von Vincent Cziesla
Den Leserinnen und Lesern dieser Zei-
tung muss aktuell nicht erklärt werden, 
dass das Bundesverfassungsgericht hin 
und wieder gute Entscheidungen trifft. 
Wir wollen dabei nicht überschwänglich 
werden: Den peinlich-tumben Rechts-
bruch des Bundeswahlausschusses zu-
rückzuweisen war keine besondere Leis-
tung des Gerichtes, sondern bestenfalls 
eine juristische Pflichtübung. Vor allem 
aber war es ein politischer Sieg für die 
kommunistische Bewegung und die in-
ternationale Solidarität. Das kalte Par-
teiverbot ist abgewehrt und das bisher 
wichtigste Verfahren des Jahres entschie-
den. Blicken wir heute also auf den Pro-
zess, der das Zeug dazu hat, zur zweit-
wichtigsten Entscheidung zu führen – zu-
mindest aus kommunalpolitischer Sicht.

Wieder geht es um eine offensichtli-
che Fehlentwicklung. Und wieder könn-
te mehr öffentlicher Druck nicht scha-
den. Doch der Reihe nach: Die Stadt 
Pirmasens und der Kreis Kaiserslautern 
haben eine Verfassungsbeschwerde ein-
gereicht. Es geht um die Finanzausstat-
tung der Kommunen und die Frage, ob 
die geübte Praxis der strukturellen Un-
terfinanzierung verfassungswidrig ist. 
Noch steht nicht fest, ob ein Verfahren 
eröffnet wird. Doch vor wenigen Tagen 
wurde bekannt, dass das Bundesverfas-
sungsgericht zahlreiche Stellungnah-
men von Bund, Ländern und kommuna-
len Spitzenverbänden eingefordert hat. 
Dieses Anhörungsverfahren, so schreibt 
die Fachzeitschrift „Der Neue Kämme-
rer“, rückt „die Finanzproblematik vieler 

Kommunen in den Fokus und hinterfragt 
deren Situation erstmals auf Bundesebe-
ne im Spiegel des Grundgesetzes“.

Noch spannender wird der ganze 
Vorgang dadurch, dass 
Pirmasens und Kaisers-
lautern einschlägige Er-
fahrungen auf der juris-
tischen Bühne vorweisen 
können. Erst im Dezem-
ber 2020 erreichten die 
überschuldeten Kommu-
nen einen großen Erfolg 
vor dem Landesverfas-
sungsgericht in Rhein-
land-Pfalz. Der Gerichts-
hof in Koblenz stellte 
damals die Verfassungs-
widrigkeit des kommunalen Finanzaus-
gleichs fest. „Der Gesetzgeber“, urteilte 
das Gericht, „habe eine realitätsnahe Er-
mittlung der Kosten sowohl der Pflicht-
aufgaben der Selbstverwaltung als auch 
der den Kommunen übertragenen staat-
lichen Aufgaben vorzunehmen.“ Eine 
„Unterschreitung der aufgabenadäqua-
ten kommunalen Finanzausstattung“ 
komme nur in „außergewöhnlichen Not-
situationen in Betracht“. Darüber hinaus 
müsse „die Wahrnehmung (jedenfalls ei-
nes Mindestbestandes) selbstgewählter 
Aufgaben“ gewährleistet werden. Be-
sonders rügte das Gericht, dass die Ge-
meindefinanzierung nur die „Einnah-
meentwicklung des Landes“ fortschrei-
be. Dabei sollten doch die kommunalen 
Bedarfe und der Abbau von (Alt-)Schul-
den im Mittelpunkt stehen.

Diese Praxis existiert bundesweit. 
Kommunen bekommen Aufgaben 
übertragen, während ihnen die finanzi-
ellen Mittel zur Umsetzung verweigert 

werden. Im Ergebnis 
steigen die Schulden und 
die Infrastruktur zerfällt. 
Zugleich müssen Sozial-, 
Jugend- und Kulturein-
richtungen geschlossen 
werden. Unter diesen 
Bedingungen werden 
die Kommunalwahlen 
zur Farce  – denn wer 
das Elend verwaltet, ist 
nicht länger von Belang. 
Ohne Handlungsfreiheit 
gibt es keine kommuna-

le Selbstverwaltung. Aus dem Urteil in 
Rheinland-Pfalz geht hervor, dass die 
vermeintlichen „Sachzwänge“ in Wirk-
lichkeit politisch gewollt sind. Es wird 
deutlich, dass keine „Notsituation“ be-
steht, die es (aus bürgerlicher Sicht) 
rechtfertigen würde, die Kommunen 
am ausgestreckten Arm verhungern zu 
lassen. Das Bundesverfassungsgericht 
könnte sich dem anschließen und den 
bundesweiten Blick auf die Gemein-
definanzierung vom Kopf auf die Füße 
stellen. Dass allein daraus eine neue 
Politik erwachsen würde, muss man 
nicht glauben. Doch die gerichtliche 
Feststellung des verfassungswidrigen 
Normalzustandes könnte neue Optio-
nen im Kampf gegen den reaktionären 
Staatsumbau und für demokratische 
Reformen eröffnen.

Druschba! 
Auf Brandenburgisch
Die DKP lädt in Strausberg zu ihrem Sommerfest ein

„Druschba!“  – russisch: „Freund-
schaft!“: Unter diesem Motto läutet 
die DKP Brandenburg eine neue Run-
de in der deutsch-russischen Freund-
schaft mit ihrem Sommerfest 
am 14. August in Strausberg 
ein. Ein freundliches, 
aber auch eindeuti-
ges „Druschba!“ se-
hen die Brandenbur-
ger Kommunisten 
im Bundestags-
wahlkampf nicht 
nur als richtige Ant-
wort auf Annalena 
Baerbock, die grüne 
Bundeskanzlerkandi-
datin und Spitzenkandi-
datin in Brandenburg, 
mit ihrer aggressiven 
NATO-Propaganda ge-
gen Russland und Chi-
na. Das Sommerfest 
der DKP soll gleich-
zeitig auch ein Zeichen 
der Solidarität und des 
gemeinsamen Beisam-
menseins sein nach über ei-
nem Jahr anhaltender Vereinsa-
mung und Isolierung.

Um bei sommerlichen Tem-
peraturen die deutsch-russische 
Freundschaft zu feiern, hat die 
DKP Brandenburg für alles ge-
sorgt: Vom 12-köpfigen deutsch-
russischen Chor „Iwuschka“ aus 
Eberswalde bis hin zu russischen Spe-
zialitäten von herzhaft bis süß – vom 
Wodka bis zur russischen Antwort auf 
Cola: das durch Brotgärung hergestell-
te Getränk „Kwas“. Zur musikalischen 
Unterstützung reist aus Berlin Isabel 
Neuenfeldt an, die zeigen wird, wie 
DDR-Klassiker als Chansonversion 
am Akkordeon klingen. Als Ehrengast 
präsentieren die Brandenburger Ge-
nossen schließlich Herz, Rückgrat und 
Kopf des berühmten Oktoberklubs: 
Hartmut König an der Gitarre.

Als weitere Gäste werden in Straus-
berg Hans Bauer, Vorsitzender der Ge-
sellschaft zur Rechtlichen und Huma-
nitären Unterstützung e. V., und der 

DKP-Parteivorsitzende Patrik Köbele 
erwartet. Nicht zuletzt ist am frühen 
Abend geplant, einen Vertreter des Se-
kretariats der Kommunistischen Partei 

der Volksrepublik Donezk 
per Videokonferenz live 

auf dem Druschba!-Fest 
zu den Bedingungen 
vor Ort zu intervie-
wen. Bis dahin hof-

fen die Branden-
burger Genossen, 
möglichst viele 

Lose bei ihrer Tom-
bola verkauft zu ha-
ben. Denn der Erlös 

wird vollständig den 
Genossen in der Volks-

republik gespendet, 
um unter anderem die 
soziale Arbeit in Kin-
derheimen vor Ort zu 

unterstützen.
Das alles präsentiert 

die DKP in Brandenburg 
wie andernorts in diesem Sommer 
auch natürlich kostenlos bezie-
hungsweise zu fairen Preisen für 
Speisen und Getränke. Das ist 
möglich, weil alle Genossinnen 
und Genossen in Brandenburg 
ehrenamtlich zum Gelingen des 
Druschba!-Festes beitragen  – 
und weil die DKP Brandenburg 
auf zahlreiche Spender setzt, 
um das Einläuten einer neuen 
Runde der deutsch-russischen 
Freundschaft in Brandenburg 

zu ermöglichen.
Druschba!-Fest – Das Fest für alle 

Freunde des Friedens mit Russland 
(und allen, die es werden wollen).
� Männe Grüß

Samstag, 14. August 2021
Ab 14.30 Uhr
Mehrgenerationenhaus
Strausberg | Wirtschaftsweg 70
S-Bahn-Station: Strausberg Stadt 
(13 min. Fußweg)
Für mehr Infos eine E-Mail an: �  
info@dkpbrandenburg.de

DKP kandidiert
Bundesverfassungsgericht liest Bundeswahlleiter die Leviten

Die Entscheidung des Bundes-
wahlausschusses vom 8. Juli hatte 
enormen Druck aufgebaut. Die 

Welle der Solidarität für die DKP gab 
dagegen Zuversicht und Stärke, gutes 
juristisches Handwerk, das es zuweilen 
auch braucht, erledigte den Rest. Viel 
Zeit war nicht. Der Berliner Rechtsan-
walt Hans-Eberhard Schultz und sein 
Team, die sich mit verfassungsrecht-
lichen Verfahren bestens auskennen, 
mussten in kürzester Zeit treffsicher 
agieren. Das Bundeswahlgesetz gab 
nur vier Tage zur Beschwerde. Nicht 
vier Werktage, sondern Kalendertage. 
Das auf die Entscheidung des Bundes-
wahlausschusses am 8.  Juli folgende 
Wochenende also eingeschlossen.

Nachdem die Partei am Mittag des 
8.  Juli über Medienberichte von der 
Entscheidung des Wahlausschusses er-
fahren hatte, eine förmliche an den Par-
teivorstand adressierte Übersendung 
der Verfügung aber ausblieb, mussten 
zunächst einmal alle Hebel in Bewe-
gung gesetzt werden, um schnellstmög-
lich den konkreten Text der Entschei-
dung in Erfahrung zu bringen. Der 
Parteivorstand drängte beim Berliner 
Bundeswahlausschuss auf sofortige 

Übersendung per Mail. Diese ging, ob-
wohl für den 8. Juli zugesagt, erst am 
folgenden Freitag um 12:19 Uhr ein. 
Angefügt war der Unterrichtungsbrief 
des Bundeswahlleiters Georg Thiel.

Bei Durchsicht stellte sich heraus, 
dass Thiel, dem natürlich die Vierta-
gesfrist bekannt war („Fristen sind Fris-
ten“), diesen Brief lediglich als einfa-
ches Einschreiben (nicht etwa per Eil- 
oder Expresszustellung) versandt hatte. 
Der Einschreibebrief traf dann erst am 
12. Juli, dem Tag des Fristablaufs, ein. 
Da die Frist mit der öffentlichen Be-
kanntgabe, nicht mit postalischem Zu-
gang, zu laufen begann, lag hierin ein 
weiteres offenkundiges Manöver, um 
eine fristgerechte Beschwerde der DKP 
zu vereiteln. Dazu passt auch folgen-
des: Die Partei hatte sich mit Mail vom 
5. September 2020 an den Bundeswahl-
leiter mit der Bitte um eine Antwort, 
„ob wir die nun neue Voraussetzung zur 
Kandidatur (gemäß Paragraf 23 Partei-
engesetz, Rechenschaftslegung) erfül-
len“, gewandt. Das Büro des Wahlleiters 
gab sich unwissend und antwortete am 
8. September 2020, man möge sich „mit 
dem zuständigen Referat des Bundes-
tags“ in Verbindung setzen. Doch auch 

die Vorsprache bei diesem Referat blieb 
ohne Antwort. „Die Beschwerdeführe-
rin ist also mit der Entscheidung des 
Bundeswahlausschusses buchstäblich 
kalt erwischt und völlig überfahren 
worden“ heißt es hierzu in der Nichtan-
erkennungsbeschwerde, die am 12. Juli 
dem Bundesverfassungsgericht durch 
die Kanzlei Schultz übermittelt wurde.

Weiter wurde gerügt, dass der Wort-
laut des Parteiengesetzes von einer 
„Nichtabgabe“ der Rechenschaftsbe-
richte ausgehe und damit verspätete 
Einreichungen nicht gemeint sein kön-
nen. Auch sei das mildere Mittel der 
Zwangsgeldverhängung (Paragraf 38 
Absatz 2 Parteiengesetz) nicht erwogen 
worden. Stattdessen und unter Verstoß 
gegen den Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz hatte Thiel sofort die Aberkennung 
der Parteieigenschaft aus dem Zylinder 
gezogen. In der Beschwerde wird weiter 
ausgeführt, die starke Verankerung des 
Parteiprivilegs im Grundgesetz verbiete 
den Entzug der Parteieigenschaft allein 
aus Gründen, die bloß formale Mängel 
in der Abgabe der Rechenschaftsbe-
richte beträfen.

Nachdem der Beschwerdeschrift-
satz auf den Weg gebracht war, be-
stand tagelang Unklarheit, ob der Bun-
deswahlleiter noch entgegnen würde. 
Ohne Vorankündigung traf dann kurz 
nach 12 Uhr am Freitag, den 16. Juli, ein 
Schriftsatz von ihm ein. Das Bundesver-
fassungsgericht setzte zunächst Frist zur 
Erwiderung für die DKP bis Montags 
12 Uhr, übersandte dann aber am Tag 
des Fristablaufs weitere 54 Seiten aus 
den Akten des Bundeswahlleiters und 
verlängerte die Frist bis zum 20. Juli, 18 
Uhr. In großer Eile gefertigt, aber mit 
Stringenz und dem Sinn für das Wesent-
liche, widerlegte der Verfahrensbevoll-
mächtigte der DKP die Auffassung des 
Bundeswahlleiters, der die fristgerech-
te Einreichung von Rechenschaftsbe-
richten in seiner Stellungnahme zum 
Maß aller Dinge erklärt hatte. Thiels 
Argumentation verfing auch beim 2. 
Senat des Verfassungsgerichts nicht. 
Ausnahmslos in allen Punkten las ihm 
das höchste deutsche Gericht die juris-
tischen Leviten.

� Ralf Hohmann

#KeinMarxIstIllegal: Vor dem Urteil gingen DKP und SDAJ auf Straße.

Foto: SDAJ Kassel

Fotos: Klaus Hartmann
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Alle gegen die Einheit
Syrien soll weiter gespalten werden
Angriffe auf türkische Soldaten, Ver-
geltungsangriffe der türkischen Luft-
waffe auf „Terrorziele“ und provoka-
tive Feuerüberfälle der türkischen Be-
satzung und der Dschihadisten in Idlib 
auf Dörfer und Stellungen der syri-
schen Armee im Norden von Aleppo. 
Und noch immer sperrt die türkische 
Besatzung die Wasserversorgung für 
die Einwohner von Hasaka – das ist 
der Alltag im Norden Syriens.

Im Laufe des Krieges hat die tür-
kische Armee immer weitere Gebie-
te im Norden Syriens besetzt, von 
Idlib bis Ras al-Ayn. Es gibt unzäh-
lige Stützpunkte der US-Armee, die 
zunehmend ausgebaut werden – die 
französische Armee ist mit Sonderein-
heiten präsent – russische Militärpoli-
zei, kurdische Einheiten und syrische 
Armee drängen sich auf engem Raum. 
Daran gemessen ist die Situation weit-
gehend ruhig.

Doch entgegen der offiziellen Be-
hauptung arbeiten die Türkei, Frank-
reich und die USA an der Aufspaltung 
Syriens. Die Türkei verfolgt schon lan-
ge eine Politik der Annexion. Ihr In-
nenminister Süleyman Soylu besuch-
te anlässlich des Opferfestes Eid al-
Adha die türkisch besetzten Städte 
Azaz und Afrin.

Auch Frankreich versucht mit der 
Ausbildung von Einheiten der Demo-
kratischen Kräfte Syriens (SDF) eine 
aktivere Rolle zu spielen. Und als die 
syrische Armee gegen Angriffe von 
Dschihadisten in Daraa vorging, er-
folgte sogleich eine Erklärung des 
französischen Außenministeriums, 
das sich auf die Seite der Dschiha-
disten schlug – ganz ähnlich zu einer 
Erklärung der Dschihadisten in Id-
lib. Schließlich hatte der französische 
Präsident Emmanuel Macron für den 
19. Juli eine Delegation des „Syrian 

Democratic Council“ (SDC) in den 
Élysée-Palast eingeladen. Auch dies 
kein Schritt hin zur „Einheit Syriens“.

Die Türkei setzt neben ihren rein 
militärischen Aktionen immer wieder 
Wasser als Waffe ein, um ihre Ziele im 
Norden Syriens zu erreichen. Das All-
ouk-Wasserwerk, das die Region Ha-
saka mit Wasser versorgt, befindet sich 
in der Nähe der Stadt Ras al-Ayn un-
ter Kontrolle der Türkei. Immer wie-
der wird die Stromversorgung unter-
brochen. Reparaturversuche werden 
vom türkischen Militär und den ver-
bündeten Dschihadisten verhindert. 
Über Wochen wurden bis zu einer 
Million Einwohner der Region von 
der Wasserversorgung abgeschnit-
ten – Trinkwasser konnte lange Zeit 
nur notdürftig mit Tankwagen bereit-
gestellt werden.

Politische Unterstützung findet die 
türkische Besatzungspolitik bei Ver-
tretern der „Syrian Opposition Coa-
lition“ (SOC), einer Organisation, die 
einmal Teil der sogenannten „gemä-
ßigten Opposition“ war. Sie rufen im-
mer wieder zu weiteren Militärinter-
ventionen der Türkei auf.

In der Provinz Idlib nehmen die 
bewaffneten Provokationen durch 
die Dschihadisten zu. Die russische 
Armee zählt täglich mehr als 30 Brü-
che des Waffenstillstands, der 2020 
vereinbart wurde. Das islamistische 
Milizenbündnis Hai’at Tahrir asch-
Scham, das Idlib  – überwiegend im 
Einvernehmen mit der Türkei – kon-
trolliert, sieht sich für einen Kampf 
gegen die syrische Armee gerüstet. 
Doch ob es hier zu weitergehenden 
Kämpfen kommen wird, hängt davon 
ab, wie sich die Beziehungen zwischen 
der Türkei und Russland entwickeln 
werden.
� Manfred Ziegler

Wasserraub
Kiew schneidet die Krim von wichtigster Ressource ab
Auf der Halbinsel Krim herrscht im 
Sommer 2021 akute Wasserknapp-
heit. Eine solche Situation ist histo-
risch nicht ungewöhnlich, weswegen in 
der Sowjetunion in den 1960er-Jahren 
der Nord-Krim-Kanal gebaut und in 
den 1970er-Jahren weiter ausgebaut 
wurde – er versorgte die Bevölkerung 
und die Landwirtschaft der Krim mit 
Wasser aus dem Fluss Dnjepr. Bis zu 
85 Prozent der nötigen Menge wurden 
über diesen Weg bereitgestellt. Seit 
2014 hat dies die ukrainische Regie-
rung jedoch unterbunden – zunächst 
nur provisorisch mit mobilen Sperren, 
schließlich errichtete man einen Stau-
damm aus Beton, der den Kanal gänz-
lich trockenlegte. Das notwendige Was-
ser kann seither nicht mehr in Richtung 
Krim fließen.

Hintergrund dieser menschenfeind-
lichen Maßnahme Kiews ist der Status 
der Krim. Nach dem US- und EU-ge-
förderten, nationalistisch-faschisto-
iden Maidan-Putsch in der Ukraine 
entschied sich die mehrheitlich russi-
sche Krim-Bevölkerung 2014 in einem 
Referendum, ihre Unabhängigkeit von 
der Ukraine zu erklären und schließlich 
der Russischen Föderation beizutreten. 
Seither ist die Halbinsel faktisch Teil 
des russischen Staatsgebiets, was man 
in Kiew natürlich nicht anerkennt  – 
vielmehr will man sich das Territorium 
wieder einverleiben.

Dass man hierbei zur Methode 
der Kappung der Wasserversorgung 
greift, erscheint mehr als fragwürdig. 
Die Ukraine mag sich noch so sehr in 
einem veritablen politischen und teil-
militärischen Konflikt mit Russland 
sehen, doch die Zivilbevölkerung der 
Krim gezielt durch Unterversorgung 
mit Wasser, Dürre und Ernteausfäl-
le leiden zu lassen ist unmenschlich 
und sogar abwegig, wenn die Ukrai-

ne diese Bevölkerung als ihre eigene 
beanspruchen möchte. Die durstigen 
Menschen auf der Krim werden ange-
sichts solch eines Staatsterrorismus – 
man muss es wohl so nennen – sich 
wohl kaum davon überzeugen lassen, 
wieder in den Schoß Kiews zurückzu-
kehren.

Auch im Lichte internationaler Be-
ziehungen fällt die Blockade der Was-
serversorgung für die Bevölkerung 
der Krim eher in den Bereich eines 
verbrecherischen, erpresserischen und 
schlimmstenfalls tödlichen Vorgehens. 
Natürlich ist ein Wasserraub dieser Art 
nicht zulässig, es ist geradezu schänd-
lich, anderen Menschen das Trinkwas-
ser abzugraben. Man kann nur hoffen, 
dass andere Staaten nicht auf ähnliche 
Ideen kommen – durchaus auch im In-
teresse der Ukraine. Denn der Dnjepr 
zum Beispiel ist kein rein ukrainischer 
Fluss: Er entspringt in Russland und 
fließt durch Weißrussland, bevor er die 
Ukraine erreicht.

In Moskau hat man schon seit 2014 
damit gerechnet, dass man in Kiew auf 
allerlei rabiate Blockadeideen kom-
men würde. Daher wurde die Fertig-
stellung der Brücke von Kertsch for-
ciert, die eine direkte Verbindung von 
der Krim zum russischen Festland er-
möglicht – und tatsächlich sind auch in 
diesem Sommer auf der Strecke regel-
mäßig Wassertankwagen unterwegs, 
um die Versorgung der Halbinsel zu ga-
rantieren. Daneben investiert Russland 
in die Anlage neuer, tiefer Brunnen; für 
die Zukunft sind auch Meerwasserent-
salzungsanlagen geplant. Die Ukraine 
wäre in humanistischer und politischer 
Hinsicht jedoch gut beraten, die Ver-
sorgungsblockade zu beenden, egal wie 
sich der staatliche Status der Krim ent-
wickelt.
� Zeitung der Arbeit, Österreich

Aufruhr in Frankreich
Streiks und Proteste gegen „Gesundheitspass“ und Covid-Impfpflicht

Auch nachdem das französische 
Parlament Präsident Emmanu-
el Macrons Gesetzentwurf zur 

Impfpflicht für bestimmte Berufsgrup-
pen an einigen Stellen entschärft hatte, 
fanden am vergangenen Sonnabend in 
über 150 Städten Frankreichs Massen-
proteste statt. Nach Angaben des In-

nenministeriums gingen 200.000 Men-
schen auf die Straße, eine Woche zuvor 
waren es offiziell allein in Paris 160.000. 
Das Gesetz war am 26. Juli verabschie-
det worden und tritt am 9. August in 
Kraft. Um dies zu verhindern, hat die 
Opposition beantragt, dass es am 5. Au-
gust dem Verfassungsrat vorgelegt wird. 

Das Gesetz beinhaltet eine Corona-
Impfpflicht für Gesundheits- und Pfle-
gekräfte, Feuerwehrleute und andere 
Rettungskräfte ab dem 15. September. 
Wer sich der Impfung verweigert, wird 
zwangsweise unbezahlt beurlaubt. Be-
schäftigte und Besucher in Restaurants, 
Bars, Kinos oder Museen müssen von 
August an den sogenannten Gesund-
heitspass vorlegen, der einen negativen 
Covid-Test, eine vollständige Impfung 
oder eine Covid-Genesung nachweist. 
Die Einhaltung der Regeln durch die 
Besucher soll dabei von den Beschäf-
tigten kontrolliert werden, diese wiede-
rum von den Betreibern der Einrich-
tungen. Bei dem dritten Verstoß dro-
hen Gefängnisstrafen von bis zu einem 
Jahr.

Nach wochenlangen Protesten, an 
denen auch zahlreiche „Gelbwesten“ 
teilnahmen, forderte nun auch der Ge-
werkschaftsverband CGT die Rück-
nahme des „undemokratischen“ und 
„autoritären“ Gesetzes, das angesichts 
einer Korrelation von Impfstatus und 
Einkommen „unsozial“ sei. Die Be-
legschaften mehrerer Krankenhäuser, 
unter anderem im Department Drô-
me mit 200 Ärzten und 1.500 Kran-
kenpflegern, traten in den Streik und 
skandierten „Liberté!“ (Freiheit). Elsa 
Ruillere, Vertreterin der örtlichen Ge-
werkschaft CGT-GHPP, sagte gegen-
über „Sputnik Frankreich“: „Wir sind 
gegen Impfpflicht und Impfzwang. Es 
gibt keine Wahl zwischen Tests oder 
Impfung: Die Impfung ist obligato-
risch. Damit sind wir nicht einver-
standen. Wir wollen die Wahl haben 
wie der Rest der Welt, und wir wollen 
keine Zwangsimpfung.“ Auch in Lyon 
kündigten Beschäftigte im Gesund-
heitssektor einen Streik an, geleitet 
von der Gewerkschaft „SUD Santé 
Sociaux“. Ihre Forderungen umfas-
sen einen Verzicht auf Entlassungen 
ungeimpfter Kollegen, die freie Wahl 

der Impfstoffe, den Schutz der medi-
zinischen Daten der Belegschaft, die 
Achtung der medizinischen Schweige-
pflicht beziehungsweise des Patienten-
geheimnisses sowie mehr Gehalt.

Die kommunistische Organisati-
on „Pôle de Renaissance Communis-
te en France“ (PRCF) legte in einer 
ausführlichen Stellungnahme Mitte 
Juli ihre Ablehnung des Gesetzes dar: 
„… der ‚liberale‘ Macron (führt) so-
wohl Zwangsimpfungen für das Ge-
sundheitspersonal als auch obligatori-
sche individuelle Gesundheitspässe für 
eine endlose Reihe von Aktivitäten ein, 
was faktisch darauf hinausläuft, einen 
ganzen Teil der Bevölkerung praktisch 
unter Hausarrest zu stellen oder ihn so-
gar vom sozialen, politischen und kultu-
rellen Leben auszuschließen! (…) Un-
wirksam in impftechnischer Hinsicht, 
sind diese Diktate der Macronie ganz 
dazu angetan, die betroffenen Men-
schen zu demütigen und ein weiteres 
Ausscheiden von Pflegekräften nach 
sich zu ziehen, und das in einer Zeit, 
in der die Gesellschaft sie dringend 
braucht! Diese von dem aufgeklärten 
Despoten angekündigten brutalen und 
diktatorischen Maßnahmen sind nicht 
umsetzbar ohne eine zwanghafte und 
pedantische Polizeikontrolle der Be-
völkerung. Sie werden das demokrati-
sche Leben im Vorfeld der Präsident-
schaftswahlen schwer belasten und den 
globalen Zugriff der Staatsmacht auf 
die Bürger nur noch verstärken und die 
Gehirne dahingehend konditionieren, 
immer mehr staatliche Zwänge zu ak-
zeptieren.“

Ähnlichen Versuchen, auch in der 
Bundesrepublik eine Covid-Impfpflicht 
für bestimmte Beschäftigtengruppen 
einzuführen, erteilte ver.di bereits im 
Januar eine Absage: „Die Impfung 
muss freiwillig sein; eine Impfpflicht 
für bestimmte Berufsgruppen darf es 
nicht geben.“� Björn Schmidt

Macrons Pläne zur Bekämpfung der Pandemie treffen in Frankreich auf Wider-
stand.

Foto: gemeinfrei

Massaker an Kurden
In Konya erschoss ein Faschist am 
Abend des 30. Juli eine siebenköp-
fige kurdische Familie. Yasar, Baris, 
Serpil, Serap, Ipek, Metin und Si-
bel Dedeogullari wurden tags dar-
auf beigesetzt. Die Familie war be-
reits am 12. Mai von 60 Faschisten 
in ihrer Wohnung angegriffen und 
schwer verletzt worden. Das Mas-
saker ist das jüngste einer Serie an 
Lynchmorden türkischer Faschisten 
an Kurden. Am 17. Juni wurde De-
niz Poyraz in einem Büro der HDP 
in Izmir erschossen, am 21. Juli eine 
kurdische Familie in Konya ange-
griffen. Überfälle gab es zuletzt 
auch in Ankara und Afyon. Mithat 
Sancar, Kovorsitzender der HDP, 
verurteilte den antikurdischen Ras-
sismus der herrschenden Politik, der 
auch medial verbreitet werde.

Neue Sanktionen
Zusätzlich zu den neuen Sanktionen 
der US-Regierung gegen Kuba (UZ 
vom 30. Juli) verhängte das Finanz-
ministerium auf Weisung von US-
Präsident Joseph Biden am Freitag 
vergangener Woche erneut Sanktio-
nen gegen Kuba. Sie richten sich ge-
gen Oscar Callejas und Eddy Sierra, 
Leiter und stellvertretender Leiter 
der Nationalen Revolutionspolizei. 
„Die willkürlichen Maßnahmen sol-
len zur Desinformation und Aggres-
sion beitragen, um die unmenschli-
che Blockade gegen Kuba zu recht-
fertigen“, so Kubas Außenminister 
Bruno Rodríguez. Biden drohte mit 
weiteren Sanktionen und empfing 
exilkubanische Contras und rechte 
US-Politiker im Weißen Haus.

Bolsonaro droht
Der faschistische Präsident Brasi-
liens drohte am Sonntag in einer 
Videobotschaft an in Brasília ver-
sammelte Anhänger, die Präsident-
schaftswahl 2022 nicht durchführen 
zu lassen. Seit 25 Jahren wird in Bra-
silien digital gewählt. Jair Bolsona-
ro behauptet, das System sei anfällig 
für Wahlbetrug. Beweise dafür legt 
er nicht vor. Der Vorsitzende des 
Obersten Wahlgerichts Brasiliens, 
Luiz Roberto Barroso, kommen-
tierte Äußerungen Bolsonaros: „Die 
Aussage: ‚Wenn ich nicht gewinne, 
hat es Wahlbetrug gegeben‘, ist die 
Argumentation einer Person, die die 
Demokratie nicht akzeptiert.“ Bol-
sonaros Angst davor, die Wahl zu 
verlieren, dürfte daher rühren, dass 
der Gewerkschafter und ehemalige 
Präsident Inácio Lula da Silva zur 
Zeit in den Umfragen führt.

Journalist verurteilt
Der Wikileaks-Unterstützer und 
ehemalige britische Botschafter in 
Usbekistan, Craig Murray, muss 
nach der Ablehnung seines Beru-
fungsantrags durch den Obersten 
Gerichtshof Britanniens für acht 
Monate in Haft. Im März hatte ein 
Gericht entschieden, dass ein Blog-
Beitrag Murrays über den ehema-
ligen schottischen Ersten Minister 
Alex Salmond Details enthielt, die 
von Lesern zusammengesetzt die 
Identifikation von Frauen ermög-
lichten, die Anschuldigungen gegen 
Salmond erhoben. Diese Anschul-
digungen stellten sich als Falschbe-
hauptungen heraus, Salmond wur-
de freigesprochen. Zum ersten Mal 
seit 70 Jahren komme in Britanni-
en ein Angeklagter wegen „medi-
aler Missachtung“ eines Gerichts 
ins Gefängnis, erklärte die „Craig 
Murray Justice Campaign“. Murray 
verpasst so die erste Anhörung im 
Berufungsverfahren um die Auslie-
ferung von Julian Assange an die 
USA am 11. August. Im bisherigen 
Auslieferungsverfahren war Mur-
ray einer von wenigen Journalisten, 
die den Prozess im Gericht verfol-
gen durften. Unterdessen entzog 
ein Verwaltungsgericht in Quito As-
sange die ecuadorianische Staats-
bürgerschaft wegen „verwaltungs-
rechtlicher Fehler“. Das wie auch 
die Verhinderung medialer Unter-
stützung schwächt die Position des 
Wikileaks-Gründers im laufenden 
Auslieferungsverfahren.
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Im Provokationsfieber
Der Westen setzt die Kriegsstrategie der USA gegen China rasch um

Im April erklärte der britische Vertei-
digungsminister Ben Wallace im Un-
terhaus: „Wir gehen nicht auf die an-

dere Seite der Welt, um zu provozieren. 
Wir sind zuversichtlich, aber nicht kon-
frontativ.“ Das war selbstverständlich ge-
logen. Britannien hat es übernommen, 
ähnlich wie gegen Russland die Speer-
spitze des gesteigert aggressiven Kurses 
der Westmächte gegen China zu spielen. 
In der vergangenen Woche fuhr eine bri-
tische Trägerkampfgruppe rund um die 
hochmoderne, 2017 in Dienst gestellte 
„HMS Queen Elizabeth“ zu Seemanö-
vern in das Südchinesische Meer ein. Die 
deutsche Monatszeitung für den öffent-
lichen Dienst „Behörden Spiegel“ zitier-
te auf ihrer Internetseite dazu das briti-
sche Verteidigungsministerium: Es han-
dele sich um die „größte Konzentration 
von See- und Luftmacht, die sich seit ei-
ner Generation vom Vereinigten König-
reich aus auf den Weg gemacht“ habe. 
An Bord des britischen Flugzeugträgers 
befinden sich demnach unter anderem 
zehn Tarnkappen-Kampfflugzeuge vom 
Typ Lockheed Martin F-35B „Light-
ning II“ des US-Marinekorps. Auch ein 
US-Zerstörer und eine niederländi-
sche Fregatte zählen zur Trägerkampf-
gruppe. Außerdem dabei: Der britische 
Zerstörer „Defender“, der am 23. Juni 
im Schwarzen Meer vor der Krim eine 
Durchfahrt durch Territorialgewässer 

erzwingen wollte und von russischen 
Streitkräften mit Warnschüssen und 
Bombenabwürfen vertrieben wurde.

Der Verband um „HMS Queen 
Elizabeth“ soll sich im Herbst wieder 
auf den Rückweg machen, aber: Zwei 
britische Kriegsschiffe werden laut 
„Guardian“ vom 30. Juli dann „perma-
nent der Region zugeordnet“ bleiben.

Nichts Besonderes, militärische 
Spielchen einer Möchtegerngroß-
macht? US-Verteidigungsminister 
Lloyd Austin sieht das offenbar anders. 
Er hielt am 27.  Juli in Singapur eine 
Grundsatzrede, in der er eine strategi-
sche „Vision für das 21. Jahrhundert“ 
entwickelte. Ihr Kernpunkt: „integ-
rierte Abschreckung“. In diesem Zu-
sammenhang nannte er die Verlegung 
der britischen Seekampfgruppe „histo-
risch“. Fast zur selben Zeit, in der sich 
Austin in Singapur, Vietnam und auf 
den Philippinen aufhielt, durchfuhr der 
US-Lenkwaffenzerstörer „USS Ben-
fold“ die Taiwan-Straße zwischen Süd- 
und Ostchinesischem Meer. Es war die 
siebte Passage eines US-Kriegsschiffes 
zwischen der Volksrepublik China und 
Taiwan in diesem Jahr. Gleichzeitig 
findet in diesen Wochen eine Vielzahl 
US-geführter, gegen China gerichteter 
Kriegsmanöver im Pazifik statt.

Diese Bündelung von Brandstifter-
aktionen verlangte nach einer verbalen 

Zusammenfassung. Die lieferte einen 
Tag nach Austins Rede in Singapur US-
Präsident Joseph Biden in Washington 
vor der „Community“ der US-Geheim-
dienste mit einer Weltkriegsdrohung: 
„Ich denke, es ist mehr als wahrschein-
lich, dass, wenn wir in einem Krieg en-
den werden – einem echten Krieg mit 
einer Großmacht –, es Folge eines Cy-
berangriffs von großer Tragweite ist, 
und die Wahrscheinlichkeit nimmt ex-
ponentiell zu.“ Gesagt, getan: Nur ei-
nen Tag darauf zog der philippinische 

Präsident Rodrigo Duterte nach einem 
nächtlichen Gespräch mit Austin seine 
Aufkündigung des Militärabkommens 
mit den USA zurück. Das sogenannte 
Visiting Forces Agreement (VFA) sei 
wieder „in vollem Umfang in Kraft“, 
verkündete Austins Amtskollege Del-
fin Lorenzana auf einer gemeinsamen 
Pressekonferenz.

Vor dem Hintergrund dieser be-
wussten Eskalation nimmt sich die 
Fahrt der deutschen Fregatte „Bay-
ern“ (Baujahr 1996) in den Indischen 

und Pazifischen Ozean wie ein über-
flüssiges Beiwerk aus. Laut „Spiegel“ 
war eine deutsche Kanonenboot-Tour 
dorthin schon 2020 geplant, kam aber 
wegen Pandemie, Mangel an ein-
satzbereiten Kriegsschiffen, vor al-
lem aber wegen Vorbehalten Ange-
la Merkels nicht zustande. Sie habe 
für September 2020 in Leipzig ei-
nen EU-China-Gipfel geplant: „Ein 
deutsches Kriegsschiff, das zu diesem 
Zeitpunkt im Südchinesischen Meer 
kreuzen würde, schien ihr nicht oppor-
tun zu sein.“ Nun wird die „Bayern“, 
die jede Teilnahme an den britischen 
und US-Manövern vor China ver-
meiden soll, Ende Februar 2022 vor-
aussichtlich erst nach dem Ende von 
Merkels Amtszeit zurückkehren. Die 
„Bayern“-Reise ist gewissermaßen die 
erste außen- und militärpolitische Ak-
tion des deutschen Imperialismus der 
Nach-Merkel-Zeit. Diejenigen, die un-
bedingt an den Kriegsprovokationen 
der Verbündeten teilhaben wollen – 
im jetzigen Kabinett repräsentiert vor 
allem durch Außenminister Heiko 
Maas und Kriegsministerin Annegret 
Kramp-Karrenbauer –, haben ihr Ziel 
erreicht. Entsprechend laut fiel der 
Rummel aller deutschen Kriegsmedi-
en aus, als die „Bayern“ am Montag 
von Wilhelmshaven aus in See stach.

� Arnold Schölzel

Neuetikettierung
Angekündigtes Ende des US-Kampfeinsatzes im Irak
Nun also auch Joseph Biden. Nahe-
zu jeder US-Präsident nach William 
Clinton hatte den Kampfeinsatz der 
US-Truppen in Irak für beendet er-
klärt – Barack Obama sogar zweimal. 
Ikonografisch, wenn man das in die-
sem Fall sagen darf, die Landung von 
George W. Bush auf dem Flugzeugträ-
ger „USS Abraham Lincoln“ mit der 
bombastischen Botschaft an die Welt 
„Mission accomplished“. Das war am 
1. Mai 2003. Rund sechs Wochen nach 
dem Beginn der US-Invasion. Eigent-
lich hatte schon Bushs Vater, George 
H. W. Bush, am 6. März 1991 verkün-
det: „Die Aggression ist geschlagen, der 
Krieg ist zu Ende.“ Auch er hatte der 
Welt den Frieden versprochen – wenn 
der „Aggressor“ geschlagen sein würde.

30 Jahre später ist das Land, ist die 
Region vom Frieden weit entfernt. 
Die US-Militärmaschine hinterlässt 
eine breite, grauenhafte Spur der Zer-
störung und des Chaos, wenn sie – wie 
von Biden angekündigt – tatsächlich 
ihre Kampfeinsätze beenden sollte. 
Wenn. Von einem Rückzug ist hier, an-
ders als beim Krieg in Afghanistan, erst 
gar nicht die Rede.

Dass ausländische Truppen hier 
nicht sonderlich beliebt sind, musste 
schon die ehemalige Kolonialmacht 
Britannien erfahren, als sie 1948 ihr 
Vorkriegsprotektorat wiedererrichten 
wollte. Der Al-Wathbah-Aufstand, da-
mals noch mit Unterstützung der Kom-
munistischen Partei, brachte das Vorha-
ben zu Fall. Nach der Ermordung des 
Kommandeurs der iranischen Quds-
Einheiten, General Qasem Soleima-
ni, am 2. Januar 2020 durch eine US-
Drohne beschloss das irakische Par-
lament ganz offiziell, die US-Truppen 
rauszuwerfen. Selbstredend fordern 
auch die schiitischen Milizen wie die 
Mahdi-Armee oder Kataeb Hezbollah 
den Herauswurf der „Okkupations-
truppen“ und verurteilen den „strate-
gischen Dialog“ der Al-Kadhimi-Re-
gierung mit der Biden-Regierung, der 
den Verbleib der US-Truppen im Land 
garantieren soll. Zehntausende Iraker 
demonstrierten gegen die US-Präsenz: 
„Get out America.“

Es geht heute im US-Krieg gegen 
die verschiedenen schiitischen Milizen 
eher um eine Art Umwidmung und 
„Irakisierung“. Die offizielle Darstel-
lung spricht von einem Ausbildungs- 
und Trainingsauftrag, dem sich die 

2.500 US-Boys und Girls demnächst 
widmen sollen. Nebenbei lässt sich 
vom Al-Asad-Stützpunkt der „Iran 
beobachten“, wie Donald Trump es 
ausdrückte. Einbezogen in diese „Aus-
bildungsmission“ sollen auch britische 
und türkische Einheiten werden. Von 
einer NATO-Komponente ist die Rede. 
Nicht berührt sind – wie in Afghanis-
tan – die Einsätze der US-Söldnerar-
meen vom Schlage Academi (ehemals 
Blackwater) sowie die US-Kampfdroh-
nen und US-Kampfflugzeuge. Men-
schen, vorrangig unbewaffnete Zivilis-
ten, in allen Winkeln des Globus zusam-
menschießen und in Stücke bomben zu 
können, gehört gewissermaßen zu den 
unveräußerlichen Vorrechten der Men-
schenrechts- und Freiheitskämpfer in 
Washington. Die Generalermächtigung 
heißt in diesen Fällen natürlich: Kampf 
gegen IS und Al-Qaida.

Das US-Central Command 
(USCENTCOM) bezifferte im Jahr 
2020 die Zahl der Söldner, „Contrac-
tors“ genannt, in seinem Kommando-
bereich mit 43.809. Davon seien 27.388 
in Afghanistan, Irak und Syrien statio-
niert. Die Einsätze dieser Söldner, ihre 
Toten wie auch ihre Kriegsverbrechen, 
kommen – wie auch die der Drohnen-
kommandos  – in der Öffentlichkeit 
praktisch nicht vor. Academi-Chef Erik 
Prince hatte bekanntlich 2018 Donald 
Trump vorgeschlagen, für 5 Milliar-
den US-Dollar den Afghanistan-Krieg 
komplett zu übernehmen. Diese Priva-
tisierung sollte den „Fußabdruck“ des 
US-Militärs in der Region deutlich re-
duzieren.

Die nunmehr 30-jährige US-de-fac-
to-Besatzung des Irak kann nicht ohne 
die US-Präsenz in den anderen Staaten 
der Region gesehen werden. Nach der 
Zerstörung der Sowjetunion sahen die 
US-Geostrategen die Chance, die Regi-
on des „Greater Middle East“ im Sinne 
einer dauerhaften US-Kontrolle neu zu 
„ordnen“. Dieses neokonservative Kon-
zept der „kreativen Zerstörung“ ist ge-
scheitert. Die Zerstörung ist gelungen, 
von einem kreativen Aufbau, von „Na-
tionbuilding“ ist nichts zu sehen. Der 
stabilisierende Einfluss Russlands und 
Chinas ist dagegen deutlich gewach-
sen. „Greater Middle East“ befindet 
sich im Zustand der Abwicklung. Einer 
Abwicklung mit all den Widersprüch-
lichkeiten eines imperialen Rückzugs-
gefechts.� Klaus Wagener

Aufarbeitung im Schongang
Spanisches Gesetz zur demokratischen Erinnerung ist kein großer Wurf

In Spanien hat das Mitte Juli vom Ka-
binett der sozialdemokratischen Regie-
rung der PSOE und ihrem linken Ko-
alitionsbündnis „Unidas Podemos“, zu 
dem auch die Kommunistische Partei 
Spaniens (PCE) gehört, beschlossene 
„Gesetz zur demokratischen Erinne-
rung“ für die erwartete Kontroverse 
gesorgt. Darin geht es um einen ange-
messenen Umgang mit Erbe und Aus-
wirkungen der Franco-Diktatur. Deren 
Verbrechen waren nach dem Tod Fran-
cos 1975 und dem Übergang zur De-
mokratie de facto ungestraft geblieben.

Das neue, vom Parlament noch 
zu verabschiedende Vorhaben ersetzt 
das 2007 unter der letzten PSOE-Re-
gierung beschlossene „Gesetz zur his-
torischen Erinnerung“. Vielen Linken 
und Opferverbänden geht das Gesetz 
nicht weit genug, da es die Täter ju-
ristisch verschont, weil man das Am-
nestiegesetz nicht außer Kraft gesetzt 
hat. Von rechts wird das Gesetz eben-
falls attackiert, allen voran durch die 
Volkspartei (PP) und die rechtsextre-
me VOX, die Diktaturverbrechen oh-
nehin meist abstreiten. Dass es über-
haupt wieder eine bei Wahlen erfolg-
reiche Partei wie VOX in Spanien gibt, 
mag mit dem vorsichtigen Abrücken 
der PP von ihrer faschistischen Ver-
gangenheit zusammenhängen. Einem 
Bodensatz von etwa 15 Prozent rech-
ter Spanierinnen und Spanier geht das 
bereits zu weit. Ein Phänomen, das sich 
in Deutschland ähnlich mit dem Auf-

kommen der AfD im Zusammenhang 
mit der Öffnung der Merkel-CDU be-
obachten lässt.

Das Gesetz sieht nun die Illegiti-
mität der zwischen 1939 und 1975 er-
gangenen Gerichtsurteile der Putsch-
regierung vor. Auch werden die ört-
lichen Behörden dazu animiert, die 
Massen- und Sammelgräber der Opfer 
der Diktatur aufzufinden. Sie werden 
dazu aber nicht gezwungen, und Geld 
wird dafür auch nicht bereitgestellt. Im 
Gegenteil werden für Exhumierungen 
oft Gebühren erhoben. Manche Quel-
len sprechen von 140.000 Menschen, 
die immer noch nicht aus diesen Grä-
bern geborgen wurden. Der zentra-
len faschistischen Gedenkstätte „Tal 
der Gefallenen“ werden 340.000 Euro 
jährlicher staatlicher Zuwendung ent-
zogen, die dazugehörige Stiftung „Hei-
lig Kreuz des Tals der Gefallenen“ von 
Benediktinermönchen wird aufgelöst. 
Diese wollen klagen, falls das Gesetz 
das Parlament passiert.

Im Gesetz ist von einem Doppel-
ziel die Rede: Einerseits sollen die 
„demokratischen Etappen unserer 
Geschichte und aller Individuen und 
Bewegungen zur Kenntnis gebracht 
werden“, zum anderen soll „die Erin-
nerung an die Opfer von Krieg und 
franquistischer Diktatur über ein Ken-
nenlernen der Wahrheit erhalten blei-
ben“, um eine Wiederholung „jeglicher 
Form von politischer Gewalt oder To-
talitarismus“ zu verhindern. Wer genau 

liest, erkennt also, dass Spanien sich 
nicht nur seine demokratische Verfas-
sung (die in weiten Teilen sinngleich 
zum Grundgesetz von 1949 ist) bei 
Deutschland abgeschaut hat, sondern 
auch den Umgang mit rechter Dikta-
tur: Gleichsetzung von faschistischen 
Massenverbrechen mit linken Revo-
lutionsideen über die Verbreitung der 
Totalitarismusdoktrin. Es geht dann 
folgerichtig nicht um die Verhinderung 
faschistischer Erhebungen, wie sie 
Spanien auch nach Franco erlebt hat, 
sondern darum, „politische Gewalt“ zu 
verhindern: Und die kommt bekannt-
lich immer auch von links. Damit soll 
natürlich der Franco-Putsch relativiert 
werden, der in der Lesart der Rechten 
sowieso nur eine angemessene Reak-
tion auf Gewalt der Republikanhänger 
war. In ähnlicher Weise geht der kon-
servative Geschichtsrevisionismus so 
weit, den deutschen Überfall auf die 
UdSSR als „Vorbeugungsmaßnahme“ 
darzustellen. Das hat sich dann auch in 
einer Resolution des EU-Parlaments 
niedergeschlagen, die der Sowjetunion 
eine Mitschuld am Zweiten Weltkrieg 
gibt. Von Fake News war anschließend 
nicht die Rede.

Im Kern ist der Widerspruch zwi-
schen ein paar neuen, fortschrittlichen 
Elementen im Gesetz und der Unan-
tastbarkeit der Täter, von denen aller-
dings nur noch wenige leben dürften, 
Ergebnis der Natur der 1978 erlassenen 
Verfassung. Diese stellt neben der Neu-
installierung der Monarchie die „Ver-
söhnung“ in den Vordergrund, was auf 
eine Ablehnung des Klassenkampfes 
hinausläuft – ein Vorwurf, der der heute 
mitregierenden PCE seit ihrem Eintre-
ten für die 1978er Verfassung von links 
gern gemacht wird.

In Spanien steht eine öffnende De-
batte über die Verbrechen der Dikta-
tur während und nach dem Putsch 1936 
und dem folgenden, mit deutscher und 
italienischer Militärhilfe letztlich er-
folgreichen dreijährigen Krieg gegen 
die Demokratie noch aus. UN-Bericht-
erstatter Pablo de Greiff monierte in 
seinem Bericht 2014, dass Spanien nie 
eine staatliche Politik der Wahrheitsfin-
dung, der offiziellen Information oder 
Aufklärungsmechanismen gehabt habe. 
Das scheint sich mit dem in Rede ste-
henden Gesetz nicht grundsätzlich zu 
ändern.

� Günter Pohl

„Für ein Gesetz des Andenkens, das der Straflosigkeit des Franquismus ein Ende 
setzt“ – Demonstration in Madrid gegen das neue Gesetz.

Foto: Foro por la memoria

Annegret Kramp-Karrenbauer träumt vom Krieg – auch an Bord der „Bayern“ .

Foto: Bundeswehr / Leon Rodewald
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Ehrung eines Friedenskämpfers
Willi Hoffmeister mit Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet 

Am vergangenen Freitag hat Willi Hoffmeis-
ter, „Urgestein“ der Friedensbewegung, 
Ostermarschierer der ersten Stunde, Ge-

werkschafter, Antifaschist und Kommunist, das 
Bundesverdienstkreuz am Bande verliehen be-
kommen. Übergeben wurde die Auszeichnung 
von Dortmunds Erstem Bürgermeister Norbert 
Schilff (SPD), im Krankenhaus, wo Willi Hoff-
meister zur Zeit behandelt werden muss. Jutta 
Reiter, Vorsitzende des DGB Dortmund Hellweg, 
überbrachte die Gratulation der Gewerkschaft. 

Mit Willi Hoffmeister, dessen Name untrenn-
bar mit der Friedensbewegung verbunden ist, ist 
ein überzeugter Gewerkschafter und Internatio-
nalist für seine politische Arbeit geehrt worden. 
Sein Leben ist geprägt durch den Zweiten Welt-
krieg und die Nazibarbarei. 1933 in Oberbauer-
schaft im Landkreis Lübbecke in Nordrhein-West-
falen geboren, verbrachte Hoffmeister die ersten 
zwölf Jahre seines Lebens im Faschismus. Sein 
Lehrer war ein „absoluter Nazi“, wie sich Hoff-
meister im vergangenen Jahr in einem Interview 
mit der Tageszeitung „junge Welt“ erinnerte. Ne-
ben Schlägen sei seine „Qualität“ das Auswen-
diglernenlassen von Sprüchen „seines Führers“ 
gewesen. 

Willi, der Antifaschist
Den „ersten richtigen Schock durch den Wahnsinn 
des Krieges“ habe er als Schüler bei einer Fahrt 
durch das bombardierte Bielefeld bekommen. 
„Die Mär vom bolschewistischen Untermenschen 
wurde für mich unglaubwürdig mit dem Kennen-
lernen eines sowjetischen Kriegsgefangenen, der 
auf einem Bauernhof in der Nachbarschaft arbei-
ten musste und uns Kindern aus Weidenstöcken 
Flöten bastelte“, berichtete Hoffmeister. 

Es waren seine Eltern, die dafür Sorge trugen, 
dass die Nazipropaganda bei ihm keine Chance 
hatte. „Das Vertrauen meiner Eltern in meine Ver-

schwiegenheit und die meines zwei Jahre jüngeren 
Bruders war so groß, dass wir oftmals des Nachts am 
‚Volksempfänger‘ die Nachrichten von Radio Lon-
don mithören durften. Besonders meine Mutter war 
für ihre Einstellung in der Nachbarschaft bekannt. 
Sie litt sehr darunter, dass ihr Bruder Franz seit 1934 
als Kommunist im KZ eingekerkert war. Sie wun-
derte sich später darüber, dass die Nazis sie nicht 
geholt hatten“, so Hoffmeister. Als sein Onkel Franz 
ihm nach elf Jahren im KZ ans Herz gelegt habe, al-
les zu tun, dass es nie wieder zu derlei faschistischen 
Verbrechen käme, wurde „Nie wieder Krieg! Nie 
wieder Faschismus!“ zu seinem Leitmotiv.

Willi, der Friedenskämpfer
Es ist nahezu unmöglich, die politischen Aktivi-
täten Hoffmeisters vollumfänglich darzustellen. 
Eine seiner ersten war in den 1950er Jahren die 
Teilnahme am „Deutschlandtreffen der Jugend“, 
als gesamtdeutsches Treffen organisiert von der 
Freien Deutschen Jugend (FDJ) der DDR. „Allen 
westdeutschen Jugendlichen sollte eine Teilnahme 
verwehrt werden. Um nach Berlin zu kommen, 
war von Westdeutschland aus die Einreise nur bei 
Nacht und Nebel über die grüne Grenze möglich. 
30.000 haben es auf allen möglichen und unmög-
lichen Wegen letztendlich geschafft, nach Berlin 
zu gelangen. Mit insgesamt rund 700.000 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern erlebten auch wir 
vom 27. bis 30. Mai 1950 ereignisreiche Tage unter 
Gleichgesinnten“, berichtete Willi Hoffmeister.

Vom antikommunistischen Verfolgungsfuror 
der damaligen Zeit ließ er sich nicht beirren. „Wer 
Angst zeigt, hat schon verloren“, habe sein Vater 
ihm mit auf den Weg gegeben. „Das Verbot unse-
rer Jugendorganisation, der FDJ, 1951 durch die 
Adenauer-Regierung weckte nicht nur in unserer 
Gruppe den Vorsatz: Jetzt erst recht!“ Trotzdem 
sei das politische Auftreten „unserer Jugendorga-
nisation“ mit dem Verbot erschwert worden. Da er 

nicht unorganisiert 
bleiben wollte, war 
ab 1954 die Kom-
munistische Partei 
Deutschlands, KPD, 
seine politische Hei-
mat. 

Willi, der 
Höschianer
Ab 1952 lebte Wil-
li in Dortmund, der 
Stadt, der er bis 
heute treu blieb, 
und arbeitete als 
Stahlarbeiter bei 
den Hoesch-Wer-
ken. Nach einigen 
Gelegenheitsarbei-
ten – an Schreinern 
war damals kein Be-
darf – und nach zwei 
Jahren harter Ar-
beit am Dortmun-
der Stadthafen be-
kam er 1954 einen 
Job in den Hoesch-
Hüttenwerken auf 
der Westfalenhütte 
als Stahlarbeiter, er-

innert er sich. Diesen Arbeitsplatz im Stahlwerk 
habe er erst 1978 nach seiner Wahl in den Be-
triebsrat eingetauscht, wo er dann freigestellt für 
die Vertretung des gesamten Sozialbereiches zu-
ständig war. 

Viele Kollegen auf der 
Westfalenhütte, erinnert sich 
Willi Hoffmeister, „hatten 
die Nazijahre erlebt, Faschis-
mus und Krieg überstanden 
und – im Gegensatz zu vie-
len anderen Bereichen – die-
se Zeit nicht einfach abge-
schüttelt“. Das „Nie wieder!“ 
sei dort „hautnah und leben-
dig“ gewesen. „Allerdings 
mussten sie jetzt Adenauers 
Remilitarisierungspläne, die 
Rückkehr der alten Kano-
nenkönige sowie alter Na-
zis in Verwaltung und Re-
gierung erleben. Dies hätten 
die Hoesch-Belegschaften 
mehrheitlich nie akzeptiert.“ 
Mit einer Kampagne für ein 
soziales Betriebsgeschehen 
wurde ein Zeichen gesetzt. 
„Der sogenannte demokra-
tische Sektor endete danach 
hier nie am Werkstor. Solche 
Erfolge zu erzielen war vor 
allem der Kampfbereitschaft 
der zu 100 Prozent in der IG 
Metall organisierten Beleg-
schaft zu verdanken“, erin-
nert er sich. 

Es war vor allem Ade-
nauers Drang, Atomwaf-
fen zu besitzen, der Hoff-
meister im wahrsten Sinne 
des Wortes „in Bewegung“ 
hielt. „Die 1960 gestartete 
Ostermarschbewegung war 
eine großartige Möglichkeit 
für ein einheitliches Auftre-
ten der Friedensbewegung 
an einem Wochenende. 1961 
fand der erste Ostermarsch 
Ruhr von Duisburg nach Dortmund statt, quer 
durch das Ruhrgebiet. Ich bin ihm bis heute treu 
geblieben. Die ersten zehn Jahre als Mitdemonst-
rant. Ab 1971 als Mitvorbereiter und in den letzten 
Jahrzehnten als  einer der Organisatoren des heu-
tigen Ostermarschs Rhein-Ruhr“, so Hoffmeister, 
dem das Thema Frieden – vor allem mit Russ-
land – noch immer die Herzensangelegenheit ist.

Willi, der Freund und Genosse
Viele gratulierten Willi Hoffmeister in den ver-
gangenen Tagen zur Verleihung des Bundesver-
dienstkreuzes – verbunden mit Wünschen für bes-
sere Gesundheit. „Selten hat jemand einen Orden 
so verdient, wie der Friedenskämpfer, Gewerk-
schafter und Kommunist Willi Hofmeister. Ohne 
ihn sind die Ostermärsche im Rhein-Ruhrgebiet 
undenkbar. Er steht aber auch wie kein anderer 
für die Zusammenführung von Arbeiter- und Frie-
densbewegung, die den Friedenskampf in den 
80er Jahren des letzten Jahrhunderts so mächtig 
gemacht hat, dass die Regierenden und die Herr-
schenden sie fürchten mussten. Es steht zu hoffen, 

dass sich diejenigen, die Willi jetzt mit dem Bun-
desverdienstkreuz ehrten, daran erinnern muss-
ten“, erklärte der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele. 

Lühr Henken, Sprecher des „Bundesausschuss 
Friedensratschlag“, schrieb: „Mit Willi Hoffmeister 
wurde ein engagierter Friedenskämpfer und An-
tifaschist mit dem Bundesverdienstkreuz geehrt. 
Willi ist ein Ostermarschierer der ersten Stunde. 
Er hat sein ganzes Leben lang für Frieden, Ab-
rüstung und für soziale Gerechtigkeit sowie ge-
gen alte und neue Nazis gekämpft und ist trotz 
vieler politischer Rückschritte nie verbittert oder 
zynisch geworden. Wir als Bundesausschuss Frie-
densratschlag sind stolz, Willi Hoffmeister in un-
seren Reihen zu haben und wünschen ihm eine 
schnelle Genesung.“ 

Auch Silvia Rölle, Landessprecherin der Ver-
einigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund 
der Antifaschistinnen und Antifaschisten (VVN-
BdA), in der Will Hoffmeister sich ebenfalls en-
gagiert, reihte sich in den Kreis der Gratulanten 
ein. „Willi hat Vorbildcharakter. Sein lebenslanges 
und beharrliches Engagement für Frieden, Anti-
faschismus und soziale Gerechtigkeit sind zutiefst 
beeindruckend“, sagte sie auf UZ-Anfrage. Zu-
gleich lobte sie Willis verständnisvolle, uneitle Art. 
„Willi will zusammenführen, nicht spalten und hat 
immer ein offenes Ohr für die Anliegen seiner 
Mitstreiterinnen, Mitstreiter und Bündnispartner.“ 

Glückwünsche kamen auch von weiteren sei-
ner Weggefährten wie Willis langjährigem Freund 
und Mitreiter beim Ostermarsch Rhein-Ruhr, 
dem Landesgeschäftsführer der DFG-VK, Felix 
Oekentorp. In verschiedenen antifaschistischen 
Gruppen wie der „Interventionistischen Linken 

Düsseldorf – See Red!“ oder dem „Duisburger 
Netzwerk gegen Rechts“ ist Willi Hoffmeister 
ein angesehener Mitstreiter. So würdigte Mischa 
Aschmoneit ihn als „vertrauensvollen Bündnis-
partner“ mit dem man über Jahre hinweg gemein-
sam gegen die Dortmunder Naziszene demonst-
riert habe und der weit über die Grenzen der tra-
ditionellen Friedensbewegung bekannt sei und 
geschätzt werde. 

Wer Willi persönlich kennt, weiß, dass dies zu-
treffend ist. Allen politischen Rückschlägen zum 
Trotz ist er sich Zeit seines Lebens treu geblie-
ben. Oder um es mit Bertolt Brecht zu sagen: „Die 
Schwachen kämpfen nicht. Die Stärkeren kämp-
fen vielleicht eine Stunde lang. Die noch stärker 
sind, kämpfen viele Jahre. Aber die Stärksten 
kämpfen ihr Leben lang. Diese sind unentbehr-
lich.“

Herzlichen Glückwunsch, lieber Willi, zu dei-
ner Ehrung mit dem Bundesverdienstkreuz und 
vor allem eine wesentlich bessere Gesundheit, 
wünschen dir auch der Autor und die UZ-Re-
daktion. � Markus Bernhardt 

Der Antifaschist Willi Hoffmeister demonstriert für ein nazifreies Dortmund.

Der Betriebsrat Willi Hoffmeister protestierte 1978 mit Kolleginnen und Kollegen gegen Aussperrung.

Der Friedenskämpfer Willi Hoffmeister bei einem Ostermarsch.

Foto: UZ-Archiv

Foto: UZ-Archiv

Foto: privat
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An den Anfang möchte ich den 
Dank stellen für die Solidarität, 
die die DKP im Zusammenhang 

mit dem versuchten „Kalten Verbot“ 
empfangen hat. Das war sowohl nati-
onal als auch international überwälti-
gend. Immer mehr griff die Erkennt-
nis um sich, dass es bei diesem Angriff 
gegen die DKP nicht nur um die DKP 
ging.

Nimmt man die Angriffe auf die 
Rote Hilfe, auf Attac und die VVN-
BdA, auf die „junge Welt“ dazu, dann 
zeichnet sich eine Strategie der Herr-
schenden ab, die versucht Organisatio-
nen und Institutionen des Antifaschis-
mus, des Fortschritts, der Linken und 
des Marxismus zu schädigen und zu er-
ledigen, indem man sie diffamiert und 
ihnen die finanziellen Grundlagen ihrer 
Aktivitäten entzieht.

Das ist die Form. Was aber das We-
sen? Ich bin mir sehr sicher, dass ge-
rade in diesen Zeiten der kapitalisti-
schen Krise und der Pandemie kluge 
Köpfe der Herrschenden einkalkulie-

ren, dass ihre Strategie der Integration 
der Arbeiterklasse und anderer nicht-
monopolistischer Schichten brüchig 
ist. Derzeit gelingt es noch, die Wider-
spruchsverarbeitung in Richtung Irra-
tionalismus zu kanalisieren, das muss 
nicht so bleiben. Damit es so bleibt, 
müssen die organisatorischen Kerne 
einer fortschrittlichen oder gar mar-
xistischen Antwort auf die Widersprü-
che des Monopolkapitalismus mindes-
tens geschwächt, besser zerstört wer-
den.

Dieser Strategie ordnen sich offen-
sichtlich mittlerweile auch staatliche 
Institutionen unter, bei denen man 
eher bürokratisches Hin und Her denn 

zielgerichteten Klassenkampf erwartet 
hätte, wie der Bundeswahlleiter. Auch 
das gehört zu dem, was wir als „reak-
tionären Staatsumbau“ kennzeichnen. 
Und es ist Bestandteil einer zuneh-
menden Aggressivität des Imperialis-
mus, auch des deutschen, nach Innen 
und Außen.

Wie ist da die positive Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts 
einzuordnen? Die Justiz hat in der 
bürgerlichen Form des kapitalisti-
schen Klassenstaates immer eine Art 
Doppelcharakter. Einerseits soll sie 
im Rahmen des bestehenden Macht- 
und Eigentumsverhältnisse Auswüch-
se verhindern, die die Integration der 

Beherrschten beschädigen können, und 
andererseits soll sie die bestehenden 
Macht- und Eigentumsverhältnisse mit 
den Mitteln der Justiz verteidigen. Da-
mit bleibt sie Klassenjustiz und ist zu-
gleich ein Feld des Klassenkampfs. Da-
mit kann auch bürgerliches Recht als 
Waffe im Klassenkampf genutzt wer-
den – in diesem Fall ist das gelungen. 
Auch hier ein Dank an alle Beteilig-
ten, insbesondere an die Anwaltskanz-
lei von Eberhard Schultz und Kollegin-
nen und Kollegen.

August Bebel sagte: „Lobt dich 
der Gegner, dann ist das bedenklich; 
schimpft er, dann bist du in der Regel 
auf dem richtigen Weg.“

Natürlich müssen wir daran arbei-
ten dem Gegner das Einfallstor ver-
späteter Rechenschaftsberichte zu neh-
men. Das wird nicht einfach, auch weil 
wir den organisationspolitischen Kurs 
auf die Stärkung der Grundorganisa-
tionen der Partei beibehalten müssen.

Wir müssen uns aber auch im Klaren 
darüber sein, dass die Angriffe gegen 
uns, gegen alles Fortschrittliche nicht 
ausbleiben, ja sogar zunehmen werden. 
Dagegen hilft Solidarität. Dagegen hilft 
Stärkung. Dieser Angriff darf als Be-
leg dafür genommen werden, dass die 
Herrschenden die DKP ernst nehmen. 
Deswegen sollten wir die DKP mindes-
tens genauso ernst nehmen und um die 
Stärkung der Partei, ihrer Zeitung und 
der mit uns befreundeten SDAJ kämp-
fen. Wir sollten das mit derselben Be-
rechtigung tun, mit der Bertolt Brecht 
über den Kommunismus spricht: „Er 
ist vernünftig, jeder versteht ihn. Er ist 
keine Tollheit, sondern das Ende der 
Tollheit. Er ist das Einfache, das schwer 
zu machen ist.“

Patrik Köbele zum Angriff auf die DKP

Keine Entwarnung

Afrikas drittgrößtes Erdgasfeld
In Mosambik werden ausnahmsweise nicht deutsche, 
sondern französische Interessen verteidigt • Kolumne von Jörg Kronauer

Was ist los, wenn die deutschen Leit-
medien einen neuen Militäreinsatz 
der EU nicht loben und preisen, son-
dern ihn kritisch betrachten, ja sogar 
gute Argumente gegen ihn vorbrin-
gen? Nun, ganz einfach: Dann geht es 
um eine Intervention, die einmal nicht 
den Interessen von Deutschlands herr-
schender Klasse entspricht, ihnen viel-
leicht sogar zuwiderläuft. Genau dies 
ist bei dem neuen EU-
Einsatz in Mosambik 
der Fall, den die Union 
am 12. Juli beschlossen 
hat. Bei ihm handelt es 
sich um einen sogenann-
ten Ausbildungseinsatz, 
ähnlich wie in Mali. Im 
Rahmen von EUTM 
Mozambique sollen bis 
zu 300 Militärs aus der 
EU Soldaten der mo-
sambikanischen Streit-
kräfte trainieren, und 
zwar zunächst einmal 
für zwei Jahre. Die Führung übernimmt 
Portugal. Truppen stellen daneben vor 
allem Frankreich und Italien. Die Bun-
deswehr hält sich fern.

Anlass für den Einsatz ist ein blu-
tiger Aufstand in Cabo Delgado, Mo-
sambiks nordöstlichster Provinz an 
der Grenze zu Tansania. Die Provinz 
ist von der Regierung in Maputo, 
mehr als 2.000 Kilometer südlich un-
weit der Grenze zu Südafrika gelegen, 
lange sträflich vernachlässigt worden. 
Sie ist eine der ärmsten Regionen des 
ohnehin schwer darbenden Landes. 
Eigentlich hätte sie durchaus Chan-

cen, ökonomisch Fortschritte zu erzie-
len: Im vergangenen Jahrzehnt sind im 
Landesinneren Rubin-Minen, vor der 
Küste wiederum satte Erdgaslager-
stätten entdeckt worden. Mit beidem 
lässt sich viel Geld verdienen. Nur: 
Von dem Reichtum kommt kaum et-
was bei der Bevölkerung an. Während 
auswärtige Konzerne sich in Deals mit 
Maputo den profitablen Zugriff auf die 

Rohstoffe gesichert ha-
ben – Gemfields (Groß-
britannien) auf die Ru-
bine, Total (Frankreich), 
Eni (Italien) und CNPC 
(China) auf das Gas  –, 
wurden hunderte Fami-
lien zwangsweise umge-
siedelt, weil sie den För-
derprojekten an der ei-
nen oder anderen Stelle 
im Weg waren.

Der Unmut ist breit. 
Gezündet hat er jedoch 
vor allem bei Teilen der 

Muslime, die gut die Hälfte der Bevöl-
kerung von Cabo Delgado ausmachen. 
Jahrelang hatten kenianische Dschiha-
disten sich bemüht, an der Küste hinun-
ter bis nach Mosambik hinein zu agitie-
ren. Ihr Bestreben hatte letzten Endes 
Erfolg: Nach zunehmenden Übergrif-
fen junger mosambikanischer Dschi-
hadisten startete am 5. Oktober 2017 
eine Organisation, die zumeist Ansar 
al Sunna, zuweilen aber auch Al Sha-
bab genannt wird, mit einem Überfall 
auf die Küstenstadt Mocímboa da Praia 
den bewaffneten Aufstand. Dieser hat 
inzwischen rund 3.000 Menschen das 

Leben gekostet; fast 800.000, knapp ein 
Drittel der Einwohner, sind vertrieben 
worden. Für die EU ausschlaggebend 
war allerdings, dass Ansar al Sunna am 
24. März 2021 die Küstenstadt Palma 
überfiel, das Tor zu dem drittgrößten 
Erdgasfeld Afrikas, das Total ausbeu-
ten will. Das Investitionsvolumen be-
läuft sich auf 17 Milliarden Euro.

Total sah sich nach dem Über-
fall gezwungen, die Förderaktivitäten 
einzustellen. Das aber hat die fran-
zösische Regierung veranlasst, den 
Druck bezüglich militärischer Schrit-
te in Mosambik zu erhöhen. Portugal 
war wegen seiner Sonderinteressen als 
ehemalige Kolonialmacht ohnehin da-
ran interessiert – Deutschland jedoch 
nicht. Schließlich mischt Wintershall 
bei der Erdgasförderung in Mosam-
bik nicht mit. Berlin kann dem Ein-
satz auch deshalb nichts abgewinnen, 
weil die Soldaten aus der EU, die dort 
intervenieren, anderswo fehlen, wo 
deutsche Interessen betroffen sind. 
Und so zitiert nicht nur die „Tages-
schau“, sondern sogar „Die Welt“ zwei 
Vertreterinnen von „Brot für die Welt“, 
die warnen, eine militärische Interven-
tion werde „die Probleme nicht lösen“ 
und die Lage der Bevölkerung „noch 
weiter verschlechtern“. Damit haben 
sie vollkommen Recht. Nur: Weder 
in der „Tagesschau“ noch bei Sprin-
ger kommen sie, wenn es um Einsätze 
im Interesse der herrschenden Klasse 
Deutschlands geht, mit ihrer zutreffen-
den Kritik zu Wort. Kritisiert werden 
dort ausschließlich Einsätze, die Berlin 
nicht wünscht.

Klaus Wagener zum Rückzug der US-Truppen aus dem Irak

Der Anfang vom Ende
Es ist eine Art Beisetzung auf Raten. 
Das ambitionierte „Greater Middle 
East“-Projekt der US-Neokonservati-
ven, der Versuch, die gesamte Region 
von Nordafrika bis Pakistan und von So-
malia bis Kasachstan unter die Kontrolle 
des US-Imperiums zu bringen, ist längst 
gestorben. Der „Global War on Terror“ 
(GWOT), mit dem dieses Projekt voran-
getrieben werden sollte, hat in keinem 
der betroffenen Länder zu einer stabi-
len pro-amerikanischen Lage geführt. 
Donald Trump hatte es auf den kurzen 
Nenner gebracht: „Wir haben 7 Billio-
nen US-Dollar ausgegeben und keinen 
Tropfen Öl gesichert.“ Er hätte hinzufü-
gen können: „Wir haben uns stattdessen 
die gesamte muslimische Welt zu Fein-
den gemacht. Und nicht nur sie.“

Dennoch geistert dieser Untote wei-
terhin durch die Großregion und verhin-
dert, so gut er kann, eine konstruktive, 
prosperierende und zukunftsorientierte 
„Nach-GWOT-Ordnung“. In der Sache 
ist die von Joseph Biden nun verkünde-
te Beendigung des Kampfeinsatzes im 
Irak kaum mehr als eine PR-Aktion. 
Der innenpolitische Druck auf Biden 
zum Rückzug ist begrenzt. Die aggres-
sivste Kriegspartei im US-Kongress, die 
Demokraten, haben in beiden Kam-
mern die Mehrheit. Und dennoch sig-

nalisiert diese Entscheidung, ebenso wie 
der verkündete Rückzug aus Afghanis-
tan, eine wichtige Wegmarke zu einer ei-
genständigen Entwicklung des Nahen/
Mittleren Osten. Wie die Vietnamisie-
rung des Vietnamkriegs signalisiert auch 
die Irakisierung des Irakkrieges den An-
fang vom Ende.

Die US-amerikanische Geostrate-
gie hat die Region längst abgeschrieben. 
Eine aktive Militärpräsenz an Russlands 
Westgrenze, im Nahen und Mittleren 
Osten und in den chinesischen Grenz-
gewässern ist für das Imperium nicht 
mehr erfolgreich zu leisten. Mit den 
Rückzugsbewegungen kommt das ge-
samte US-Militärgefüge in der Region 
in Bewegung. Die chinesische und rus-
sische Diplomatie bemüht sich intensiv, 
die Chancen, die in dieser Entwicklung 
liegen, zu nutzen. Ein wieder souverä-
nes Afghanistan, ein Ende des Krieges in 
Irak und Syrien würden immense Mög-
lichkeiten für eine kooperative, friedli-
che Entwicklung bedeuten. Nach mehr 
als einem Jahrhundert westlicher Vor-
herrschaft, Krieg, Zerstörung und ein-
seitiger Entwicklung könnte eine Re-
naissance eines souveränen, prosperie-
renden Orients an den Knotenpunkten 
einer wiederbelebten Seidenstraße als 
Vision neu entstehen.

Werner Sarbok zur Entsendung der „Bayern“

Ordnung des Kapitals
Kaiser Wilhelm II. verabschiedete am 
27. Juli 1900 in Bremerhaven das deut-
sche Ostasiatische Expeditionskorps 
zur Niederschlagung des Boxerauf-
standes im Kaiserreich China mit sei-
ner berüchtigten „Hunnenrede“. Im 
Boxeraufstand wehrten sich Chinesen 
gegen ihre Ausplünderung durch den 
internationalen Imperialismus.

Reichskanzler Graf von Bülow for-
mulierte in der Reichstagsdebatte zur 
Militäraktion, „dass China Zeit erhalte, 
sich in die neue Ordnung der Dinge, in 
die allmähliche und friedliche Aufnah-
me der europäischen Kultur, hineinzu-
leben und dass wir Zeit erhalten, un-
sere Position in China auszubauen, zu 
entwickeln und zu kräftigen.“

An diese Traditionen knüpfte An-
negret Kramp-Karrenbauer 121 Jahre 
später nahtlos an, als sie die Fregatte 
„Bayern“ in Richtung Indopazifik ver-
abschiedete: „Es ist gut, über unsere 
Werte zu reden, noch besser ist es, kon-
kret etwas dafür zu tun. Heute läuft die 
Fregatte aus – ein Zeichen für Stabilität, 
Wohlstand und eine regelbasierte, mul-
tilaterale Ordnung. Wir wollen, dass be-
stehendes Recht respektiert wird, See-
wege uneingeschränkt befahrbar sind, 
offene Gesellschaften geschützt wer-
den und dass Handel zu fairen Regeln 

erfolgt.“ Das Nahtlose ergibt sich dar-
aus, dass die Interessen der imperialis-
tischen Staaten gleich geblieben sind.

Lenin verwies darauf, dass die Kapi-
talisten die Welt nicht etwa aus besonde-
rer Bosheit unter sich aufteilen, sondern 
weil die erreichte Stufe der Konzentra-
tion sie zwingt, diesen Weg zu beschrei-
ten, um Profite zu erzielen. Das könne 
friedlich oder auch militärisch erfolgen.

Der Charakter des Imperialismus 
ist gleich geblieben. Seine zur Schau 
getragenen Aggressivität ist nach den 
Erfahrungen der Menschen im 1. und 
2. Weltkrieg nicht mehr mehrheits-
fähig, darum bedarf es heute einiges 
Schwurbelns, um Kriege und militäri-
sche Drohgebärden in der Öffentlich-
keit zu verkaufen.

Ob das erfolgreich sein kann, 
scheint nach der unlängst beendeten 
Verteidigung der deutschen Sicherheit 
am Hindukusch noch fraglicher. Und 
auch das Versprechen des chinesischen 
Staats- und Parteichefs Xi Jinping aus 
Anlass der Feierlichkeiten zum 100. 
Gründungstag der Kommunistischen 
Partei Chinas ist ein ernstes: „Das chi-
nesische Volk wird keiner ausländi-
schen Macht jemals erlauben, uns zu 
drangsalieren, zu unterdrücken oder 
zu versklaven.“

Was passiert mit Sportlern, die sich bei Olympia da-
neben benehmen, abends in der Kneipe sind statt 
im Bett, beim Doping erwischt werden, sich weigern, 
an bestimmten Wettkämpfen teilzunehmen oder 
in der Öffentlichkeit über ihren Trainerstab und das 
Olympische Komitee ihres Heimatlandes herziehen?
Sie werden nach Hause geschickt. Meist ganz ohne 
Aufsehen, so richtig interessant sind solche Nach-
richten meistens nur für Fans der jeweiligen Sport-
art. Wer den Sportteil der Zeitung meidet, bleibt von 
solchen Nachrichten verschont.
Außer natürlich, die Athletin kommt aus Belarus. 
Dann ist es natürlich kein „Nach-Hause-Schicken“, 
dann ist es eine „Entführung“. Mindestens. Kristina 
Timanowskaja wird „in fremdem Land gejagt“ („Die 
Zeit“) und steht angeblich nun in Tokio unter Polizei-
schutz. Polen gewährte ihr bereits humanitäres Asyl.
Timanowskaja hatte sich geweigert, an der 4x400-
Meter-Staffel teilzunehmen, ihre Strecke seien 100 
und 200 Meter. Außerdem warf sie Belarus vor, nicht 
für genügend Doping-Tests im Vorfeld der Spiele 
gesorgt zu haben. Daraufhin schickte das belorus-
sische Komitee sie nach Hause. Am Flughafen dann 
der Eklat: Timanowskaja behauptet, entführt zu 
werden, sie sei in Berlarus in Gefahr. Warum dann 
ihr Ehemann Belarus unbehelligt in Richtung polni-
sches Exil verlassen konnte (auch er erhält dort ein 
Visum), bleibt wohl Geheimnis. � MDFoto: FISUTV / wikimedia / CC BY 3.0



10  Freitag, 6. August 2021 unsere zeitTheorie und Geschichte

Gewissen in Aufruhr
Wie ein Wehrmachtsoberst den Befehl verweigerte, Antifaschist wurde und in die Fänge der CIA geriet
Angesichts der Dutzendware im deut-
schen Fernsehen, bei der die Verblö-
dung der Zuschauer höchste Priorität 
hat, lässt man die Fernbedienung lie-
ber links liegen. Nutzen sollte man sie 
aber für die an dieser Stelle von der UZ 
empfohlenen fünf spannenden und in-
formativen Filmabende.

Auf YouTube ist die DEFA-Serie 
„Gewissen in Aufruhr“ zu sehen, die 
für den Deutschen Fernsehfunk der 
Deutschen Demokratischen Repub-
lik produziert wurde. Die fünfteilige 
Serie wurde vor 60 Jahren vom 5. bis 
zum 14. September 1961 gezeigt. Sie 
basiert auf Rudolf Petershagens gleich-
namigem Buch, in dem er seinen un-
gewöhnlichen Lebensweg beschreibt, 
der ihn unter anderem als Oberst der 
faschistischen Wehrmacht nach Stalin-
grad führte.

Was macht die Handlung der Serie 
so überaus fesselnd und informativ? Es 
war die Nacht vom 29. auf den 30. April 
1945, als sich in Mecklenburg deutsche 
Parlamentäre auf den Weg zum Kom-

mando der Roten Armee begaben, um 
die kampflose Übergabe der Universi-
tätsstadt Greifswald anzubieten. Ent-
gegen der Befehle Hitlers sollte damit 
die Stadt vor der Zerstörung gerettet 
und vor allem auch der Tod zehntau-
sender Einwohner und dort weilender 
Flüchtlinge verhindert werden.

Eine entscheidende Rolle bei der 
kampflosen Übergabe spielte auf 
deutscher Seite Oberst Rudolf Pe-
tershagen (1901 bis 1969), der seit ei-
niger Zeit Kampfkommandant von 
Greifswald war. Schon als Kämpfer 
vor Stalingrad hatten ihn, den Rit-
terkreuzträger, erste Zweifel an der 
Weiterführung des Krieges befallen. 
„Die Frage des Gehorsams quälte 
mich seit langem“, blickte Petershagen 
später in seinen Erinnerungen zurück. 
„Mir war klar: Gehorsam ist in jeder 
Armee nötig. Aber irgendwann und 
irgendwo gibt es Grenzen: Der Sol-
dat ist nach dem Militärstrafgesetz-
buch nicht verpflichtet, einen Befehl 
auszuführen, der ein Verbrechen von 

ihm verlangt. Was ist aber ein Ver-
brechen? Wenn nun gar das Ganze, 
der Krieg Hitlers, ein Verbrechen ist? 
Was dann? Darf man ihn bei klarer 
Erkenntnis seines verbrecherischen 
Charakters noch weiter mitmachen?“ 
Mit diesen Überlegungen sei sein Ge-
wissen in Aufruhr geraten, berichtete 
der Oberst. Petershagens Zweifel nah-
men zu. Und so wurde mithilfe einiger 
ziviler Verantwortlicher aus Stadt und 
Universität und vor allem auch durch 
die Bedachtsamkeit der Roten Armee 
Greifswald von der Zerstörung ver-
schont.

Petershagens antifaschistische 
Überzeugung festigte sich in der fol-
genden sowjetischen Kriegsgefangen-
schaft. Nach seiner Rückkehr nach 
Greifswald im Jahre 1948 nutzte er 
seine Kontakte zu alten Kameraden, 
die in den Westzonen weilten, um 
diese für den Kampf um die Einheit 
Deutschlands und gegen die Wieder-
aufrüstung zu gewinnen. Bei einem 
privaten Besuch in München geriet 

Petershagen jedoch in die Fänge des 
amerikanischen Geheimdienstes, wur-
de vor ein amerikanisches Militärge-
richt gestellt und unter fadenscheini-
gen Gründen zu zweimal sechs Jahren 
Zuchthaus verurteilt. Hier erlebte er 
die bevorzugte Behandlung deutscher 
Kriegsverbrecher, die nach und nach 
in das Leben in der Bundesrepublik 
integriert wurden. Hätte er sich los-
gesagt von der Deutschen Demokra-
tischen Republik, hätten die Ameri-
kaner ihm und seiner Frau Angelika 
im Westen eine Villa eingerichtet und 
für ihren Lebensunterhalt gesorgt. Pe-
tershagen blieb standhaft und wurde 
nach drei Jahren Haft freigelassen im 
Austausch gegen einen Häftling der 
DDR.

„Buch und Film fanden im In- und 
Ausland ein begeistertes Echo“, be-
richtete später Angelika Petershagen 
in einer eigenen Autobiografie. „Ei-
nige ehemalige Standesgenossen in 
der Bundesrepublik fühlten sich bis 
ins Mark getroffen durch die bitteren 

Wahrheiten, die enthüllt wurden. Ihre 
wütenden Angriffe blieben jedoch wir-
kungslos, da das Buch Tatsachen schil-
derte und sie keine einzige Lüge nach-
weisen konnten.“

Zu der großen Wirkung des Buches 
habe der gleichnamige Fernsehfilm 
beigetragen, teilt die „Geschichte der 
deutschen Literatur“ mit. Allerdings er-
forderte das Medium Film gegenüber 
dem Roman eine andere Konzeption. 
„Das Szenarium hatte unter Mitarbeit 
Petershagens Hans Oliva-Hagen ge-
schrieben“, heißt es weiter. „Leichte 
Änderungen im Figurenensemble, Aus-
weitung wichtiger Begebenheiten, or-
ganisches Einfügen dokumentarischer 
Filmstreifen sowie Objektivierung des 
zentralen Helden bündeln die Aussa-
gen.“

Und zum Schluss noch ein Hin-
weis für alle UZ-Leser: In der Rolle 
des Oberst Petershagen, der im Film 
Ebershagen heißt, ist der legendäre Er-
win Geschonneck zu bewundern.
� Paul Sielaff

Tolle Technik in den falschen Händen
Quantencomputer im Dienst von Kapital und Kriegsvorbereitung • Von Stefan Kühner
„Heute starten wir die Mission Quantencomputer Made in Germany“ , erklär-
te Anja Karliczek, Ministerin für Bildung und Forschung, kürzlich voll Stolz vor 
der Presse und gab zwei Milliarden Euro für die Entwicklung dieser Systeme 
frei. 1,1 Milliarden Euro kommen aus ihrem eigenen Ressort und 878 Millio-
nen Euro stammen aus dem Bundeswirtschaftsministerium. Diese Steuer-
gelder kommen obendrauf auf die Milliarden, die in den letzten Jahren von 
der Bundesregierung für die Unterstützung der Digitalisierung, insbesondere 
von Technologien wie der „Künstlichen Intelligenz“ , bereitgestellt wurden.

Was soll hier gefördert werden? Quan-
tencomputer sind eine neue Generati-
on von Rechnern, die bisherige Hoch-
leistungscomputer an Schnelligkeit 
übertreffen. Das Online-Magazin für 
Digitaltechnik „t3n“ berichtete über 
Rechengeschwindigkeiten, die an 
Utopien grenzen. In der Ausgabe vom 
9. Dezember 2020 hieß es: „Im Herbst 
des vergangenen Jahres hatte Google 
den Prototypen eines Quantencompu-
ters vorgestellt. Das System Sycamo-
re mit 53 Qubit soll eine Aufgabe in 
rund 200 Sekunden gelöst haben, für 
die einer der leistungsstärksten aktu-
ellen Supercomputer 10.000 Jahre ge-
braucht hätte. Jetzt wollen chinesische 
Forscher einen Quantencomputer ent-
wickelt haben, der noch einmal zehn 
Milliarden Mal so schnell wie Googles 
Sycamore sein soll.“ Was daran Mar-
keting ist und was Realität, lässt sich 
derzeit nur schwer überprüfen. Tatsa-
che ist, dass mit der Einführung der Al-
gorithmen für „Künstliche Intelligenz“ 
Rechenleistungen erforderlich sind, die 
selbst in den riesigen Rechnerfarmen 
von Google, Amazon, Facebook, Apple 
und Microsoft in den USA oder in Hat-
tersheim bei Frankfurt, wo der weltweit 
viertgrößte dieser Riesenrechner steht, 
nicht mehr bereitgestellt werden kön-
nen.

Wer braucht Quantencomputer?
Doch wer braucht dermaßen leistungs-
fähige Computer? Die Frage ist schnell 
beantwortet: zunächst einmal das Ka-
pital. An erster Stelle steht das Finanz-
kapital, um seine Aktivitäten wie Cum-
Ex, Sekundenhandel, Optionsgeschäfte 
und Wetten beziehungsweise Spekula-
tionen auf das Scheitern von Unter-
nehmen und Staaten noch effizienter 
betreiben zu können. Ebenso notwen-
dig sind die Supercomputer für die IT-
Monopole, um ihre riesigen Datenmen-
gen auszuwerten und die Werbe- und 
Konsumkampagnen noch zielgenauer 
auszurichten. Die als Realwirtschaft 
bezeichnete deutsche Vorzeigeindus-
trie im Maschinen- und Anlagenbau 
sowie die Automobilindustrie lechzen 
ebenfalls nach solchen superschnellen 
Rechnern. Wer automatisches Fahren 
als „die Zukunft der individuellen Mo-
bilität“ verwirklichen will, braucht rie-
sige Rechenleistungen über das Inter-
net für die Steuerung der Ströme der 

Autos. Um diese Fahrzeuge zu steuern, 
sind unter anderem superschnelle Sen-
soren erforderlich. Zu den Firmen, die 
besonders auf die Quantentechnolo-
gie setzen, gehört zum Beispiel das in 
Waldkirch ansässige mittelständische 
Unternehmen Sick, das zusammen mit 
einer Tochter des weltbekannten Ma-
schinenbauers Trumpf aus Ditzingen 
einen Quantenoptik-Sensor für die 
deutsche Industrie entwickeln will.

Die militärische Bedeutung 
des Quantencomputers
Untrennbar verbunden mit der Auf-
rüstung ist die Digitalisierung der 
Kriegführung, insbesondere in den 
USA und der EU. Alles, was im zivilen 
Bereich erforscht wird, wird auch mi-
litärisch genutzt. Das wird in aller Öf-
fentlichkeit zugegeben. Im Abschluss-
bericht der Enquetekommission des 
Bundestags über „Künstliche Intelli-
genz und Ethik“ vom Dezember 2020 
findet sich folgende Feststellung: Bei 
der militärisch nutzbaren Forschung 
habe „sich ein Paradigmenwechsel 
ergeben in der Hinsicht, dass lange 
Zeit das Militär technologische Ent-
wicklungen im Bereich KI mit eigenen 
Mitteln und Einrichtungen angesto-
ßen hat. Wegen der Technologiefüh-
rerschaft bei KI im zivilen Bereich ist 
man bei der Entwicklung autonomer 
Systeme aber dazu übergegangen, zi-
vile Produkte für militärische Zwecke 
umzubauen, weil dies kostengünstiger 
und schneller ist als die Entwicklung 
eigener Technologien.“ Die Bundes-
regierung will autonome Waffensys-
teme. Das augenfälligste Beispiel ist 
das 100 Milliarden Euro teure Pro-
jekt FCAS (Future Combat Air Sys-
tem)  – ein Kriegsflugzeug, das von 
einem Schwarm autonomer bewaff-
neter Drohnen begleitet wird. Die 
Drohnen koordinieren automatisch 
ihre Angriffe – und wenn sie einmal 
den „Marschbefehl“ bekommen ha-
ben, kann sie kein Mensch mehr auf-
halten. Dafür ist die superschnelle IT 
notwendig. Das zweite große Anwen-
dungsgebiet der Quantentechnologie 
widmet sich der Ver- und Entschlüs-
selung. Auch über diesen Aspekt 
künftiger Kriegführung wird durch-
aus öffentlich berichtet – so hieß es 
am 17. April 2021 im Wissensmagazin 
des MDR, die Quantenrechner könn-

ten „in der Kryptografie auch aktuelle 
Verschlüsselungsmethoden knacken 
oder neue Methoden möglich machen, 
was ein Grund dafür ist, warum man 
sich unter anderem bei Militär und 
Nachrichtendiensten für die Techno-
logie interessiert“.

Warum die Bundesregierung 
Milliarden ausgibt
Diese Frage wird ebenfalls in aller Öf-
fentlichkeit beantwortet. Es geht dar-
um sicherzustellen, dass sich Deutsch-
land „im Digitalzeitalter behaupten 
und in der Welt selbstbewusst für un-
sere Werte und Interessen eintreten 
kann“, wie es Michael Roth aus dem 
Außenministerium im Oktober 2020 in 
einem Artikel der „FAZ“ formulierte. 
Ziel und Zweck des „selbstbewussten 
Auftretens“ werden klar benannt: „Eu-
ropa muss sich entscheiden. Aber eben 
nicht zwischen Amerika und China, 
sondern für einen eigenen, einen eu-
ropäischen Weg.“ Der „Quantencom-
puter Made in Germany“ ist Teil des 
Großmachtstrebens des deutschen Im-

perialismus – wobei die Kriegsoption 
inbegriffen ist.

Dass Deutschland bei diesen Tech-
niken zurückhängt, wie es von Indus-
trieverbänden und der Mainstream-
Presse kolportiert wird, trifft übrigens 
nicht zu: Am 15. Juni 2021 wurde, wie 
es in Pressemeldungen hieß, in Ehnin-
gen (Baden-Württemberg) „der bis-
lang leistungsstärkste Quantencompu-

ter auf europäischem Boden enthüllt 
(…) Das von der Fraunhofer-Gesell-
schaft und dem US-Unternehmen 
IBM betriebene System ‚IBM Quan-
tum System One‘ wurde erstmals der 
Öffentlichkeit vorgestellt. Bundes-
kanzlerin Angela Merkel bezeichnete 
den Quantenrechner als ‚glänzendes 
Aushängeschild‘ für den IT-Standort 
Deutschland.“

Ein bisschen Technik und Physik
Die Computer, die wir heute kennen, basieren auf der digitalen Technik des 
binären Bit. Es kann den Wert Null oder Eins annehmen – Zwischenwerte gibt 
es nicht. Wird ein Bit „gelesen“ , ändert sich sein Wert nicht, und wenn ein be-
nachbartes Bit gelesen oder geschrieben wird, ändert sich an dem Wert des 
Bits ebenfalls nichts. Dies macht die Stabilität und Sicherheit der Bits und Bytes 
aus. Ein Quantenbit oder Qubit kennt auch Werte zwischen Null und Eins. Die 
Änderung eines Quantenbits kann in Lichtgeschwindigkeit andere Quantenbits 
ebenfalls verändern. Damit werden Systeme auf Basis der Quantenbit-Technik 
um ein Vielfaches schneller als „klassische“ Computer. Im Hintergrund stehen 
Forschungsergebnisse aus der Quantenphysik. Ein Stichwort hierfür ist die so-
genannte Superposition, in der sich Teilchen wie Wellen verhalten. Ein weiterer 
Aspekt ist die physikalische Erkenntnis, dass man Ort und Impuls eines Teilchens 
nicht gleichzeitig genau kennen kann (Heisenbergsche Unschärferelation).

Requisite aus „Raumpatrouille Orion“ oder modernste Technik? Bild auf das Innere eines IBM-Quantencomputers. Zu sehen 
ist vor allem die Kühlung – sie ist von großer Bedeutung, da die Technik nur bei extrem niedrigen Temperaturen funktioniert.

Foto: Graham Carlow / flickr.com / CC BY-ND 2.0
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Für eine Kulturpolitik im Interesse  
der arbeitenden Menschen
Kulturkommission der DKP legt Grundlagendokument vor
Im Wahlprogramm der DKP zur anstehenden Bundestagswahl findet sich auch 
ein Abschnitt zu „Kunst und Kultur“ und den Forderungen der Partei zur Kul-
turpolitik aus kommunistischer Sicht. Die vor knapp zwei Jahren neu berufene 
Kulturkommission des PV der DKP begrüßt die Aufnahme dieses Abschnitts in 
das Wahlprogramm und hat sich auf ihren letzten Beratungen intensiv damit 
beschäftigt. In der Kommission sind Genossinnen und Genossen aktiv, die in 
verschiedenen Bereichen der Kulturwirtschaft tätig sind.
Ein Ergebnis dieser Beratungen ist der im Folgenden abgedruckte Text, der den 
kurzen Abschnitt im Wahlprogramm konkretisiert und erweitert, damit die 
Leserinnen und Leser der UZ und besonders die Mitglieder der Partei in ihrem 
Wahlkampf und darüber hinaus ein – so hoffen wir – handfestes Material in 
den kulturpolitischen Auseinandersetzungen in Händen halten.

Für alle wurde seit Ausbruch der Pan-
demie und den restriktiven Maßnahmen 
der Herrschenden deutlich, welchen 
Stellenwert sie Kunst und Kultur ein-
räumen: nämlich überhaupt keinen! Die 
Regierenden waren und sind weiterhin 
der Meinung, auf „Kultur kann vorüber-
gehend verzichtet werden“. Das kulturel-
le Leben im Lande wurde rigoros auf Eis 
gelegt, Jugend-, Bürger- und Vereinshäu-
ser, die öffentlichen Bibliotheken, Kinos, 
Theater, Museen, Konzerthäuser und 
Kleinkunstbühnen wurden geschlossen. 
Die wenigen großen „Leuchttürme“ der 
Kulturszene versuchten, mit Online-For-
maten zumindest Lebenszeichen von 
sich zu geben, ausübende Künstlerinnen 
und Künstler, die eine Bühne brauchen, 
die Ausstellungsräume brauchen, die ihr 
Lesepublikum brauchen, wurden kalt-
gestellt. Die erst mit reichlicher Verspä-
tung angebotenen „Hilfen“, verbunden 
mit heftigem bürokratischem Aufwand, 
waren nicht nur unzureichend, sondern 
machten deutlich, dass Kunst und Kul-
tur höchstens als schmückendes Beiwerk 
des gesellschaftlichen Lebens angesehen 
werden.

H Wir fordern:
Eine garantierte, langfristige Unter-
stützung für Institutionen und Einrich-
tungen, die den Auftrag der kulturellen 
Bildung ernst nehmen, die die aktive 
Teilnahme und Selbstbetätigung der 
Menschen, besonders der arbeitenden 
Menschen und ihrer Kinder, fördern. 
Die Mittel müssen in der Höhe und in 
ihrem Zeitraum so ausgestaltet sein, 
dass nicht nur die Schäden der Rest-

riktionen aufgefangen werden können, 
sondern dass langfristig die Arbeit die-
ser Einrichtungen gesichert ist.

H Wir fordern:
Kein Gießkannenprin-
zip! Es sollte endlich der 
Maßstab angelegt werden: 
Das Wie und Was jeglicher 
Förderung muss sich aus-
richten an der Frage: Was 
kommt den arbeitenden 
Menschen und ihren An-
sprüchen und Bedürfnis-
sen an Aufklärung, an Ein-
sicht in ihre Verhältnisse, 
an Möglichkeiten zur Ver-
änderung ihrer Lebenssi-
tuation entgegen? Zumin-
dest der Maßstab, dass nur 
gefördert wird im Bereich 
von Kunst und Kultur, was 
sich in Inhalt und Formen 
gegen rassistische, frem-
denfeindliche und sexisti-
sche Bestrebungen wendet, 
muss von allen staatlichen 
und von ihnen abgeleiteten 
Behörden angelegt werden.

H Wir fordern:
Die Künstlerinnen und 
Künstler, die als „Solo-
Selbstständige“ oder mit 
gelegentlichen Gastspiel-
verträgen oder ohne eige-
ne Werkstätten ihre Arbeit 
herstellen und zeigen kön-
nen, müssen mit staatlich 
garantierten Leistungen 

rechnen können, die ihnen ihre Arbeit 
ermöglichen und sichern. Auch hier 
gilt: Weder Menschen, die ihre „Kunst“ 
oder ihre Produktionen in den Dienst 
ideologisch verwerflicher Vorstellun-
gen stellen wie Ausgrenzung, wie Ras-
sismus, wie Ablehnung divers lebender 
Menschen, noch die, die „Beton in die 
Köpfe gießen wollen“, dürfen Förde-
rung und Hilfen erfahren.

H Wir fordern:
Die Vergaberichtlinien und Ausschrei-
bungsmodalitäten müssen transparent 
und mit genügend Vorlauf öffentlich 
werden. Die Zusammensetzung von 

Kuratorien, Jurys und staatlichen Ent-
scheidergremien darf nicht mehr dem 
Proporz der herrschenden Parteien 
geschuldet werden, sondern die demo-
kratische Willens- und Entscheidungs-
bildung durch Gewerkschaften, durch 
Selbstorganisationen der Kulturwirt-
schaft, durch sachkundige Bürgerinnen 
und Bürger muss gewährleistet sein.

Die DKP ist der Auffassung, dass 
Kunst und Kultur sowohl Mittel des Aus-
drucks der dargestellten Wirklichkeit 
sind und gleichzeitig Ausdruck der sinn-
lichen Selbstkonstitution des Menschen. 
Deshalb sind Kunst und Kultur die ein-
zigartige Synthese von Rationalität und 

Emotion, von Gefühl und Vernunft. Un-
sere Auffassung ist, dass das ganze Le-
ben der Menschen, die Totalität aller 
ihrer wirklichen und möglichen Zusam-
menhänge, Grundlage und Mittelpunkt 
einer den arbeitenden Menschen ver-
pflichteten Kulturpolitik sein muss. Für 
diese Auffassungen und Forderungen 
kämpfen wir, möglichst gemeinsam mit 
vielen Künstlerinnen und Künstlern, mit 
möglichst vielen in der Kulturwirtschaft 
Beschäftigen, mit möglichst vielen Bür-
gerinnen und Bürgern in unserem Land.

Gemeinsam wollen wir die Frage 
stellen: „Kultur ist, wie wir leben – wel-
ches Leben wollen wir?“

„Interplanetarer Revolutionsexport“
Utopische Literatur in der DDR (3)
In den 60er Jahren etablierte sich die 
utopische Literatur in der Kulturland-
schaft der DDR. Jährlich erschienen 
nun fünf bis sechs Bücher dieses Gen-
res, darunter auch satirische Darstellun-
gen (zum Beispiel Gerhard Branstners 
„Die Reise zum Stern der Beschwing-
ten“, 1968, und Curt Letsches „Ver-
leumdung eines Sterns“, 1968). Dane-
ben wurde etwa die gleiche Zahl – vor 
allem aus dem Russischen – übersetz-
ter Bücher verlegt, zudem „Klassiker“, 
das heißt, Erzählungen und Romane 
von Jules Verne und anderen. Ende 
der 60er Jahre erschien im Verlag Volk 
und Welt in der „Spektrum“-Reihe der 
Band „Raumschiff ahoi“ mit Erzählun-
gen US-amerikanischer SF-Autoren, 
darunter Heinlein und Simak.

Viele der Bücher erschienen in den 
Verlagen Das Neue Berlin, Neues Le-
ben – der mit seiner „Kompass“-Reihe 
(seit 1959) und der Buchreihe „Span-
nend erzählt“ (seit 1953) unterschiedli-
che Möglichkeiten bot, mit utopischen 
Geschichten und Romanen vor allem 
ein junges Publikum zu erreichen  – 
sowie Kultur und Fortschritt. Manche 
Romane spielten in naher Zukunft auf 
der Erde. In den Weltraumabenteuern 
ging es nicht nur um fremde Planeten 
und Außerirdische, sondern zum Bei-
spiel auch um Bewährungssituationen 
von irdischen Raumschiffbesatzungen 
in „Erdnähe“ (zum Beispiel „Astero-
idenjäger“ von Carlos Rasch, 1961). 
Mit der irdischen Vergangenheit, ge-

nauer: der Zeit der Sumerer, und au-
ßerirdischen Besuchern beschäftigten 
sich Günther Krupkat („Als die Götter 
starben“, 1963) und Carlos Rasch („Der 
blaue Planet“, 1963). 1966 erschien die 
Fortsetzung des Romans „Titanus“ von 
Eberhard del’Antonio „Die Heimkehr 
der Vorfahren“. Darin kehrt die Expe-
dition zum „Titanus“ nach 300 Jahren 
zur Erde zurück. Die Rückkehrer tref-
fen auf der Erde auf eine hoch entwi-
ckelte kommunistische Gesellschaft, 

deren Beschreibung leider, wie Rainer 
Simon (Essay „Die Science-Fiction-Li-
teratur der DDR. Ein Überblick“, 2019) 
richtig schreibt, jedoch an einer „für 
Idealgesellschaften typischen Konflikt-
armut“ leidet.

Gesellschaftlicher Optimismus 
prägte in jener Zeit viele SF-Erzäh-
lungen und -Bücher (auch) von DDR-
Autorinnen und -Autoren: Zum einen 
wegen der Erfolge der sowjetischen 
Raumfahrt und andererseits weil vie-

le, für die es zum Sozialismus keine 
Alternative gab, um Frieden, sozia-
le Sicherheit und Fortschritt für alle 
Menschen zu sichern, hofften, dass 
die sozialistischen Länder die kapi-
talistischen in naher Zukunft in wis-
senschaftlich-technischer wie ökono-
mischer Hinsicht überholen würden 
und ihr Vorbild Schule machen würde. 
Die Entwicklungen auf Kuba, die Be-
freiungsbewegungen auf dem afrika-
nischen Kontinent u. a. machten Mut. 
Optimistisch stimmte aber wohl auch, 
dass in der DDR in einer Reihe von 
Bereichen – nach der Grenzschließung 
am 13. August 1961 – deutliche Fort-
schritte erreicht wurden.

Anfang der 60er Jahre erschien von 
Richard Groß der Roman „Der Mann 
aus dem anderen Jahrtausend“ (1961), 
ein Jahr später Lothar Weises „Das 
Geheimnis des Transpluto“. Beide Ro-
mane sind von diesem Optimismus ge-
prägt: Der Held in „Der Mann aus dem 
anderen Jahrtausend“ ist Sidney Ernest 
Mordgen, Sohn von General Mordgen, 
Anführer einer größeren US-amerika-
nischen Raumflotte, die sich 1990 zu 
einem Planeten im System der Sonne 
Epsilon-Eridanus flüchtete. Beim Start 
blieb eine der Hibernationskammern 
mit zurück. 200 Jahre später, auf der 
Erde hat sich inzwischen eine kommu-
nistische Gesellschaft entwickelt, wird 
die Kammer entdeckt. Darin ein junger 
Mann im Alter von 26 Jahren, aus dem 
vergangenen Jahrtausend stammend. 

Der muss sich nun in der neuen Welt 
zurechtfinden. Ihm wird Misstrauen, 
aber auch zunehmend Vertrauen ent-
gegengebracht. Eine große Expediti-
on macht sich zum Epsilon-Eridanus 
auf und stellt dort fest, dass die Nach-
kommen der US-Flüchtlinge auf einem 
Planeten ein Unterdrückungssystem 
errichtet haben und die menschenähn-
lichen Ureinwohner unterjochen. Der 
junge Mordgen stellt sich auf die Seite 
der Ureinwohner und unterstützt wie 
seine Gefährten deren Revolution …

Lothar Weise beschäftigt sich dage-
gen mit dem „Geheimnis des Transplu-
to“, auf dem sich zwei Gesellschaftssys-
teme unversöhnlich gegenüberstehen. 
Auch hier siegt der gesellschaftliche 
Fortschritt. Für Rainer Simon ging 
es hier wie in del’Antonios „Titanus“ 
und einigen anderen Veröffentlichun-
gen jener Zeit in erster Linie um „in-
terplanetaren Revolutionsexport“. Ist 
das tatsächlich zutreffend? Einerseits 
war es sicher so, dass die Autoren „irdi-
sche Erfahrungen“ und auch Hoffnun-
gen sowie Wünsche auf den Weltraum 
übertrugen. Aber ähnlich wie in Alexej 
Tolstois „Aelita“ (Moskau/Petrograd 
1923, Berlin 1957) ging es in den Bü-
chern von Groß und Weise um bereits 
bestehende Auseinandersetzungen, in 
denen die Erdenmenschen jedoch Par-
tei ergreifen. Jedoch: Im Unterschied 
zu den erwähnten SF-Romanen der 
DDR-Autoren siegt die Revolution in 
„Aelita“ nicht …� Nina Hager

„Der blaue Planet“ von Carlos Rasch erschien 1963 in der Gelben Reihe des Ver-
lags Neues Leben.

Carlo Schellemann: Die Vorahnung der klassenlosen Gesellschaft
Foto: privat
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„Tagesschau“ leistete Beihilfe
Die ARD vertuscht planmäßigen Angriff auf Kommunistische Partei – und auch dessen Abwehr durch  
das Bundesverfassungsgericht • Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam

Mit üblen Tricks haben Bun-
destagspräsident Wolfgang 
Schäuble und Bundeswahl-

leiter Georg Thiel versucht, die Deut-
sche Kommunistische Partei von der 
Bundestagswahl im September auszu-
schließen und sie als Partei zu exekutie-
ren. Erst das Bundesverfassungsgericht 
in Karlsruhe stoppte das Intrigenspiel. 
„ARD-aktuell“ befand erwartungsge-
mäß, an der Affäre sei nichts Besonde-
res. In ihren Fernsehnachrichten brach-
te sie kein Wort darüber. In ihrer In-
ternet-Nische „tagesschau.de“ bot die 
Redaktion neben den Kurzmeldungen 
„DKP wird nicht zur Bundestagswahl 
zugelassen“ und, zwei Wochen später, 
„DKP darf doch bei der Bundestags-
wahl antreten“ nur jeweils eine kurze 
Zusatznachricht. Alle Berichte wie üb-
lich im billigen, oberflächlichen Stil, mit 
dem unsere unter- und desinformier-
te Gesellschaft mittlerweile abgespeist 
wird.

Kommunisten: Dauerobjekt 
deutscher Feindbildpflege
Zugegeben: Die DKP ist eine klei-
ne Partei, gut organisiert, aber relativ 
einflusslos. Trotzdem wollten die von 
Schäuble dirigierte Bundestagsver-
waltung und der von Thiel präsidierte 
Bundeswahlausschuss ihr den Status 
als politische Partei aberkennen, sie da-
mit von der nächsten Bundestagswahl 
ausschließen und von der Bildfläche 
verschwinden lassen. Vorgeschobene 
Begründung: Die Partei habe in den 
letzten sechs Jahren keine gesetzlich 
vorgeschriebenen Rechenschaftsbe-
richte vorgelegt. Eine Falschbehaup-
tung, wie sich vor Gericht herausstel-
len sollte.

Kommunisten sind Traditions- und 
Dauerobjekt deutscher innenpoliti-
scher Feindbildpflege. Schäuble und 
Thiel leisteten einen weiteren Bei-
trag dazu und der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk, voran die „Tagesschau“, 
gewährte Beihilfe, wie man es anders 
nicht mehr kennt.

Der Versuch, eine politische Par-
tei zu zerschlagen, berührt den Zent-
ralnerv eines demokratischen Staates. 
Dass unsere Spitzenjournalisten das 
verheimlichten (oder nicht einmal be-
greifen?) und als Vertreter der „Vier-
ten Gewalt“ kaum reagierten, beweist, 
welch großen Schaden die politische 
Kultur unseres Gemeinwesens bereits 
erlitten hat.

Kommunistenhass und Ge-
schichtsklitterung gehören zur DNA 
der deutschen Nachkriegs-Ge-
schichtsschreibung. Sie sind Substan-
zen unserer politischen Giftköche und 
journalistischen Hetzer. Das offizielle 
Deutschland reklamiert heute für sich 
eine entschieden antinazistische Ein-
stellung. Glaubwürdig ist das nicht die 
Spur, wie schon ein Blick auf unsere 
Außenpolitik und die schamlose Ber-
liner Unterstützung der Ukro-Nazis 
in Kiew zeigt. Innenpolitisch spricht 
der Umgang mit den Kommunisten 
seine eigene undemokratische Spra-
che. Sie werden trotz ihrer histori-
schen und aktuellen Verdienste im 
Widerstand gegen Faschismus und 
Krieg aus dem öffentlichen Bewusst-
sein herausgehalten und vom Verfas-
sungsschutz ausspioniert. Die Erinne-
rung an die beispielhaften Erfolge der 
frühen DDR, die unmittelbar nach 
ihrer Gründung systematisch Nazi-
Verbrechen aufklärte und verfolgte, 
wurde vollends aus dem kollektiven 
Gedächtnis getilgt.

Zweifelhaftes Gremium: 
Bundeswahlausschuss
Vor diesem Hintergrund mutet es wie 
ein Treppenwitz der Weltgeschichte 
an, dass nun politisches Spitzenper-
sonal, ausgerechnet zum 80. Jahrestag 
des deutschen Überfalls auf die Sowjet-
union, der DKP den Rest geben wollte. 
Bürokratische Tricks und verwaltungs-
rechtliche Mätzchen sollten zum Ziel 
führen.

Austragungsort der Intrige war die 
Sitzung des Bundeswahlausschusses 
am 8. und 9.  Juli in Berlin. Dem er-
lauchten Elferrat gehören acht Beisit-
zer an, die der Vorsitzende – zugleich 
Präsident des Statistischen Bundesam-
tes – auf Vorschlag der im Bundestag 
etablierten Parteien beruft. Zwei wei-
tere Mitglieder sind Richter am Bun-
desverwaltungsgericht.

Die Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, 
OSZE, hat bereits im Jahr 2009 er-
hebliche Zweifel an der rechtsstaat-
lich gebotenen Unabhängigkeit dieses 
Gremiums angemeldet. Der Ausschuss 
entscheide weder nach gesetzlich de-
finierten Kriterien noch seien Inter-
essenkonflikte ausgeschlossen, weil 
seine Mitglieder aufgrund ihrer Par-
teizugehörigkeit über die Zulassung 
ihrer Konkurrenten befinden dürfen. 
Durchschlagende Konsequenzen zo-
gen unsere deutschen Vorleute daraus 
nicht.

Auf „tagesschau.de“ hieß es nun, 
formal wohl zutreffend, aber an der 
Realität vorbei: „Der Ausschuss prüft 
nur, ob die Bewerber für die Wahl die 
vorgeschriebenen Formalien einhalten. 
Eine inhaltliche Bewertung insbeson-
dere der Programmatik der Parteien 
darf er nicht vornehmen.“ Eine typische 
ARD-Plattitüde, ohne Unterscheidung 
von Soll und Ist. Unsere Qualitätsjour-
nalisten verdrängen, wie oft das Bun-
desverfassungsgericht schon mit seinen 
Entscheidungen rechtswidrige Akte 
der Polit-Eliten hat blockieren oder 
korrigieren müssen. „ARD-aktuell“ 
verlor kein kritisches Wort über den 
politischen Skandal, dass der Bundes-
tagspräsident und der Bundeswahllei-
ter aufgrund willkürlich interpretierter 
Formvorschriften des Parteiengesetzes 
versuchten, eine seit Jahrzehnten akti-
ve Partei im kalten Handstreich „platt-
zumachen“.

Thiel und Schäuble  
Hand in Hand
In der Beratung am 8. Juli behauptete 
Bundeswahlleiter Thiel, die DKP habe 
keinen Anspruch, sich an der Bundes-
tagswahl zu beteiligen. Sie habe ent-
gegen dem Parteiengesetz die vorge-
schriebenen Rechenschaftsberichte 
verspätet eingereicht. Laut Bundes-
tagsverwaltung habe sie deshalb ihre 
Eigenschaft als Partei verloren. Auf 
den warnenden Einwand des Bundes-
verwaltungsrichters Langner, auch ver-
spätet eingereichte Berichte seien doch 
Berichte, reagierte Thiel, indem er den 
Ball an den in der Sitzung anwesenden 
Vertreter Schäubles weiterspielte. Der 
behauptete daraufhin mit breiter Brust, 
die Vorschriften des Parteiengesetzes 
ließen keinen Raum, die DKP noch als 
politische Partei anzuerkennen: Ver-
spätet eingereichte Berichte seien wie 
nicht eingereichte Berichte zu behan-
deln.

Ein stärkeres Indiz, dass es sich da-
bei um ein abgekartetes Spiel zwischen 
Thiel und Schäubles Verwaltungsappa-
rat handelte, ist schwerlich vorstellbar.

Belege dafür, dass Schäuble und 
Thiel die DKP in voller Absicht hatten 
auflaufen lassen wollen, gibt es zuhauf. 
Der DKP-Vorstand hatte am 5. Sep-
tember vorigen Jahres beim Bundes-
wahlleiter ausdrücklich nachgefragt, 
ob man die Anforderungen gemäß Pa-
ragraph 23 Parteiengesetz zur Rechen-
schaftslegung erfülle. Am 8. September 
ließ Thiel wissen, er könne diese Frage 
nicht beantworten, das sei Aufgabe des 
Präsidenten des Deutschen Bundes-
tags (Wolfgang Schäuble). Noch glei-
chentags schrieb der DKP-Vorstand 
daraufhin die Bundestagsverwaltung 
mit gleicher Fragestellung an. Eine 
Auskunft erhielt er jedoch auch hier 
nicht.

Tatsächlich hatte Thiel vor der 
Wahlausschusssitzung bei Schäuble 

nachgefragt, ob Rechenschaftsberichte 
der DKP vorlägen und die Mitteilung 
bekommen, dass es zwar Berichte gebe, 
die seien aber sämtlich verspätet einge-
gangen. Daraus bastelten die Schäub-
le-Bürokraten für den Wahlleiter den 
Vorschlag, der DKP die Parteieigen-
schaft abzusprechen. Gegenüber dem 
Bundesverfassungsgericht behauptete 
Thiel, er sei ja nicht verpflichtet gewe-
sen, die DKP hierüber in Kenntnis zu 
setzen.

Die Schlussfolgerung drängt sich 
auf, dass Schäuble und Thiel eine fiese 
Intrige zwecks Ausschaltung der DKP 
spannen. Dem DKP-Vorstand kann 
man andererseits den Vorwurf nicht 
ersparen, dass er seinen politischen 
Feinden mit bemerkenswerter Blau-
äugigkeit auf den Leim ging, indem er 
annahm, sein Wahlzulassungsantrag 
werde sachgerecht behandelt.

„Die Linke“ gehörte  
zu den Abnickern
Dass die Beisitzer dem Bundeswahl-
leiter Thiel während der Ausschuss-
sitzung weitgehend das Feld überlie-
ßen und nahezu alles einstimmig ab-
nickten, was er ihnen auftischte, lässt 
tief in die antidemokratischen Ab-
gründe der Berliner Politik blicken. 
Dass nur ein einziges Mitglied gegen 
den Ausschluss der DKP und gegen 
die Aberkennung ihrer Parteieigen-
schaft votierte  – ausgerechnet ein 
Grüner (!) – zeigt, wie weit die Ent-
mündigung des parlamentarischen 
Fußvolks bereits fortgeschritten ist. 
Die Linkspartei wird im September 
von vielen Wählern die Quittung da-
für bekommen, dass ihre Vertreterin 
im Bundeswahlausschuss ebenfalls 
gegen die DKP stimmte. Der billige 
Versuch der PdL-Führung, „unglück-
liches Fehlverhalten einer Ersatzdele-
gierten“ vorzuschützen, beeindruckt 
keineswegs.

Da wir nun schon mal bei den Per-
sonalien sind, lohnt sich ein Blick in 
die Vergangenheit der beiden Haupt-
täter. Sofort fällt er dann auch auf die 
Schwarzgeldaffäre der CDU. Ihretwe-
gen verlor der damalige Partei- und 
Fraktionsvorsitzende Schäuble vor 21 
Jahren seine Posten und sein Renom-
mee als seriöser Politiker. Er konnte/
wollte den Verbleib einer Parteispende 
von 100.000 DM nicht erklären, die ihm 
ein bekannter Waffenschieber im CDU-
Hauptquartier bar in die Hand ge-
drückt hatte. Dass ausgerechnet dieser 
Schäuble Finanzminister und schließ-
lich sogar Bundestagspräsident werden 
konnte, ist ein besonderes „Qualitäts-
merkmal“ des Berliner Politikbetrie-
bes. Dass er sich nun auch noch zum 
Tugend-Scharfrichter über die DKP 
aufschwang und die Kommunistenpar-
tei wegen einer vergleichsweise läppi-
schen Verfehlung kaputtmachen wollte, 
ist nicht mal mehr Realsatire, sondern 
bloß noch ein schlechter Witz.

Mittäter Georg Thiel kann ebenso 
wenig mit blütenreiner Weste punk-
ten. Bundesweit bekannt wurde er als 
Vorgesetzter mit hässlichen Führungs-
eigenschaften. Ein THW-Mitarbeiter 
hat sich vor mehreren Jahren in sei-
ner Münchner Dienststelle erhängt. 
Im Abschiedsbrief gab er seinem Chef 
die Schuld. Thiel habe ein „menschen-
verachtendes Arbeitsklima gezielt ge-
fördert“, hieß es damals in Zeitungsbe-
richten.

Wolfgang Schäuble, seinerzeit In-
nenminister und Thiels politischer 

Dienstherr, nahm seinen Mann jedoch 
in Schutz: „Der tragische Freitod eines 
Mitarbeiters im THW-Landesverband 
Bayern am 12. März hat uns alle tief 
bestürzt. … Die Sachverhaltsaufklä-
rung durch das Innenministerium hat 
ergeben, dass Herr Dr. Thiel keine Ver-
antwortung für den Freitod trägt und 
Vorwürfe in diesem Zusammenhang 
haltlos sind.“

Der somit Freigesprochene wurde 
allerdings wegbefördert, „auf eigenen 
Wunsch“. Schäuble ließ verlauten, er 
habe der Bitte um Versetzung entspro-
chen, um weiteren Schaden vom THW 
abzuwenden. Vom THW-Chef über 
eine Zwischenstation zum Präsiden-
ten des Statistischen Bundesamtes: So 
sehen politische Reinwaschgänge aus.

Der Vorwurf, Thiel lasse es an Füh-
rungsqualitäten mangeln, blieb den-
noch an ihm haften und fand neue Be-
stätigung. „Zeit Online“ zitiert Klagen 
der Mitarbeiterschaft: Thiel führe das 
Bundesamt für Statistik mit einem 
System aus Angst und Druck. Es kam 
knüppeldicke: menschenverachten-
der Führungsstil, Steuerverschwen-
dung, Vetternwirtschaft. Wundert sich 
nun noch jemand darüber, dass dieser 
Muster-Bürokrat Beihilfe zur versuch-
ten Zerstörung der DKP leistete?

Noch gibt es Richter 
in Deutschland
Der Machtmissbrauch an der Spitze 
unserer Republik verlässt sich auf das 
Schweigen beziehungsweise Versagen 
der „ARD-aktuell“ als kontrollieren-
der Wächter der Demokratie. Der Ver-
zicht auf kritische Distanz und purer 
Verlautbarungsjournalismus im Sinne 
der Regierenden fördern die unver-
schämten Auftritte der Politdarsteller 
und ihrer Ministerialbürokratie. Wäre 
da nicht die Justiz – die Dritte Macht 
im Staat neben Parlament und Regie-
rung –, sähe es hierzulande noch weit 
finsterer aus. Im vorliegenden Fall ver-
hinderte sie den Exitus der DKP. Noch 
gibt es Richter in Deutschland!

„ARD-aktuell“ hätte zumindest 
auf ihren diskreten Internetseiten aus-
reichend Platz gehabt, Schäubles und 
Thiels Anschlag auf die DKP als dreiste 
Verletzung demokratischer Prinzipien 
darzustellen und über diesen Skandal 
umfassend zu informieren. Eine Kurz-
meldung in der 20-Uhr-„Tagesschau“ 
mit Verweis auf ausführliche Berichte 
im Internet wäre das Mindeste gewe-
sen. Dazu hätte es allerdings größerer 
analytischer Fähigkeiten, eines breite-
ren politischen Bewusstseins und eines 
stärkeren journalistischen Rückgrats 
bedurft, als die Hauptabteilung „ARD-
aktuell“ wieder mal demonstriert.

Die Redaktion sonnt sich eben 
lieber im Wohlwollen der Berliner 
Machthaber. Sie gibt deshalb deren 
Verschwörungstheorien über russi-
sche Fake News und angeblich dro-
hende Cyber-Attacken auf die Bun-
destagswahl vorbehaltlos als Nach-
richten weiter und denkt nicht mal im 
Traum daran, den böswilligen Schmar-
ren infrage zu stellen. Die bedingungs-
lose journalistische Anpasserei schützt 
vor internem Ärger. Christine Strobl, 
Schäubles Tochter und Ehefrau des 
baden-württembergischen Innenmi-
nisters Thomas Strobl, wurde kürz-
lich zur „ARD“-Programmdirektorin 
ernannt. Seitdem ist der informelle 
Weg vom Bundestagspräsidenten zur 
„Tagesschau“-Redaktion noch erheb-
lich kürzer geworden.

Der hier abgedruckte Text von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam 
ist eine gekürzte Fassung. Ungekürzt und versehen mit Nachweisen und An-
merkungen unter: blog.unsere-zeit.de und publikumskonferenz.de/blog
Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 bis 2008 Mitarbeiter des 
NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats und des ver.di-Be-
triebsverbandes sowie Referent einer Funkhausdirektorin.
Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Redakteur. 1975 bis 1996 Mitarbeiter des NDR, 
zunächst in der Tagesschau, von 1992 an in der Kulturredaktion für N3. Danach 
Lehrauftrag an der Fu-Jen-Universität in Taipeh.
Die Beiträge von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam gegen die 
„mediale Massenverblödung“ gibt es unter publikumskonferenz.de/blog

Teilnehmerin der Soli-Kundgebung für die DKP am 28. Juli fragt nach Zukunft 
von Bundeswahlleiter Georg Thiel.

Foto: Hans-Dieter Hey / r-mediabase.eu
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Ohne die Mauer hätte es Krieg gegeben
Das Grundsatzwerk von Heinz Keßler und Fritz Streletz ist neu erschienen
Zum 60. Jahrestag der Sicherung der Staatsgrenzen der DDR, besser bekannt 
als Mauerbau, gibt es nur wenige Veröffentlichungen, die sich unvoreinge-
nommen des Themas annehmen. Generaloberst a. D. Fritz Streletz legt in der 
Edition Ost eine überarbeitete Auflage seines Buchs „Ohne die Mauer hätte 
es Krieg gegeben“ vor. Streletz, Jahrgang 1926, von 1979 bis 1989 Stellver-
treter des Oberkommandierenden der Streitkräfte des Warschauer Vertra-
ges, Stellvertretender Minister für Nationale Verteidigung, ist Insider. Sein 
Ko-Autor, Armeegeneral a. D. Heinz Keßler (1920 bis 2017), konnte ebenfalls 
aus erster Hand berichten. Der gelernte Maschinenschlosser war von 1956 
bis 1985 Stellvertretender Verteidigungsminister, danach Verteidigungsmi-
nister bis 1989.
Wir veröffentlichen mit freundlicher Genehmigung des Verlages hier Auszüge 
aus dem Vorwort und aus zwei Kapiteln.

Kriege beginnen immer mit Lügen. 
Mit dem angeblichen Überfall Polens 
auf den deutschen Sender Gleiwitz 
wurde der Einmarsch der Wehrmacht 
im östlichen Nachbarland begründet. 
Der Krieg der USA gegen das sozia-
listische Vietnam wurde mit der Lüge 
legitimiert, im Golf von Tonkin sei ein 
US-Kriegsschiff von nordvietnamesi-
schen Booten angegriffen worden. Der 
erste Krieg gegen den Irak begann mit 
der Brutkasten-Story in Kuweit, die 
eine PR-Agentur für zehn Millionen 
Dollar erfunden hatte, der zweite mit 
der vorgeblichen Existenz von Mas-
senvernichtungswaffen, die dann aber 
nicht gefunden wurden. 1999 schick-
ten zwei deutsche Bundesminister, 
ein Grüner und ein Sozialdemokrat, 
deutsche Soldaten erstmals nach 1945 
wieder in den Kampf. Der von ihnen 
halluzinierte „Hufeisen-Plan“ der ser-
bisch-jugoslawischen Führung zur eth-
nischen „Säuberung“ des Kosovo hat 
aber nie existiert. Der Krieg gegen Li-
byen wurde begründet mit der Lüge, 
Staatschef Al-Gaddafi bombardiere 
das eigene Volk. Seither herrscht Bür-
gerkrieg im Land.

Die Kriegsrhetorik lebt
Die Erkenntnis, dass im Krieg die 
Wahrheit das erste Opfer sei, ist bereits 
zweieinhalbtausend Jahre alt – sie for-
mulierte damals der griechische Dich-
ter Aischylos, heißt es. Doch in der Ge-
genwart vernebelt die politische Lüge 
die Hirne von Milliarden Menschen. 
Mit Hilfe digitaler Technik werden 
nicht nur Wichtiges und Sinnvolles in 
Sekunden global verbreitet, sondern 
auch ungeheuerliche Unwahrheiten in 
die Welt gesetzt.

Russland bedroht seine Nachbarn, 
heißt es beispielsweise, weshalb NATO- 
Panzer  – darunter auch deutsche  – 
ins Baltikum verlegt wurden. Die Be-
hauptung, dass Russland auf seinem 
Territorium Truppen konzentriere 
und im Schwarzen Meer Manöver 
durchführe, weshalb Gegenmaßnah-
men ergriffen werden müssten, erin-
nert mich fatal an 1941. „Heute“, be-
hauptete damals Hitler, „stehen rund 
150 russische Divisionen an unse-
rer Grenze.“ Damit seien die Abma-
chungen des Freundschaftsvertrages 
mit Deutschland gebrochen und „in 
erbärmlicher Weise“ verraten. Das 
Schicksal Europas sei nunmehr in die 
Hand der deutschen Soldaten gelegt 
… Mit dieser infamen Behauptung 
wurde vor achtzig Jahren die Legen-
de vom Präventivkrieg geboren. Sie 
ist, wie wir mit Entsetzen täglich se-
hen und hören, nicht gestorben. Die 
Kriegsrhetorik lebt.

Vorbeugend – zur Verteidigung der 
Menschenrechte und der freien Schiff-
fahrt  – schicken die NATO-Staaten 
USA, Großbritannien und Frankreich 
Flugzeugträger und Kriegsschiffe ins 
Südchinesische Meer. Auch eine deut-
sche Fregatte soll im Indo-Pazifik der 
chinesischen Aggression die Stirn bie-
ten. Komisch, weshalb sich da der Ge-
danke an die Mission des deutschen 
Kanonenboots „Panther“ aufdrängt, 
als der deutsche Kaiser dieses und zwei 
weitere Kriegsschiffe zur Wahrung na-
tionaler Interessen nach Agadir an der 
marokkanischen Küste schickte. Der 
SPD-Bundesverteidigungsminister Pe-
ter Struck erklärte 2002 traditionsbe-
wusst, als man in Afghanistan einrück-
te: „Die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland wird auch am Hindukusch 
verteidigt.“

Seit dem Erscheinen der 1. Aufla-
ge dieses Buches, in dem über die er-
folgreiche Verhinderung eines Krieges 
1961 berichtet wird, sind inzwischen 
zehn Jahre vergangen.

In dem verflossenen Jahrzehnt ist 
sehr viel geschehen, der Frieden aber 
nicht sicherer geworden. Die Hoch-
rüstung und die Rüstungsexporte ha-
ben ein nie gekanntes Niveau erreicht, 
Rüstungskontrollverträge wurden 
annulliert, ausgesetzt oder nicht ver-
längert. Auf fünf Kontinenten – Aus-
tralien und Antarktika ausgenom-
men  – toben Dutzende Kriege und 
bewaffnete Konflikte. Diese wieder-
um verursachen Not und Elend und 
treiben Millionen Menschen in die 
Flucht. Und die Völkerwanderung 
verschärft die sozialen Probleme in 
anderen Staaten und gefährdet dort 
den inneren Frieden.

Ein Funke genügt
Am gefährlichsten für den Weltfrieden 
ist jedoch die aggressive Konfrontati-
onspolitik der NATO und deren Füh-
rungsmacht, die gegen ihren Nieder-
gang kämpft. (…) Doch seit die Do-
minanz der USA zunehmend infrage 
gestellt wird, insbesondere durch den 
Aufstieg der Volksrepublik China, 
spricht Washington seinen Anspruch 
diplomatisch unverhüllt aus und ver-
leiht ihm Nachdruck. (…)

Das alles vergiftet nicht nur die in-
ternationalen Beziehungen, sondern 
erhöht dramatisch die Gefahr eines 
großen Krieges. Wir sollten nicht ver-
gessen, dass die Weltwirtschaftskri-
se, die 1929 ihren Anfang in den USA 
nahm, nicht mit dem New Deal von 
Präsident Franklin D. Roosevelt, son-
dern durch den Zweiten Weltkrieg be-
endet wurde.

Unser Buch zeigt, wie in einer ange-
spannten Sicherheitslage die Politik es 
vermochte, einen Konflikt zu entschär-
fen. Damals wie auch heute genügte ein 
Funke, das Pulverfass zur Explosion zu 
bringen. Vor sechzig Jahren gelang es, 
diesen Funken gemeinsam auszutreten, 
woran auch der junge US-Präsident 
John F. Kennedy insofern beteiligt war, 
als er Moskau zugestand, gemäß seiner 
Sicherheitsinteressen auf seinem Terri-
torium, in seinem Einflussgebiet unge-
hindert zu agieren, sofern davon nicht 
die Interessen der USA betroffen sein 
würden. Die Sicherheitspolitik und das 
Sicherheitsverständnis Moskaus haben 
sich seither nicht geändert. Die der Ver-
einigten Staaten von Amerika hinge-
gen schon.

Keßler, Freund und Genosse
An der vorliegenden Dokumentati-
on hat Heinz Keßler mitgewirkt. Der 
Armeegeneral war als Verteidigungs-
minister der DDR mein Chef, mein 
Genosse und auch mein Freund. Ge-
meinsam haben wir im Sommer 2011 
dieses Buch in Berlin vorgestellt. Das 
Echo war, wie erwartet, geteilt. „Zwei 
Betonköpfe“ („Neue Zürcher Zeitung“, 
28. Juli 2011) hätten einen „verbalen 
Schmutzwall zwischen zwei Buchde-
ckel“ errichtet („Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung“, 9. Mai 2011) und angeb-
lich die „Schüsse auf Flüchtlinge be-
schönigt“ („Die Welt“, 12. Mai 2011). 
„Selbstzweifel oder gar Selbstkritik“ 
(„Der Tagesspiegel“, 11. August 2011) 
seien „den alten Genossen“ unbekannt, 
befand der Journalist.

Dem Hohn, der Ignoranz, der ideo-
logischen Verblendung und der per-
sönlichen Schmähung standen weit-

aus mehr anerkennende Bekundun-
gen entgegen, die bis heute andauern. 
Sie fanden ihren Ausdruck auch in der 
großen Zahl jener, die Heinz das letz-
te Geleit gaben. Er verstarb am 2. Mai 
2017 im Alter von 97 Jahren. So erin-
nert denn diese Neuauflage nicht nur 
an ein wichtiges Ereignis der euro-
päischen Nachkriegsgeschichte, son-
dern auch an einen Soldaten, der we-
nige Tage nach dem Überfall Hitler-
deutschlands auf die Sowjetunion aus 
der Wehrmacht desertierte und zur 
Roten Armee überlief. „In der DDR 
wurde mein Vater Offizier, weil er den 
Krieg hasste“, sagte sein Sohn in der 
Trauerrede. Heinz Keßler sorgte mit 
dafür, dass die Nationale Volksarmee 
die einzige deutsche Armee ist, die nie 
in einen Krieg zog.

Das alles sollte man im Hinterkopf 
haben, wenn man dieses Buch liest 
und die Geschichtsverdrehungen zur 
Kenntnis nehmen muss, die um den 
13.  August 2021 ganz gewiss in den 
deutschen Medien verbreitet werden. 
„Jede Kriegführung gründet auf Täu-
schung“, soll schon vor zweieinhalbtau-
send Jahren der chinesische Militärstra-
tege Sunzi formuliert haben. Das gilt 
auch für den Informations- und Propa-
gandakrieg, in dem wir uns gegenwärtig 
befinden.

Der Umgang mit dem 13. August 
1961 ist heute ritualisiert, die Haltung 
zur Mauer fixiert. Hier wird sichtbar, 
was Napoleon in den Satz gekleidet 
hat, dass die Geschichte die Summe 
der Lügen sei, auf die sich die Herr-
schenden nach dreißig Jahren geeinigt 
hätten. Das trifft zu. Keine im Bun-
destag vertretene Partei sieht es heute 
anders, als in den Medien und in den 
Schulbüchern seit Jahr und Tag mitge-
teilt wird.

Die Linkspartei wirft sich an je-
nem Datum pflichtschuldig ihr Büßer-
gewand über, trägt ihren Kranz in die 
Bernauer Straße und lässt sich dafür 
beschimpfen. Beschämt erklärte sie 
selbstanklagend beispielsweise 2001, 
als sie noch PDS hieß: „Die Berliner 
Mauer war ein Ergebnis der Block-
konfrontation im Kalten Krieg. Die 
Opfer dieses Grenzregimes sind je-
doch mit dem Verweis auf internatio-
nale Rahmenbedingungen und Sicher-
heitskonzepte keinesfalls zu rechtfer-
tigen. Menschliches Leid verlangt 
Respekt und Nachdenklichkeit. […] 
Mit den Maßnahmen zum 13. August 
wollte die Partei- und Staatsführung in 
einer Art Befreiungsschlag mit nicht 
mehr beherrschbaren Schwierigkei-
ten fertig werden. Was als Sieg gefei-
ert wurde, war in Wahrheit eine schwe-
re Niederlage in der Systemauseinan-
dersetzung auf deutschem Boden. […] 
Nicht zum Schutz gegen einen angeb-
lich drohenden Einmarsch der Bun-

deswehr, sondern gegen den Exodus 
der eigenen Bürger wurde ein Wall 
gebraucht. Chruschtschow gegenüber 
leistete Ulbricht den Offenbarungs-
eid: Bei weiterhin offener Grenze ist 
der ‚Zusammenbruch unvermeidlich‘. 
Doch stand eine Selbstaufgabe der 
DDR nicht zur Debatte und schon gar 
nicht zur Disposition deutscher Politi-
ker, denn die DDR war ‚der westliche 
Vorposten des sozialistischen Lagers‘, 
wie Anastas Mikojan, der Vorsitzen-
de des Obersten Sowjets der UdSSR, 
feststellte.“

Diese Grenze wurde gesichert, da-
mit Frieden blieb. Der Frieden hielt 28 
Jahre, so lange sie stand. 1993 beteilig-
ten sich erstmals deutsche Soldaten im 
Rahmen der „Operation Deny Flight“ 
an der Überwachung des Flugverbo-
tes über Ex-Jugoslawien, im Sommer 
mussten 1.800 Bundeswehrsoldaten 
nach Bosnien-Herzegowina, 1999 bom-
bardierte die NATO mit deutscher Be-
teiligung Jugoslawien.

Was war die Alternative?
Was wäre die Alternative gewesen, 
wenn man die Sache 1961 hätte laufen 
lassen?

Unter Hinweis auf die seit 1949 an-
gedrohte „Befreiung“ und um die in-
stabilen Verhältnisse hätte die Bundes-
republik mit Staatsdienern einrücken 
können. Das wäre, da ja der Westen 
die Deutsche Demokratische Republik 
nicht anerkannte, nicht einmal Anlass 
gewesen, die UNO anzurufen, schließ-
lich handelte es sich um keine Aggres-
sion, sondern um eine innerdeutsche 
Angelegenheit, etwa so, als wäre die 
Polizei Bayerns mal eben kurz in Hes-
sen eingerückt.

Aber: Im Verständnis des Ostens 
war die DDR a)  Völkerrechtssub-
jekt, b) Mitgliedsstaat des Warschau-
er Vertrages, in welchem der Angriff 
auf einen Bundesgenossen wie ein 
Angriff auf alle verstanden wurde 
(was im Übrigen auch für die NATO 
galt), und c) nicht zu vergessen: Das 
war mal sowjetische Besatzungszone. 
Und da es seit Ende des Weltkrieges 
und der Besetzung des niedergerun-
genen Feindes noch immer keinen 
Friedensvertrag gab, galten in diesem 
Territorium die Regeln von Potsdam 
fort. Kurzum: Die Sowjetunion und 
ihre Verbündeten hätten zurückschla-
gen müssen!

All diese Momente wurden erst 
im September 1990 ausgeräumt, als 
in Moskau der 2+4-Vertrag, der „Ver-
trag über die abschließende Regelung 
in Bezug auf Deutschland“, zwischen 
den einstigen Siegermächten und den 
beiden deutschen Staaten geschlossen 
wurde. Ohne diesen De-facto-Friedens-
vertrag hätte es keine deutsche Einheit 
gegeben. (…)

Es gibt eine Perspektive
Damit war zugleich der Versuch ei-
ner antikapitalistischen Alternative in 
Deutschland aus der Welt, die DDR 
war Geschichte. Aber mit ihr keines-
wegs die Vorstellung von einer anderen 
als der kapitalistischen Welt. Denn mit 
diesem Staat DDR ist ja nicht die Idee 
untergegangen, sondern ein bestimm-
tes Modell, dass den dauerhaften An-
griffen des Imperialismus erlag. Und 
dieser Gegner zog doch nicht gegen 
den Sozialismus zu Felde, weil er dort 
den Menschen- und Freiheitsrechten, 
der Demokratie und was es an hohlen 
Phrasen sonst noch gab, zum Durch-
bruch verhelfen wollte, sondern weil 
es, wie schon immer in der Geschichte, 
ausschließlich um Territorien, Rohstof-
fe, Absatzmärkte, kurz um Profit ging. 
Dafür wurden Kriege geführt, darum 
ging es auch 1961. Der Krieg wurde sei-
nerzeit verhindert. Weil „die deutsche 
Arbeiterklasse heute nicht mehr wehr-
los ist, sondern über Panzer und Ge-
schütze und alles, was zur Verteidigung 
notwendig ist, verfügt“, wie Ulbricht am 
18. August 1961 selbstbewusst und mit 
allem Recht erklärte.

Heute ist die „deutsche Arbeiter-
klasse“ wehrlos. Sie hat weder einen 
Staat noch ein Bündnis. Aber sie hat 
eine Perspektive. Sofern sie sich ihrer 
Erfahrungen bewusst wird und sich die-
se nicht ausreden lässt.

Eine Hausgemeinschaft in Bitterfeld begrüßt die Grenzsicherung der DDR vom 16. August offensiv.

Foto: Bundesarchiv, Bild 183-85869-0001 / Nosk / CC-BY-SA 3.0

Heinz Keßler, Fritz Streletz
Ohne die Mauer hätte es Krieg ge-
geben – Zeitzeugen und Dokumen-
te geben Auskunft
240 Seiten, 12,5 x 21 cm, broschiert, 
aktualisierte Neuausgabe mit Ab-
bildungen, edition ost, Eulenspiegel 
Verlagsgruppe, 15 Euro, zu beziehen 
über uzshop.de
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Helfer für Festa do Avante
gesucht

Es werden noch Helfer für 
den DKP-Auftritt beim por-
tugiesischen Pressefest (3. 
bis 5. 9.) bei Lissabon ge-
sucht. Anreise muss selbst 
organisiert werden, vor Ort 
gibt es für die Tage einen 
günstigen Zeltplatz (be-
grenzt) und die Eintritts-
karte für das Fest.

Wir bitten um Rückmeldung bis 10. 8. 2021

Nähere Infos bei Anja (rosa1918@posteo.de)

Wo Ferien noch Ferien sind

- auf dem Hollerhof -
• Rundum Natur pur – viel 

Ruhe • Kittners Bibliothek von 
etwa 10 000 Büchern • 3 kom-
fortable Ferienwohnungen (63 
bis 93 qm) für 2–5 Personen

Tel: +43 (0)3476 20525
E-Mail: hollerhof@hollerhof.at

www: hollerhof.at

Am 14. Januar 2016 vollendet
 

Helga Möbius 
ihr drittes Vierteljahrhundert.

 
Wir gratulieren herzlich.

Uns, dass wir eine so flotte
Organisatorin und Propagandistin

in unseren Reihen haben.
Vor allem aber dir – holl di man

stief un' locker op de Been!
 

Deine Eimsbüttler ROTen

Unser Genosse 

Michael Henk
wird am 16. Januar 2016

60 Jahre

Zur sozialistischen Bewegung stieß unser Michael schon 1972 
als 16-jähriger zu den Jusos; eine intensive Suche nach der 
richtigen linken politischen Orientierung begann und dauerte 
fast drei Jahrzehnte. Nach den Jusos hatte er lose Kontakte zu 
SDAJ, RJVD und Rote Garde. 1973 Mitglied der Roten Garde, 
anschließend viele Jahre aktives Mitglied der KPD/ML, 3 Jahre 
auch Sympathisant des KABD. Im Alter von 18 Jahren orga-
nisierte sich Michael in der Gewerkschaft ÖTV, später wurde 
er vom Vertrauen seiner gewerkschaftlich organisierten Kolle-
ginnen und Kollegen getragen, ver.di-Vertrauensmann. Micha-
el stand immer zu den Prinzipien des Marxismus-Leninismus, 
es dauerte aber lange, bis er den Weg zu unserer marxistisch-
leninistischen Partei DKP fand. 2001 sogar Mitglied im ZEN-
Kreis Bremen, fand er endlich vor über 10 Jahren den Weg zu 
seiner Kommunistischen Partei. Nicht lange dauerte es, Mi-
chael wurde Mitglied der Bezirksleitung Bremen und ein akti-
ver Genosse. Die Öffentlichkeitsarbeit unserer Partei und auf 
der Straße, im Wohngebiet wäre ohne Michael schwierig. Ob 
es die Bremer Rundschau, Der Schrittmacher oder der Rote 
Norden ist, ohne diesen guten Layouter, der unseren Kleinzei-
tungen Namen und Gesicht gibt, könnten wir diese Zeitungen 
nicht herausbringen. 

Beruflich ist Michael sehr engagiert, arbeitet im Klinikum Bre-
men-Ost als Musiktherapeut mit Kindern und Jugendlichen. 
Die Musik ist ein besonderes Hobby, sei es Schallplatten hö-
ren oder als Bandmitglied in der Rock-Pop-Band „East Five“, 
und natürlich als Solist das Komponieren von politischen und 
Arbeiterliedern. Ein von ihm organisierter Willi-Bredel-Abend 
in Bremen-Nord gehörte dazu, Freunde aus der Linkspartei, 
der IG Metall und SPD nahmen teil. Mit Vorliebe liest er Arbei-
terliteratur und Bücher des Marxismus-Leninismus. 

So ein intensives politisches, berufliches und kulturelles Le-
ben ist nicht zu schaffen ohne seine Anja, seine Kinder- und 
Enkelkinder, seine Katze Kira, die dem Michael eine ganz 
wichtige Stütze sind. 

Michael, wir freuen uns auf Deine Geburtstagsfeier mit Deinen 
Freundinnen und Freunden, nicht Ernst Busch wird aber an 
diesem Tag im Mittelpunkt stehen, sondern „unsere“ Musik 
von Led Zeppelin, Stones, Pretty Things, Fleetwood Mac.

DKP Bremen-Nord
DKP Bremen-Stadt

Wir laden zur Landesmitgliederversammlung
in Rostock, Wismarsche Straße 21

am 20. 2. 2016 um 10.30 Uhr.

Landesvorstand Mecklenburg-Vorpommern

"
Der 21. Parteitag und die DKP 

als marxistisch-leninistische Partei“

Die DKP Frankfurt/Main lädt herzlich zu einem ersten 
Meinungsaustausch nach dem 21. Parteitag ein.

Am Montag, 18. 1. 2016, um 19.00 Uhr im DGB-Haus Frankfurt/M. 
begrüßen wir dazu den stellvertretenden 

Vorsitzenden der DKP, Genossen Hans-Peter Brenner

In russischer Sprache!
60 Bände Lenin und Weiteres aus dem Spektrum 

Marx/Engels/Lenin.
Bei Interesse Anfrage an UZ-shop/Antiquariat 

Tel. 0212 - 177 889 26 E-Mail: buero@unsere-zeit.de

Thomas Kacza:
Wie die deutschen Freunde Albaniens zusammenfanden und ihr 

Gang durch die Zeiten. Abhandlung über ein besonderes
Freundschaftsverhältnis – Broschüre, 56 Seiten, 5 Euro + Porto
Direktbezug bei Th. Kacza, Bergstraße 80, 32108 Bad Salzuflen

Telefon 0 52 22 / 8 48 68

Willkommen im Leben!

Cleo Hiciano Wanitschka
geboren 9. Dezember 2015

Schön, dass Du jetzt bei uns bist.

Glückwunsch an Sabine, Osiris, Eva Luna

Roland, Devrim, Nadine, Line

 Beratung der Bildungskommission 
des Parteivorstands

Termin:  Samstag 16. Januar, 11.00 Uhr

Ort: Hannover: Bezirksbüro der DKP Niedersachsen, 
Göttinger Straße 58

Vorschlag zur Tagesordnung:
11.00-11.45  Referat
-  Erste Bilanz des 21. Parteitags 
-  Handlungsorientierung und Aufgaben der Bildungsarbeit 
 Referent: H.-P. Brenner 
11.45 - 13.30 Diskussion zum Referat
13.30 – 14.00 Pause
14.00– 16.00 Information und Diskussion zu den nächsten 
Arbeitsvorhaben: 
-  Aufbau und Stabilisierung von Bildungsstrukturen in den
 Bezirken, Regionalberatungen; Erstellung eines 
 „Leitfadens für die Bildungsarbeit“
-  Produktion von neuen Bildungsheften. 
 Festlegung von Themen 
-  Digitalisierung alter Materialien und Internet-Auftritt
-  Neue Antimilitarismus-Broschüre
-  Geschichtsdiskussion und Kooperation mit Geschichts 
 kommission zur Vorbereitung des 100. Jahrestags der  
 Oktoberrevolution 
-  Grundkurse an der KL-Schule
-  Künftige Zusammensetzung und Arbeitsstrukturen der  
 Bildungskommission (Bilanz / neue Überlegungen)
16.00 – 16.30
-  Verschiedenes

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der 
Bildungskommission. Um Voranmeldung bei der Bundesge-
schäftsstelle wird gebeten.

Carlis Bienenhonig, 
Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 

portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs-
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 

Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de

Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im   
Müritz -Nationalpark 

Info: www.trinogga.de • Telefon: 03 98 22/29 94 88

3 FeWo für je 2–3 Personen,   
ganzjährig in  Kratzeburg-Granzin,   

Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Einzelpreis    9,50 €
Jahresabo  48,00 €

ermäßigtes Abo  32,00 €

Neue
Impulse

Verlag

Hoffnungstraße 18
45127 Essen

Tel.: 0201-23 67 57
w w w. m a r x i s t i s c h e - b l a e t t e r. d e

Krieg – Terror

Flucht
Ingar Solty Die »Flüchtlingskrise« und 
der globale Kapitalismus  Lothar

Elsner Marx, Engels und Lenin über 
Arbeiterwanderung im Kapitalis-
mus  Tom Vickers Geflüchtete, Ka-
pitalismus und der Staat  Sabine 

Lösing Afrika im Visier deutscher 
und europäischer Militär- und Inte-
ressenpolitik  Claus Schreer Alterna-
tiven zur Festung Europa  Cornelia 

Kerth Flüchtlinge Willkommen! Eine 
Herausforderung auch für Antifa-
schist_innen und Friedensbewe-
gung  EVG Berlin Wer gegen Flücht-
linge hetzt, hat in der Gewerkschaft 
nichts verloren

Weitere Themen u. a.:

Uri Avnery »Internationalen Terrorismus« gibt es nicht 

| Hans Christoph Stoodt Die Solidarität mit dem Kampf 

Palästinas ist nicht verhandelbar | Klaus Wagener 

Krieg in Syrien »Neuordnung« des Nahen/ Mittle-

ren Ostens | Peter Mertens Den IS finanziell trocken-

legen | Anne Rieger Zum Gewerkschaftstag der IG 

Metall | Bernd Müller Weltklimavertrag kaum in Sicht 

| Domenico Moro Die Tendenz des Westens zum Krieg 

und der islamische Radikalismus | Herwig Lerouge 

Gramsci und die griechische Krise | Kurt Baumann 

Die Faschismus analyse der KPD(O | Robert Steigerwald 

Zum 90. Geburtstag von Hermann Klenner | Meike 

Bohn Hacks und die Frauen

Bis Februar 2016 gratis testen

Die DKP-Kreisorganisation Gladbeck nimmt Abschied
von ihrem langjährigen Genossen Helmut Große.

Durch das Elternhaus geprägt, stellte Helmut sein ganzes
Leben aus tiefster persönlicher Überzeugung in den
Dienst der Partei: Seit frühester Jugend war er in der
FDJ engagiert. In den 60er Jahren ist er vom K14
verhaftet worden, weil er illegal Flugblätter gedruckt und
verteilt hatte. Zudem hat er auf gewerkschaftlicher Basis
Reisen nach Moskau organisiert und durchgeführt.
Im Jahre 1968 war Helmut einer der Gründungsmitglieder
der Parteiorganisation Gladbeck.

Internationale Parteiarbeit war ihm auch nicht unbedeutend.
Ab 1965 hat er, solange er konnte, sämtliche Materialien
für die Partei gedruckt.

Unsere Solidarität gilt seiner Frau Sigrid
und seinen Kindern

Wir werden Helmut nie vergessen.

Für die DKP-Kreisorganisation Gladbeck Antje Potratz

*15. 1. 1939 – 06. 1. 2016

Vorschlag zur Tagesordnung:
11.00 -11.45 Referat
-  Erste Bilanz des 21. Parteitags
-  Handlungsorientierung und Aufgaben der Bildungsarbeit
 Referent: H.-P. Brenner
11.45 - 13.30 Diskussion zum Referat
13.30 - 14.00 Pause
14.00 - 16.00 Information und Diskussion zu den nächsten
Arbeitsvorhaben:
-  Aufbau und Stabilisierung von Bildungsstrukturen in den
 Bezirken, Regionalberatungen; Erstellung eines
 „Leitfadens für die Bildungsarbeit“
-  Produktion von neuen Bildungsheften.
 Festlegung von Themen
-  Digitalisierung alter Materialien und Internet-Auftritt
-  Neue Antimilitarismus-Broschüre
-  Geschichtsdiskussion und Kooperation mit Geschichts-
 kommission zur Vorbereitung des 100. Jahrestags der
 Oktoberrevolution
-  Grundkurse an der KL-Schule
-  Künftige Zusammensetzung und Arbeitsstrukturen der
 Bildungskommission (Bilanz / neue Überlegungen)
16.00 – 16.30
-  Verschiedenes

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der
Bildungskommission. Um Voranmeldung bei der Bundes-
geschäftsstelle wird gebeten.
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Tel: 039822/299488
joergtrinogga@web.de

www.trinogga.de

Samstag, 7. August, 13:00 bis 20:00
UZ-Shop | Antiquariat

Merchandise | Grill & Kuchen
Hoffnungstraße 18 | Essen

Büchermarkt

KLS SANIEREN!
Liebe Genossinnen, liebe Genossen, es gibt noch sehr 
viel zu tun. Auch handwerklich weniger erfahrene Men-
schen werden dringend gebraucht, beispielsweise zum 
Räumen, Putzen, Organisieren, Einkaufen, Kochen. Jede 
und jeder ist willkommen. 

Hier die nächsten Subbotniktermine:
10. – 20.8. 2021 | 14. – 24.9. 2021  
12. – 22.10. 2021 | 2. – 12.11. 2021

Kontakt: Heike Warschun
KLS-Organisation Karl-Liebknecht-Schule der DKP,  
Am Stadtpark 68 | 51373 Leverkusen  
kls@dkp.de | Tel.: 0157 5605 5841
Jede Spende ist ein wichtiger Beitrag zum Erhalt der 
KLS: Bankverbindung Karl-Liebknecht-Schule der DKP
Sparkasse Leverkusen | BIC WELADEDLLEV 
IBAN DE39 3755 1440 0101 0050 64

Mercedes-Benz 280 SL 
W113 Pagode, Baujahr 1968, EZ 09/1968, 78.660 km,
Hubraum 2.778 ccm, Leistung 125 kW (170 PS), Benzin, Weiß, 
Leder, Schwarz, Datenkarte, Hardtop, Windschott, Zugelas-
sen (H-Kennzeichen). Preis: 41.000 Euro 

Kontakt: drmedtrautmann@gmail.com oder 15783123918.

Illustration entnommen 
aus Stefan Siegert: 
»Karl Marx 
geht um«

3 Monate  Tageszeitung  junge Welt für 62 €.Illustration entnommen 
aus Stefan Siegert: 

3 Monate  Tageszeitung  junge Welt für 62 €.

Endet automatisch. Jetzt bestellen unter:
jungewelt.de/marx-abo |  030/53 63 55 80

Goethestraße 77, 34119 Kassel
info@mangroven-verlag.de
www.mangroven-verlag.de
shop.mangroven-verlag.de

Éric Stemmelen
Operation Macron
224 Seiten, 19 €, 
ISBN 978-3-946946-15-1

Jenny Farrell
Revolutionäre Romantik 
Die Oden des John Keats
128 Seiten, 17 €, 
ISBN 978-3-946946-13-7

Helga Möbius
14. 1. 1941 – 27. 7. 2021

Gärtnerinnenlehre, Junge Aktion, Zigarettenfabrikarbeiterin, 
BuschHexe, Sozialpädagogikausbildung, Alleinerzieherin, 
Taxizentrale, Wohngruppenleiterin, Mütterlehrerin, Schü-
lerInnenhelferin, Eheweib, Hafengruppenaktivistin, Baubri-
gadistin, CubaZeltBeschickerin, Pflegerin, großzügige Spen-
derin, MTZ-Besorgerin, Konfitüren-, Grünkohl- und Schle-
henlikörzubereiterin, Wohltäterin – dies alles Stationen auf 
Helgas Weg durch die Jahrzehnte.
Manchmal schonungslos gegenüber sich und anderen.
Bis zuletzt Nachbarschaftsbotin unseres „Eimsbüttler Rot“ .
So werden wir sie in Erinnerung behalten.

DKP Wohngebietsgruppe HH-West-Eimsbüttel
DKP Bezirksvorstand Hamburg

Kaffeebecher 
Lenin

„Er rührte an den 
Schlaf der Welt mit 
Worten, die Blitze 

waren.”

Logo gegenüber Henkel, 
Farbe weiß Motiv rot und 
schwarz, Keramik, Inhalt 

ca. 300 ml

€ 7,90

Das Allerneueste 
aus dem UZ-Shop

uzshop.de
Mail: shopunsere-zeit.de
Telefon: 0201 17788925

T-Shirt
Rosa & Karl

Logo Brustdruck groß, Farbe weiß, Motiv rot und 
schwarz, Label: earth positiv, 100 % Biobaumwolle, 
Größen S - 4 XL				       € 17,90



Freitag, 6. August 2021  15unsere zeit Aktionen / Termine / Leserbriefe

Termine@unsere-zeit.de
SA H 7. August

Essen: Büchermarkt der DKP: Antiquariat, UZ-
Shop, Essen und Trinken, Haus der DKP, Hoff-
nungstraße 18, 13 bis 20 Uhr

SA H 14. August

Elmshorn: Wasserturmfest der DKP mit Kai 
Degenhardt, Reinhold-Jürgensen-Zentrum, 
Jahnstraße 2a, 14:30 bis 20 Uhr

Strausberg: „Druschba!“ – Friedens-Som-
merfest der DKP Brandenburg, mit Hartmut 
König (Oktoberclub), Isabel Neuenfeldt (am 
Akkordeon) und dem Deutsch-Russischen 
Chor „Iwuschka“ (Eberswalde), russische 
Spezialitäten zu fairen Preisen, Mehrgene-
rationenhaus Strausberg, Wirtschaftsweg 70

MI H 18. August

Erfurt: Gedenken zum 77. Jahrestag der Er-
mordung Ernst Thälmanns, Hof des Kremato-
riums des ehemaligen KZ Buchenwald, 17 Uhr

Rostock: Gedenken zum 77. Jahrestag der 
Ermordung Ernst Thälmanns, Thälmann
straße 4, 18 Uhr

SA H 21. August

Berlin: „Kein Abwälzen der Krisenlasten auf 
uns! Einig gegen Rechts!“, Kundgebung zum 
77. Jahrestag der Ermordung Ernst Thälmanns 
vor dem Thälmann-Denkmal, Greifswalder 
Straße, 14 Uhr, www.etg-ziegenhals.de

Waldkappel-Burghofen: „Mit den Roten im 
Grünen feiern“, Sommerfest der DKP Nord-
hessen, an der Grillhütte Waldkappel-Burg-
hofen, ab 16 Uhr

SO H 22. August

Ziegenhals bei Königs Wusterhausen: „Kein 
Abwälzen der Krisenlasten auf uns! Einig ge-
gen Rechts!“, Kundgebung zum 77. Jahres-
tag der Ermordung Ernst Thälmanns am Ge-
denkstein vor dem Gelände der abgerissenen 
Ernst-Thälmann-Gedenkstätte, Seestraße 27, 
11.30 Uhr, www.etg-ziegenhals.de

Sa H 28. August

Berlin: „Für Frieden, Arbeit, Solidarität – DKP 
wählen!“, Sommerfest der DKP Berlin, unter 
anderem mit The Pokes und dem russischen 
Trio Scho, Weberwiese, 15.30 bis 20 Uhr

Dortmund: Kulturfest der DKP mit den Filmen 
„Optimistische Tragödie“ (DDR) und „Iwans 
Kindheit“ (UdSSR) und einer Einführung von 
Olaf Brühl, Biercafé West, Lange Straße 26, 
11 Uhr

SO H 5. September

Büchel: Menschenkette gegen Atomwaffen – 
vom Industriegebiet Büchel zum Haupttor des 
Atomwaffenlagers, veranstaltet von der Kam-
pagne „atomwaffenfrei.jetzt“, 12 bis 16 Uhr, 
Informationen zu Anreise und Abfahrtorten von 
Bussen nach Büchel unter: atomwaffenfrei.de

SA H 11. September

Berlin: Bundesweite Mietendemo „Wohnen 
für alle! Gemeinsam gegen hohe Mieten und 
Verdrängung“, Alexanderplatz, 13 Uhr

SA H 18. September

Online: „Philosophie und Weltbegründung: Di-
alektischer Monismus oder dialektischer Ma-
terialismus?“, mit Andreas Arndt, Jörg Zimmer, 
Richard Sorg, Eva Bockenheimer, Haziran Zel-
ler, Marc Püschel, Symposium der Gesellschaft 
für dialektische Philosophie, in Kooperation mit 
dem Gesprächskreis akdiamat Hamburg und 
der Marx-Engels-Stiftung, Anmeldung unter: 
post@akdiamat.de, 10.30 bis 17 Uhr
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Systemfrage ungelöst
Zu „Multimilliardärs-Clique“,  
UZ vom 16. Juli
Was interessiert die Arbeiterklasse an 
den Raketenprotzern jenseits des Son-
nensystems? Zuletzt werden sie zu allem 
noch als Helden verherrlicht. Die Sys-
temfrage ist damit, die Multimilliardärs 
„aus dem Sonnensystem zu befördern“, 
leider nicht gelöst.

Helmut Woda, Karlsruhe

Enrico Berlinguer  
nicht vergessen
Zu „Freundschaft siegt“,  
UZ vom 30. Juli
Dem Artikel von Max Meurer ist es 
zu verdanken, dass von diesem Film 
Kenntnis genommen werden konnte. 
Ein sehr interessantes zeitgeschicht-
liches Zeugnis, dessen Anliegen auch 
heute im Jahre 2021 vielleicht aktueller 
denn je ist. Vor allem auch angesichts 
der Tatsache, dass der US-Präsident am 
28. Juli vor hohen US-Militärs von ei-
nem möglichen „echten Krieg“ gegen 
China oder/und Russland gesprochen 
hat. Eine kleine Bemerkung noch zum 

Schluss: Neben der Erwähnung von 
Nazim Hikmet, Wilhelm Pieck, Max 
Reimann und anderen wäre meiner 
Meinung nach auch das Auftreten des 
damaligen WBDJ-Vorsitzenden Enri-
co Berlinguer, der zum Abschluss den 
Schwur der Jugend, den Frieden zu ver-
teidigen, vorgetragen hat, nennenswert 
gewesen.

Klaus Leger, Mutterstadt

Unverständnis
Zu „Traumrendite bei Daimler“,  
UZ vom 30. Juli
Jedesmal, wenn ich solche Artikel lese, 
in denen es um Personalabbau und 
„Arbeitsverdichtung“ geht, kommt 
bei mir das gleiche Unverständnis auf. 
Volker Pispers drückte das vor vielen 
Jahren so aus: „Ich werde nie verste-
hen, wieso 80 Prozent der Menschen 
entgegen ihrer eigenen Interessen 
wählen.“ Warum wählen so Betroffene 
nicht die DKP, oder wenigstens „Die 
Linke“? Alleine meine Gelenkigkeit 
hindert mich daran, mir in den Arsch 
zu beißen.

Hans Reinhardt, Glashütten

Detlev Beyer-Peters, Direktkandidat der DKP in Marl, hängt die ersten Plakate.

Anstoßen am Infostand in Dortmund nach dem Sieg vor Gericht.

Während die einen noch Sekt trinken und sich über den Sieg der DKP vor dem 
Bundesverfassungsgericht freuen, haben die anderen angefangen, Wahlplaka-
te aufzuhängen. Einig sind sich beide: Jetzt durchstarten in den Bundestags-
wahlkampf!
Der Angriff auf die DKP war nicht ohne. Zu Recht weisen die Genossinnen und 
Genossen aus Kassel mit ihrem Transparent darauf hin, dass der Demokratie-
abbau mit dem positiven Urteil aus Karlsruhe und dem Erhalt des Parteistatus 
nicht gestoppt ist. Im Gegenteil. Für die Kommunisten in diesem Land handel-
te es sich um einen Warnschuss, der sie zu größerer Wachsamkeit verpflichtet. 
Im Fall der DKP – wie schon zuvor bei den Angriffen auf VVN-BdA und „junge 
welt“ – ist die Solidarität praktisch geworden. Es gilt daran anzuknüpfen und 
den Kampf um demokratische Rechte gemeinsam zu verstärken.
Zugleich hat „die Umsturzpartei“ („Bild“) durch den Angriff und seine Abwehr 
erhöhte Aufmerksamkeit bekommen, die sie nutzen wird. Bereits jetzt kann die 
DKP eine Reihe neuer Mitglieder in ihren Reihen begrüßen. Viele fragen nach 
Kontakt und Material und unterstützten den Wahlkampf unter dem Stichwort 
„Jetzt erst recht“ materiell. Das ist gut so, denn zum Schutz vor Repression ge-
hört neben möglichst großer Öffentlichkeit und möglichst breiter Solidarität 
auch eine starke Organisation.� WR

Kundgebung vor dem Roten Rathaus in Berlin am 28. Juli.

Kundgebung in Kassel nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.

Foto: DKP Recklinghausen

Foto: DKP Dortmund

Foto: Rudi Denner / r-mediabase.eu

Foto: DKP KAssel
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Alter Schwede
Von Frikandellosigkeit und der CDU
Urlaub I. Abfahrt nach Holland. Die 
Tochter erzählt mir die circa 82 Stati-
onen ihrer letzten drei Monate, wir re-
den über Politik und das Leben und 
fragen uns kurz vor Köln, wo wir ei-
gentlich hinfahren. In die Niederlan-
de jedenfalls nicht. Nach drei bis fünf 
Kehrtwenden um jeweils 180 Grad 
scheint sich die Lage zu bessern: Wir 
sind jetzt nur 40 Kilometer weiter vom 
Ziel entfernt als vor der Abfahrt. Mist. 
In Holland selber dann einem heftigen 
Unfall direkt vor uns um Haaresbrei-
te entkommen, bei der Vollbremsung 
fällt eine gerollte Zigarette genau in 

die Getränkedose – die Wahrschein-
lichkeit für diese Aktion dürfte jenseits 
eines Hauptgewinns im Lotto liegen. 
Ich jedenfalls nehme einen ordent-
lichen Schluck auf den Schreck und 
bespucke anschließend das Lenkrad. 
Der Urlaub beginnt einzigartig. Alter 
Schwede.

Technik. WLAN ist so eine Sache. 
Auf dem Handy: Murx. Auf des Kin-
des Tablet: Murx. Auf dem Laptop: Oh, 
geht! Ich lese: „CDU will in Thüringen 
mit Stimmen der AfD an die Macht. 
Werte-Unions-Chef Otte ist das egal – 
es handle sich um einen durch und 
durch demokratischen Vorgang.“  „Die 
führenden Industrie- und Schwellen-
länder sind für 80 Prozent aller glo-
balen Emissionen verantwortlich. Die 
G20-Länder lehnen jetzt schärfere Kli-
maziele ab.“  „In der Corona-Krise hat 
sich der Hunger in der Welt ausgebrei-
tet. Ein kürzlich von den Vereinten Na-
tionen vorgestellter Bericht besagt fol-
gendes: Bis zu 811 Millionen Menschen 
sind unterernährt.“ Ich mache den Lap-
top direkt wieder aus, öffne ein lindern-
des Grolsch und denke: Scheiße.

Urlaub II. Nordholland an sich ist 
prima. Okay, hier in Petten gibt es kei-
nen Fahrradverleih, keinen Schnaps 
und keine Frikandelbude. Vor allem 
Letzteres ist urlaubstechnisch natürlich 
schwer grenzlastig. Dafür gibt es aber 

fantastische Dünen und einen tollen 
Strand. Und wenn man sich einen Ki-
lometer an selbigem entlang schleppt, 
auch kaum noch störende Menschen. 
Erster Tag, dezenter Sonnenschein, Ba-
debuxe an und rein in die Fluten. Was-
sertemperatur allerdings: Alter Schwe-
de.

Parteiverbot. Ich hatte es großspu-
rig geschrieben: „Wir gewinnen. Mein 
Wort drauf!“ Allerdings habe ich fast 
gar nichts dazu beigetragen, zwei Ur-
laubstage gerade mal. Das waren Ge-
nossinnen und Genossen, die Tag und 
Nacht an der Abwendung des Verbo-

tes gearbeitet haben. Und für uns alle 
gewonnen haben. Einfach nur: Danke!

Urlaub III. Irgendwie haben die 
Holländer da etwas falsch verstanden. 
Es heißt „Hundstage“ und nicht „Bei-
dem-Wetter-schick-ich-noch-nicht-
einmal-den-Hund-raus-Tage“. Will sa-
gen: Statt der heißesten Jahreszeit ist 
es durchgehend 20 Grad und es regnet 
Katzen, Albatrosse und kleinere Elch-
kühe. Klimawandel? Karma? Pech? Al-
les zusammen? Alter Schwede.

Politik. Mein neues Lieblingshass-
männchen, Philipp Amthor, CDU, „soll 
einem Bericht zufolge in eine Zahlung 
von Tiktok an die Junge Union ver-
wickelt gewesen sein. Die Videoplatt-
form will ihren Ruf verbessern.“ Die 
Videoplattform Tiktok will ihren Ruf 
verbessern mit einer Zahlung an die 
Junge Union? Haben die gekifft?! Al-
ter Schwede.

Urlaub IV: Das Kind hört Musik: 
„Wir sind Punk, wir sind frei. Du bist 
bei der Polizei.“ Ich grinse beim Du-
schen. Schön.

Naturphänomen. In Nordholland 
wurden ein weißer Wal und eine klei-
ne Kegelrobbe dabei beobachtet, wie 
sie gemeinsam ins Meer sprangen. Die 
Hotelpreise steigen bereits, erste Reise-
busse aus Japan werden erwartet. Wir 
reisen jetzt besser ab. Alter Schwede …
� Karl Rehnagel

Rote Fahnen sieht man besser – auch am Strand von Petten

Foto: privat

uzshop.de

Antiquarischer 
Büchermarkt: 
Samstag, 7. August, 
13.00 – 20.00 Uhr, 
Hoffnungstraße 18, 
Essen 

Hunderte
antiquarische 
Bücher im Shop:

B. B. King
„King of the blues“
4 CD-Box, 49,00 Euro

Bo Diddley
„The Chess Box“
2 CD-Box, 21,00 Euro

The Doors
„The complete  
Studio Recordings“
7 CD-Box, 89,00 Euro

Jimi Hendrix
„The Jimi Hendrix Experience“
4 CD-Box, 29,00 Euro

The Byrds
„Columbia Legacy“
4 CD-Box, 49,00 Euro

Johann Sebastian Bach
„Gesamtwerk“
160 CD-Box, 89,00 Euro

Regen, Bomben, Ermittlung
Adrian McKintys Belfast-Krimis

Kaum ist man einmal im Urlaub, 
meint der Layout-Kollege Karl 
aus der Spalte nebenan, dass er 

jetzt die Bücher empfiehlt. Pfff. Ich 
schreib ja auch nicht über die Toma-
ten auf meiner Fensterbank. Mit sei-
ner Empfehlung aus der vergangenen 
Woche hat er allerdings recht. Wie auch 
nicht, schließlich hat er die ersten drei 
Bände zum Geburtstag bekommen. 
Von wem? Genau.

Adrian McKintys Serie über Sean 
Duffy, den „katholischen Bullen“, wie 
der erste Band auf Deutsch heißt, hat 
es in sich. Was Kollege Karl als „atmo-
sphärisch dicht“ bezeichnet, ist ein ge-
lungenes Bild von Belfast in den 1980er 
Jahren. Im ersten Band ist es 1981, die 
Stadt ertrinkt im Regen, die Hunger-
streiker sterben im Gefängnis, die lo-
yalistischen Paras triumphieren, die 
Demonstrationen nach dem Tod von 
Bobby Sands am 5. Mai 1981 werden 
gewaltsam durch Polizei und britisches 
Militär niedergeschlagen, am Trauer-
zug für Bobby Sands nehmen mehr als 
100.000 Menschen teil.

Und Sean Duffy? Ist mit seinen 
Kollegen von der RUC im Einsatz ge-
gen sogenannte „Aufstände“. Als einer 
der wenigen Katholiken im Norden Ir-
lands, die sich der Bullerei angeschlos-
sen haben (die Royal Ulster Consta-
bulary, RUC, war bis zum Karfreitags-
abkommen von 1998 die brutalste und 
unbeliebteste Polzeieinheit Europas – 
und die mit der höchsten Sterblich-
keitsrate), wird er von allen Seiten des 
Konflikts angefeindet: Republikanern, 
Loyalisten, Polizeikollegen. Dann wird 
in Carrickfergus, dem Vorort Belfasts, 
in dem Duffy lebt und arbeitet, eine 
Leiche gefunden. Mit abgeschnittener 
Hand. Doch es fehlen die 30 Silberlin-
ge, die bei einer solchen Bestrafung von 
Verrätern normalerweise am Tatort 
hinterlassen werden. Und so stürzt sich 
Duffy mit seinen Kollegen McCrabban 
und Lawson in Ermittlungen, bei denen 
nichts so ist, wie es zunächst scheint.

So geht es dann munter durch die 
(bisher) acht Bände: Im 1982 spielen-
den „Die Sirenen von Belfast“ steht die 
neugebaute DeLorean-Fabrik im Zent-
rum der Ermittlungen um einen Torso, 
der ohne die dazugehörigen Körper-
teile in einem Müllcontainer gefunden 
wurde. Und ja, das Auto, mit dem man 
zurück in die Zukunft reisen kann, wur-
de in Belfast gebaut. Allerdings nicht 
lange. 1983 brechen in „Die verlorenen 

Schwestern“ 38 IRA-Gefangene aus 
dem berüchtigten Hochsicherheitsge-
fängnis Maize aus. Einer von ihnen ist 
Dermot McCann, der IRA-Komman-
dant von Derry und ein Schulfreund 
Duffys. Und genau die Person, bei der 
er nach dem Bloody Sunday 1972 um 
die Aufnahme in die IRA gebeten hat-
te. Um ihn zu finden, muss er den Tod 
von McCanns Schwägerin aufklären – 
und die Ermittlungen führen Duffy zu 
den Ereignissen rund um ein gewisses 
Hotel in Brighton …

„Atmosphärisch dicht“ trifft es. 
Duffy verbringt die Nächte mit Wod-
ka Gimlet vor seiner Plattensammlung, 
die Minuten vor dem Einsteigen in sei-
nen BMW auf den Knien auf der Suche 
nach Quecksilberbomben, die Fallbe-
sprechungen mit McCrabban und Law-
son im Pub. Es regnet, wenn das Glück 
richtig auf Duffys Seite ist, schneit es 
auch mal. Die Bände sind politisch al-
les andere als korrekt und genau da-
durch zeichnen sie ein treffendes Bild 
vom Belfast der 1980er Jahre. Es gibt 
keine Gewinner.

Wer die Chance hat, sollte die Bü-
cher im englischen Original lesen. Nicht 
nur trifft der in Carrickfergus geborene 
McKinty die Sprache Belfasts auf den 
Punkt, Slang inklusive, es entgehen ei-
nem im Original auch nicht die wun-
derbaren Titel, sämtlich Tom-Waits-
Zitate von „In the cold, cold ground“ 
über „I hear the sirens in the streets“ 
bis „Police at the station and they don‘t 
look friendly“.

„Formidable“, Karl hat recht. Und 
die perfekte Lektüre für verregnete 
Sommertage.� Melina Deymann

Adrian McKinty
Sean-Duffy-Reihe
1: Der katholische Bulle
Suhrkamp Verlag, 10 Euro
2: Die Sirenen von Belfast
Suhrkamp Verlag, 9, 99 Euro
3: Die verlorenen Schwestern
Suhrkamp Verlag, 9,99 Euro
Die fünf weiteren Titel sind eben-
falls auf Deutsch bei Suhrkamp er-
schienen.

Frist ist Frist, aber Partei ist Partei
Sonderausgabe des UZ-Podcasts zum Erfolg vor dem Verfassungsgericht
„Frist ist Frist“ meckerte der Bun-
deswahlleiter Georg Thiel auf 
der Sitzung des Bundes-
wahlausschusses, als er 
der DKP den Parteistatus 
entzog – bis auf den Ver-
treter der Grünen folgte 
ihm der Ausschuss willig.

Die DKP wählte den 
Weg nach Karlsruhe, um 
sich gegen den Beschluss zu wehren – 
und gewann auf ganzer Linie. Das Bun-
desverfassungsgericht hat die Rechts-
auffassung Thiels, verspätet abgegebe-
ne Rechenschaftsberichte seien nicht 
abgegebene Berichte, zurückgewiesen. 
Die DKP behält ihren Status als politi-
sche Partei und kann zur Bundestags-
wahl im September antreten.

Über das Urteil und die Aktivitä-
ten im Wahlkampf sprach die Redak-
tion des UZ-Podcasts mit Patrik Kö-
bele, dem Vorsitzenden der DKP, und 
Rechtsanwalt Eberhard Schultz, der 
die DKP vor dem Bundesverfassungs-
gericht vertreten hat.

Eine Sonderfolge des UZ-Podcast 
zu einem politischen Verfahren, das mit 
einer ganz unpolitischen Begründung 
begonnen hat. � UZ

Den Podcast findet man auf allen gän-
gigen Plattformen.

Gesucht für Mord und Folter an Gefangenen: Thatcher wird bis heute in Irland 
gehasst. Aus gutem Grund.

Foto: Melina Deymann

Die Genossin Juliette aus dem Schwarzwald hat dieses Bild als kleines Dankeschön 
für die vielfältige Solidarität, die die DKP erfahren hat, gestaltet.


